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AfD kommt im Bürgerblock an 

Landtagswahl befördert Spekulation um Merkel-Dämmerung 



D ie AfD hat bei der Landtags¬ 
wahl 20,8 Prozent der Stimmen 
in Mecklenburg-Vorpommern 
geholt. Das ist weniger als in Sach¬ 
sen-Anhalt, ungefähr so viel, wie von 
den Meinungsforschern vorhergesagt 
und vor allem mehr als die Volks¬ 
partei CDU in Meck-Pomm gewann. 
(19 Prozent). Offiziell ändert das 
Wahlergebnis nicht viel. Die SPD bil¬ 
det voraussichtlich mit der CDU wei¬ 
ter die Regierung in Schwerin. Dafür 
ändert sich bundesweit spürbar die 
politische Großlandschaft. 

Ganz offen und von vielen Seiten 
spekuliert die Presse über ein Ende 
der Regierung Merkel. Die Kanzlerin 
räumt - vom G-20-Gipfel im chinesi¬ 
schen Hangzhou herab - Fehler ein. 
Der Ausgang der Wahl habe etwas mit 
ihrer Flüchtlingspolitik zu tun. Damit 
stimmt Frau Merkel in den neuen 
Konsens ein, der da lautet: Die Alter¬ 
native für Deutschland habe zum Aus¬ 
druck gebracht, dass die Menschen im 
Lande eine andere Flüchtlingspolitik 
wollen. Die Legitimität der AfD und 
ihrer Forderungen ist damit allge¬ 
mein festgestellt. CSU-Vorsitzender 
Horst Seehofer stellt dröhnend und 
zu Recht fest, dass seine Partei keine 
Kurskorrektur in der Flüchtlingsfra¬ 
ge vornehmen muss, und bringt sich 
selbst als besserer Kanzlerkandidat 
der Union ins Spiel. Dass die Berli¬ 
ner Regierungsparteien die Kurskor¬ 
rektur nach rechts bereits vorher vor¬ 
genommen hatten, wird ansonsten 
meist verschwiegen. Neu ist, dass die 
Rechtspartei nun als Korrektiv einer 
legitimen Oppositionspartei gilt. 

Die AfD ist damit in der bürger¬ 
lichen Mitte angekommen. Von dort, 
aus den Reihen der Union und der 
FDP, ging sie auch aus. Der Spitzen¬ 
kandidat der AfD, Leif-Erik Holm, 
betont am Wahlsonntag in Schwerin 
wiederholt, dass seine Partei eine bür- 


Es scheint, als sei der Machtkampf 
um die Verwaltung des brasilianischen 
Kapitalismus zu einem vorläufigen 
Ende gekommen: Mit 61 zu 20 Stim¬ 
men billigte der brasilianische Senat 
am 31. August 2016 das Amtsenthe¬ 
bungsverfahren gegen Dilma Rousseff 
von der „Arbeiterpartei“ (PT), bis 
dato Präsidentin Brasiliens. Michel 
Temer von der „Partei der Demo¬ 
kratischen Bewegung“ (PMDB), Ex- 
Vizepräsident unter Rousseff, über¬ 
nahm noch am selben Tag vollständig 
das Amt des Präsidenten bis zu den 
nächsten Wahlen 2018. Als eine der 
ersten Amtshandlungen verkündet er 
in einer Fernsehansprache die Decke¬ 
lung der öffentlichen Ausgaben, eine 
Reform der Arbeitsgesetzgebung, die 
Umsetzung der Rentenreform und 
weitere Maßnahmen, die im wesent¬ 
lichen ein Ziel verfolgen: Durch ei¬ 
nen Großangriff auf die Rechte und 
den Lebensstandard der Werktätigen 
Investoren aus dem Ausland günsti¬ 
ge und sichere Anlagemöglichkeiten 
schmackhaft zu machen. 

Die Farce des Amtsenthebungs¬ 
verfahrens war kaum zu übertref- 


gerliche sei. Und Alexander Gauland, 
früher CDU und heute AfD, sieht vor¬ 
aus, dass seine jetzige Partei die CDU 
als Partei der bürgerlichen Mitte ablö- 
sen werde. In Schwerin wollen die im 
Landtag verbliebenen drei Parteien, 
SPD, CDU und „Linke“, den Kurs der 
Ausgrenzung, wie er gegenüber der 
NPD galt, gegenüber der AfD aus¬ 
drücklich nicht fortsetzen. Der „Igitt- 
Faktor“, mit dem laut Feuilleton der 
„FAZ“ die Parteiführer bis dato die 
AfD vom politischen Geschäft ausge¬ 
schlossen hatten, wird nun abgebaut. 
Die Forderungen der AfD nach Kurs¬ 
korrektur sind bereits weitgehend ak- 


fen. Abgesehen von der offensicht¬ 
lich vorgeschobenen Begründung, 
Rousseff hätte mit Tricksereien in der 
Haushaltspolitik gegen die Verfas¬ 
sung verstoßen - Tricksereien, die in 
jeder Lokalregierung in Brasilien üb¬ 
lich und akzeptiert sind - reichte die 
Palette der kreativen Anschuldigun¬ 
gen von „Arroganz“ über die „Unfä¬ 
higkeit zum Regieren“ bis hin zu den 
schlichten Behauptungen, Rousseff sei 
„hart“, „schwierig“ und „verschlossen“. 
Immer wieder wurde auch Gott als 
Rechtssprecher über Rousseffs Sün¬ 
den bemüht. Hinter all diesen Platti¬ 
tüden verbirgt sich die Strategie der 
jetzigen Gegner und Ex-Alliierten 
Rousseffs, ihre Regierung für die aktu¬ 
elle ökonomische Krise Brasiliens ver¬ 
antwortlich zu machen und sich selbst 
als Retter der Nation darzustellen. 

Auch die Verteidiger Rousseffs 
machten nicht gerade mit besonde¬ 
rem Tiefgang auf sich aufmerksam: Sie 
sprachen vor allem von der „Undank¬ 
barkeit“ und dem „Verrat“ der ehema¬ 
ligen Alliierten. Rousseff, angeblich 
die „Ehrlichste von allen“, sei nun das 
Opfer einer Intrige von Korrupten. 


zeptiert. Wie weit und auf welche Wei¬ 
se diese Partei selbst ins politische Ge¬ 
füge aufgenommen wird, bleibt noch 
offen. 

Das Parteiengefüge muss nicht 
immer so stabil sein wie in der Bun¬ 
desrepublik bisher. Erinnerungen an 
Italien werden wach, als Christdemo¬ 
kraten, Sozialisten und Kommunisten 
verschwunden und der Rechtspartei 
des Milliardärs Silvio Berlusconi ge¬ 
wichen sind. 

Die Wahl in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern war eine Protestwahl nicht 
nur gegen die Flüchtlingspolitik, son¬ 
dern auch gegen den Sozialabbau der 


Rousseff 

Rousseff selbst versuchte, sich nicht 
im moralischen Diskurs von Verrate¬ 
nen und Verrätern zu positionieren. 
In einer 45-minütigen Erklärung fo¬ 
kussierte sie auf eine Aufzählung der 
sozialen Errungenschaften der letzten 
Jahre, auf die Darstellung des Verfah¬ 
rens als illegitimen parlamentarischen 
Putsch und widmete sich im Detail der 
Widerlegung der konkreten Vorwürfe 
gegen sie. 

Somit spielte sie das Spiel mit: Ihre 
Beteiligung am juristischen Prozess 
rechtfertigte sie mit dem Argument, 
sie müsse ihr Mandat „mit allen zur 
Verfügung stehenden Mitteln vertei¬ 
digen“. 

Wiederholt stellt Rousseff ihre 
Amtsenthebung auf eine Ebene mit 
ihren Erfahrungen mit dem Militär¬ 
putsch 1964 - ohne jedoch ähnliche 
Konsequenzen zu ziehen. Im Ange¬ 
sicht dieser von ihr angeprangerten 
„Ungerechtigkeit“ wurde weder auf 
lokaler noch auf regionaler Regie¬ 
rungsebene das Bündnis zwischen PT 
und PMDB, dem wichtigsten Akteur 
des Amtsenthebungsverfahrens, auf¬ 
gekündigt. Zwar kam es zu Massen- 


Regierung Merkel, schreibt völlig zu 
Recht Oskar Lafontaine. Weder die 
Regierungsparteien noch die Presse 
oder gar die AfD selber heben die¬ 
sen wichtigen Punkt hervor. Auch 
die Linkspartei hält sich mit Hinwei¬ 
sen darauf zurück. Der DKP gelang 
es nur ganz vereinzelt, ihr Sofortpro¬ 
gramm und den Wählern nahe zu brin¬ 
gen. Das Ergebnis dieser Wahl ist so¬ 
mit ein weiterer Ruck nach Rechts. 
Offen bleibt, ob die neue bürgerliche 
Rechtspartei AfD oder der etablierte 
Bürgerblock dabei die Führung über¬ 
nehmen. 

Lucas Zeise 


Protesten in den brasilianischen Me¬ 
tropolen, politische Massenstreiks 
blieben aber weitgehend aus. 

Es bleibt fraglich, ob die Selbst¬ 
darstellung Rousseffs als Verteidige¬ 
rin der Rechte der Armen authen¬ 
tisch ist. Denn die Angriffe der neuen 
Regierung stehen in einer Linie mit 
dem großen Kürzungsprogramm im 
Jahr 2015 und den gesetzlichen Ein¬ 
schränkungen der bürgerlichen Frei¬ 
heiten wie durch die Verabschiedung 
des „Antiterrorismusgesetzes“ unter 
der PT-Regierung. 

Während sich die Verteidiger und 
Gegner Rousseffs in einem emoti¬ 
onsgeladenen Verfahren verbal zer¬ 
reißen und dennoch gemeinsam an 
einem Tisch zu Abend speisen, findet 
die physische Auseinandersetzung auf 
der Straße statt. Denn viele brasilia¬ 
nischen Arbeiterinnen und Arbeiter 
merken deutlich, dass diese Ablösung 
der einen bürgerlichen Regierung 
durch eine andere vor allem eine Ver¬ 
schärfung des Angriffs auf ihre Inter¬ 
essen und Bedürfnisse bedeutet. Ih¬ 
nen bleibt nur, sich zu widersetzen. 

Maria Galväo und Antonio Veiga 


Verbale Schlammschlacht 

Das erfolgreiche Amtsenthebungsverfahren gegen Präsidentin 


Thema der Woche 


Bündnisse mit Imperialisten? 

Die US-lmperialisten benutzen die PYD/YPG 
als Instrument in ihrem Kampf gegen IS und 
die syrische Regierung. Haben sie ihre Auf¬ 
gabe erfüllt, sind sie entbehrlich. So schätzt 
die Regionalorganisation der syrischen KP in 
Hasaka die Situation ein. Die generelle Frage, 
wie demokratische Kräfte sich im imperia¬ 
listischen Dauerkrieg verhalten und welche 
Bündnisse sie eingehen können, erörtert 
Hans Christoph Stoodt in einem Diskussions¬ 
beitrag anhand der schwierigen Lage und ak¬ 
tuell verfehlten Politik der syrischen Kurden. 
Seiten 7 und 12 


TTIP stoppen 

Demonstrationen am 
17. September 

250 000 Menschen protestierten am 10. 
Oktober 2015 in Berlin gegen die Frei¬ 
handelsabkommen TTIP und CETA. 
„Wir wollen erreichen, dass am 17. Sep¬ 
tember noch mehr Menschen auf die 
Straße gehen“, sagt Uwe Hiksch vom 
Trägerkreis des Bündnisses „CETA 
& TTIP stoppen. Für einen gerechten 
Welthandel!“ im Gespräch mit der UZ 
(Seite 3). Am 17. September veranstaltet 
das Bündnis in sieben Städten - Mün¬ 
chen, Stuttgart, Frankfurt, Köln, Ham¬ 
burg, Berlin und Leipzig - Demonstra¬ 
tionen. 

Besonders in der SPD wird um die Hal¬ 
tung zu den Abkommen gestritten - der 
Parteivorsitzende Sigmar Gabriel be¬ 
hauptet, dass TTIP gescheitert sei und 
versucht damit, den Protesten den Wind 
aus den Segeln zu nehmen. Die SPD- 
Führung will, dass der Parteikonvent am 
19. September CETA zustimmt. Mit so¬ 
zialdemokratischer Politik sei das nicht 
vereinbar, sagt Hiksch - er hoffe, dass 
die Demonstrationen am 17. Septem¬ 
ber dazu führen werden, dass der SPD- 
Konvent sich gegen TTIP und CETA 
ausspricht. 

Die DKP beteiligt sich mit eigenen Blö¬ 
cken an den sieben Demonstrationen 
gegen die Freihandelsabkommen TTIP 
und CETA. Die Genossinnen und Ge¬ 
nossen treffen sich an folgenden Orten: 

Berlin, 12 Uhr, Karl-Marx-Allee auf der 
Seite des Kino International, Nähe U- 
Bahn Schillingstraße am Infostand der 
DKP. Die Demo startet auf dem Alex¬ 
anderplatz 

Frankfurt, 12 Uhr, Opernplatz 
Hamburg, 11 Uhr, Rathausmarkt an 
der Barlachstele neben der „Kleinen 
Alster“ 

Köln, 12 Uhr, Siegburger Straße am In¬ 
fostand der DKP. Die Demo beginnt an 
der DeutzerWerft 

Leipzig, 12 Uhr, Am neuen Rathaus. 
Die Demo beginnt am Wilhelm- 
Leuschner-Platz 

München, 11.30 Uhr, Eingangstor zum 
Hofgarten. Die Demo beginnt am 
Odeonsplatz 

Stuttgart, 12 Uhr, Lautenschlagerstra¬ 
ße/Ecke Schillerstraße. Die Demo be¬ 
ginnt am Hauptbahnhof 

Und nicht vergessen: Bestellt UZ für 
die Verteilung in den Bussen und auf 
den Demos: vertrieb@unsere-zeit.de 

60 Jahre KPD-Verbot: 

Weg damit! 

Im August 1956 ließ das Bundesverfas¬ 
sungsgericht die Kommunistische Par¬ 
tei Deutschlands (KPD) verbieten, auf 
dieser Grundlage wurden zehntausende 
wirkliche oder angebliche Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten verfolgt, ver¬ 
haftet und eingesperrt. 

Die DKP fordert, die Kriminalisierung 
von Antifaschisten und Kommunisten 
endlich zu beenden. 

Demonstration 

„Weg mit dem KPD-Verbot“ 

10. September, 15.00 Uhr 
Ludwigsplatz, Karlsruhe 

Anschließend Veranstaltung mit ei¬ 
nem Vertreter der verfolgten Kom¬ 
munistischen Partei der Ukraine und 
Gespräch mit Zeitzeugen. 

Weitere Informationen: Seite 5 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Manfred Dietenberger zur Hartz-IV-Erhöhung 


Kümmerlich und reine Willkür 


Etwa 6,1 Millionen Menschen leben 
in Deutschland von der staatlichen 
Grundsicherung. Mehr als eine Milli¬ 
on Erwachsene beziehen schon länger 
als neun Jahre dieses Hartz IV, und je¬ 
des siebte Kind unter fünfzehn Jahren 
ist von den Hartz-IV-Bezügen seiner 
Eltern abhängig. Aber sie dürfen - so 
ist im Bundespressewald zu hören und 
zu lesen - auf baldige Besserung hof¬ 
fen. Der Kölner Stadt-Anzeiger jubelt: 
„Deutlich mehr Geld für Hartz-IV- 
Empfänger“ und die Badische Zeitung 
springt bei und frohlockt: „Hartz IV- 
Sätze für Kinder steigen 2017 deutlich.“ 
Die anderen Qaulitätsmedien tun es ih¬ 
nen gleich. Tatsächlich geht es bei den 
Jubelschreien um fast nichts. Die Hartz- 
IV-Anpassung fällt im kommenden Jahr 
nicht höher aus als in diesem. 2016 stieg 
der Regelsatz für Einzelpersonen um 
fünf Euro. 2017 erhöht sich der Hartz- 
IV-Regelsatz für Erwachsene um fünf 
auf 409 Euro, für Schulkinder zwischen 
sechs und 13 Jahren um 21 Euro auf 291 
Euro und für Jugendliche zwischen 13 
und 18 Jahren um 5 Euro auf 311 Euro. 
Für kleine Kinder gibt es eine Nullrun¬ 
de, und es bleibt bei 237 Euro im Monat. 

Erinnern wir uns: 2005 führte die 
rot-grüne Bundesregierung unter Ger¬ 
hard Schröder (SPD) und Joschka Fi¬ 



scher (Grüne) für Erwachsene, die län¬ 
ger als ein Jahr arbeitslos sind, sowie 
für ihre Familien die Hartz-IV-Sozial- 
leistungen ein. Sie reichten von Anfang 
an hinten und vorne nicht aus für ein 
auskömmliches, würdevolles Leben. Das 
war auch so gewollt, Hartz IV sollte die 
Arbeitslosen in prekäre Beschäftigung 
zwingen, was wie geplant gelang. Doch 
laut Regierungspropaganda deckt der 
Hartz-IV-Regelsatz den laufenden Be¬ 
darf für Ernährung, Kleidung, Körper¬ 
pflege, Hausrat, Strom (ohne Heizung) 
und für die Bedürfnisse des täglichen 
Lebens und irgendwie auch noch die 
Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben. Anfang 2016 wurde der so ge¬ 
nannte Eckregelsatz für alleinstehen¬ 
de Erwachsene um 5 Euro auf nun 404 


Euro im Monat angehoben. Das änderte 
nichts daran, „dass Hartz-IV- und So¬ 
zialhilfeempfänger heute faktisch we¬ 
niger zum Leben haben als zum Start 
des Hartz-IV-Systems Anfang 2005“, 
so eine Studie des Deutsche Gewerk¬ 
schaftsbundes (DGB). Während die Re¬ 
gelsätze von 2005 bis 2015 um 15,7 Pro¬ 
zent stiegen seien, stiegen die Preise für 
Nahrungsmittel aber um 24,4 Prozent. 
„Die Stromkosten eines Haushalts ha¬ 
ben sich seit 2005 um etwa 54 % erhöht“, 
was deutlich zum hohen Kaufkraftver¬ 
lust der Hartz-IV-Bezieher beitrug und 
zu schätzungsweise 140 000 Stromab¬ 
schaltungen in Hartz-IV-Haushalten 
im vorigen Jahr führte. 

Annelie Buntenbach, Mitglied des 
DGB-Bundesvorstandes, forderte da¬ 
her die Bundesregierung auf, 2017 die 
Regelsätze nicht weiter kleinzurechnen, 
„die Sicherung des Existenzminimums 
ist ein Verfassungsauftrag und keine 
Frage fiskalpolitischer Opportunität.“ 
2010 hat die damalige Bundessozialmi¬ 
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) 
die Hartz-IV-Regelsätze neu berech¬ 
nen lassen. Damals kritisierte die heu¬ 
tige Sozialministerin Andrea Nahles 
(SPD) von der Leyen heftig. Sie habe 
die Hartz-IV-Sätze „künstlich herunter¬ 
gerechnet“. Aber was Nahles jetzt den 
Hartz-IV-Beziehern zumutet, orientiert 
sich genau an den von ihr damals mo¬ 
nierten Vorgaben ihrer Amtsvorgän¬ 
gerin. Wieder wird der Regelsatz von 
Hartz IV von den statistisch ermittel¬ 
ten Konsumausgaben der ärmsten 15 
Prozent der Einzelhaushalte abgeleitet. 

Die Hartz-IV-Sätze sind systemisch, 
und daher sind von ihrer Höhe indirekt 
auch Erwerbsunfähige, Behinderte und 
Rentner im Grundsicherungsbezug so¬ 
wie Asylbewerber betroffen. 

Höhere Hartz-IV-Leistungen wür¬ 
den auch die Anhebung der Sozialhilfe 
und Grundsicherung nach sich ziehen 
und auch die Leistungen für Geflüch¬ 
tete müssten neu berechnet werden. In 
der Saarbrücker Zeitung vom 30. 8. er¬ 
innert uns eine Edelfeder namens Ha¬ 
gen Strauß daran was Sache ist: „Die 
Hartz-IV-Regelsätze sind nicht dafür 
gedacht, üppig leben zu können, das ist 
nicht Sinn und Zweck der Stütze. Auch 
wenn man es den Empfängern und ihren 
Kindern vielleicht gönnen würde. Son¬ 
dern es geht darum, die Bereitschaft der 
erwachsenen Betroffenen zu erhalten 
oder gegebenenfalls zu erhöhen, sich zu 
qualifizieren und einen Job zu suchen.“ 
In der Zeit bis zur Lesung im Bundestag 
sind jetzt die Wohlfahrts- und Sozialver¬ 
bände und die Gewerkschaften gefor¬ 
dert. Mit kernigen Pressemitteilungen 
allein ist es nicht mehr getan. Diese Er¬ 
höhung des Satzes bestärkt uns in der 
Überzeugung, dass das System Hartz-IV 
weg muss. 



Bosch bleibt! 

Aktionstag im Saarland gegen 
Werkschließung und Arbeitsplatzabbau 


Mehr als 3 000 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen der Robert Bosch GmbH in Hom¬ 
burg, der Bosch-Rexroth Homburg und 
der Bosch-Emission-Systems (BESG) 
Neunkirchen demonstrierten auf der 
Kundgebung in Homburg für den Er¬ 
halt aller Arbeitsplätze. Unterstützt 
wurden sie von Abordnungen fast aller 
Bosch-Werke in Deutschland, von Ei¬ 
senach über Hildesheim bis Stuttgart, 
und von vielen weiteren saarländischen 
Metallbetrieben und Saarstahl. Solida¬ 
rität zeigten auch Gewerkschafterlnnen 
von ver.di und IG BAU und des DGB 
Saarland. 

Die Bosch-Zentrale in Stuttgart hat¬ 
te Mitte Juni angekündigt, das BESG- 
Werk Ende 2017 zu schließen. 200 Ar¬ 
beitsplätze würden vernichtet, für 100 
Kolleginnen Ersatzarbeitsplätze ange- 
boten. Doch bei Bosch-Rexroth würden 
ebenfalls 210 Arbeitsplätze abgebaut - 
alles sozialverträglich. Die Betriebsräte 
allerdings befürchten einen weiteren 
schleichenden Arbeitsplatzabbau auch 
beim Bosch-Werk. Das Vertrauen in die 
Konzernleitung ist hin. 

Das BESG-Werk ging erst vor zwei 
Jahren in Betrieb. Die Fertigungshal¬ 
le war von der landeseigenen Saar¬ 
land Bau und Boden Projektgesell¬ 
schaft mbH (SBB) für 14,5 Mill. Euro 
für Bosch gebaut und auf 10 Jahre an 
BESG vermietet worden. Jetzt soll 
Schluss sein. Das Werk hat sich als 
Fehlinvestition herausgestellt. Der gan¬ 


ze Konzern befindet sich in einer tief¬ 
gehenden Umstrukturierung, um neue 
Profitfelder zu erobern, (siehe UZ vom 
2. 9.) Bewältigen muss das Management 
auch die Herausforderungen durch die 
sich vollziehenden und zu erwartenden 
Veränderungen in der Automobilindus¬ 
trie - im Interesse stabiler und intensi¬ 
ver werdender Kapitalverwertung. 

Zur Demonstration in Homburg 
hatten die IG-Metall-Verwaltungsstel¬ 
len Neunkirchen und Homburg sowie 
die Betriebsräte und Vertrauensleute 
der drei Bosch-Unternehmen gemein¬ 
sam aufgerufen. Den Belegschaften ist 
bewusst, dass alle betroffen sind, dass 
sie gemeinsam kämpfen müssen, um 
gegen die Konzernleitung erfolgreich 
zu sein. Sie verstehen sich deshalb als 
Bosch-Saarland. Die sozialpartner¬ 
schaftliche Betriebsverbundenheit 
„Wir sind Bosch“ hat sich in Solida¬ 
rität und die Erkenntnis verwandelt, 
sich nicht gegeneinander ausspielen 
zu lassen. Und „Es gibt keinen sozial¬ 
verträglichen Arbeitsplatzabbau!“ wie 
der BR-Vorsitzende von Bosch-Rex¬ 
roth aussprach. Scharf haben die Be¬ 
triebsratsvorsitzenden und der Bevoll¬ 
mächtigte der IG Metall Homburg die 
Unternehmerwillkür zurückgewiesen. 
Die Vorsitzende der Jugend- und Aus¬ 
zubildendenvertretung entlarvte das 
„Fürsorge-Image“; Jahr für Jahr müsse 
darum gekämpft werden, dass alle Aus¬ 
zubildenden eine unbefristeten Über¬ 


nahmevertrag erhalten - und nicht im¬ 
mer sei das gelungen. 

Widersprüchlich war der Beitrag 
des Gesamtbetriebsratsvorsitzenden 
der Robert Bosch GmbH, Michael 
Brecht. Da klang so etwas wie Ver¬ 
ständnis für die komplizierte Situation 
von Bosch an. Aber er werde den Ein¬ 
druck des Widerstandswillens von hier 
mit nach Stuttgart mitnehmen. 

Das Kampfziel heißt nicht „Bosch 
muss bleiben“, es heißt selbstbewusst: 
„Bosch bleibt!“ - mit allen 5 600 Ar¬ 
beitsplätzen im Saarland. Die Forde¬ 
rungen an die Konzernleitung sind: 
Erhalt aller Arbeitsplätze. Nicht die 
Belegschaften sollen die Fehlentschei¬ 
dungen des Managements ausbaden. 
Ersatzproduktion muss in die Werke 
kommen und endlich auch eine Ent¬ 
wicklungsabteilung aufgebaut werden. 

Zugleich setzen die Betriebsräte 
und die IG Metall große Hoffnungen 
in die Politik. Die saarländische Wirt¬ 
schaftsministerin Rehlinger versprach 
als Vertreterin der Landesregierung, 
sich für den Arbeitsplatzerhalt einzu¬ 
setzen und bot dem Konzern Umstruk¬ 
turierungshilfen an. 

Die DKP hat in einem Flugblatt 
darauf hingewiesen, dass die Konzern¬ 
führung schon vor einem Jahr allgemein 
Sparpläne angedroht hatte, und die IG- 
Metall-Forderung bekräftigt: Es müssen 
endlich alle Karten auf den Tisch. 

Rainer Dörrenbecher 


Ratlos in Hangzhou 

An „kritischer Weggabelung“ wird auf dem G-20-Wirtschaftsgipfel keine Richtung eingeschlagen 


Das Gipfeltreffen der G-20 im chinesi¬ 
schen Hangzhou war kein Höhepunkt 
Der Blick in die deutsche Presse ver¬ 
mittelt den Eindruck, dass rein gar 
nichts herausgekommen ist. Das Tref¬ 
fen der Staats- und Regierungschefs 
der zwanzig größten (wirtschaftlich 
bedeutendsten) Länder der Erde hat 
eigentlich den Zweck, ein Koordina¬ 
tion der Wirtschaftspolitik zu betrei¬ 
ben. Dabei waren früher die G-7 un¬ 
ter sich - also die großen alten kapi¬ 
talistischen Länder. Das Format von 
zwanzig Chefs wurde jeweils im Ge¬ 
folge von Wirtschaftskrisen auspro¬ 
biert. Zunächst im Gefolge der Asi¬ 
enkrise 1997/98, als die westlichen 
Staaten dringend eine Zusage Chinas 
brauchten, die eigene Währung nicht 
abzuwerten. Sie erhielten die Zusage, 
was wesentlich dazu beitrug, dass die 
in die Krise geratenen asiatischen Ti¬ 
gerstaaten sich erholten und die Welt¬ 
wirtschaft mit ihnen. 

Damals trafen sich nur die Finanz¬ 
minister. Nach der großen Finanz¬ 
krise 2007/08 waren es dann die Re¬ 


gierungschefs. Wieder war es China, 
dessen relativ und absolut größtes In¬ 
vestitionsprogramm unter allen Staa¬ 
ten den Weg für alle aus der scharfen 
Rezession wies. Nun findet der Gipfel 
in China, in Hangzhou, statt. Die Wirt¬ 
schaftskrise ist noch voll da. Aber sie 
vermittelt nicht die Dringlichkeit wie 
vor acht Jahren, als die großen zwan¬ 
zig sich hoch und heilig versprachen, 
die zusammenbrechende Nachfrage zu 
stützen, keinen Abwertungswettlauf zu 
beginnen, die Grenzen offen zu halten 
und den Finanzsektor streng zu regu¬ 
lieren. An die ersten drei Punkte ha¬ 
ben sich die Länder einigermaßen ge¬ 
halten. Bei Punkt vier wurde ein wenig 
Kosmetik betrieben, aber von strenger 
Regulierung kann - natürlich, ist man 
geneigt zu sagen - keine Rede sein. 

Die Weltwirtschaft stehe an einer 
„kritischen Weggabelung“, sagte jetzt 
der gastgebende chinesische Präsident 
Xi Jinping. An dieser Gabelung steht 
sie schon eine ganze Weile. Die Krank¬ 
heit sieht nicht kritisch, sondern mitt¬ 
lerweile chronisch aus. Sie entspricht 


vielleicht eher dem Naturell der deut¬ 
schen Kanzlerin, die die Lage mit fol¬ 
gendem Gemeinplatz zusammenfasste: 
„Wir müssen angesichts von modera¬ 
tem Welt Wirtschaftswachstum schauen, 
wie wir gemeinsam handeln können.“ 
Die Krankheit heißt Stagnation. Der 
Internationale Währungsfonds (IWF) 
hat auch zum Gipfeltreffen wieder eine 
pessimistische Prognose erstellt, wo¬ 
nach die Länder mit starkem Wachs¬ 
tum - vor allem China und Indien - we¬ 
niger stark wachsen und allein schon 
dadurch die Wirtschaft in Nordame¬ 
rika, Europa und Japan weiter schwä¬ 
chen werden. 

Wenn man Frau Merkels Worten im 
Spiegel der deutschen Medien lauscht 
(und die wichtigen Meck-Pomm-Fra- 
gen überhört), ergibt sich der Eindruck, 
dass die 20 Großen und ihre Entoura- 
ge in Hangzhou ein wenig in der Ge¬ 
gend herumgeschaut haben. Gefun¬ 
den haben sie nichts, jedenfalls nichts, 
wie man gemeinsam handeln könnte. 
Toll findet es die Kanzlerin, dass we¬ 
niger stark über Fiskal- und Geldpoli¬ 


tik gesprochen wurde, dafür mehr über 
Strukturpolitik. Das letztere Wort ist 
bedeutungsgleich mit dem früher da¬ 
für üblichen „Angebotspolitik“, was 
wiederum nichts anderes heißt als die 
Gewinne der Unternehmen zu fördern, 
möglichst durch niedrige Löhne und 
geringe Gewinnsteuern. Ob Xi Jinping 
das so meinte, muss noch offen blei¬ 
ben. Jedoch entsteht der Eindruck von 
Missverständnissen. Die deutsche Er¬ 
findung „Industrie 4.0“ heißt in der chi¬ 
nesischen Lobeshymne darauf „Vierte 
digitale Revolution“. Tatsächlich aber 
schien den Gastgebern am meisten am 
Offenhalten der Grenzen zu liegen, was 
verständlich ist. Denn die EU und die 
USA wollen ganz gegen ihre Freihan¬ 
delsbekenntnisse chinesische Importe 
von Stahl und anderen Rohwaren mas¬ 
siv einschränken. 

Steuerstreit unter Freunden 

Merkel wird auch mit der Behauptung 
zitiert, die G-20 wollten gegen multi¬ 
nationale Konzerne Vorgehen, die mit 
allen möglichen Tricks Steuern vermei¬ 


den. Wir wissen aus Erfahrung, dass 
das Gegenteil der Fall ist. Die EU ist 
schließlich - auch auf Betreiben deut¬ 
scher Regierungen - so gebaut wor¬ 
den, dass die besagten multinationalen 
Konzerne leichtes Spiel haben, um die 
unterschiedlichen Steuergesetze im an¬ 
sonsten einheitlichen Wirtschaftsraum 
zur Steuervermeidung zu nutzen. Da¬ 
ran soll nicht gerüttelt werden. Von 
der Regierung Merkel schon gar nicht. 
Einen kleinen Streit unter Freunden 
gibt es da nur mit der US-Regierung. 
Wenn einige Unternehmen es zu toll 
treiben und ihre Steuerbelastung wie 
aktuell der US-Konzern Apple auf un¬ 
ter 0,1 Prozent vom Gewinn drücken 
und wenn dann die EU-Kommission 
als Wettbewerbsaufsicht einschreitet, 
um dem Fiskus wenigstens Almosen 
zukommen zu lassen, empfindet die 
US-Regierung das als ungerecht. Denn 
sie hat Gesetze, wonach in Übersee ge¬ 
sparte Steuern der US-Konzerne vom 
heimischen Fiskus eingesammelt wer¬ 
den können. 

Lucas Zeise 
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Die transnationalen Konzerne 
wollen eine „Wirtschafts-NATO“ 

Bundesweiter Protest gegen Freihandelsabkommen mit USA und Kanada 



Uwe Hiksch ist Mitglied im Bundesvorstand der Naturfreunde Deutschlands 
und für die Naturfreunde im Trägerkreis „CETA & TTIP stoppen. Für einen 
gerechten Welthandel!“ 


UZ: Am Montag hat der SPD-Par¬ 
teivorstand mit großer Mehrheit - bei 
einer Gegenstimme und drei Enthal¬ 
tungen - beschlossen, den Antrag des 
SPD-Präsidiums zu unterstützen, das 
Freihandelsabkommen EU-Kanada 
(CETA) in Kraft zu setzen. Wie beur¬ 
teilst du diesen Beschluss? 

Uwe Hiksch: Der SPD-Parteivor- 
stand versucht, gegen die Mehrheit 
der Menschen in Deutschland das 
Freihandelsabkommen CETA voran¬ 
zubringen. Der beschlossene Antrag 
enthält viel Prosa und tut so, als ob 
CETA ein Abkommen sei, mit dem 
der internationale Handel fair und 
gerechter gestaltet würde. Das Gegen¬ 
teil ist aber der Fall. CETA wird dazu 
führen, dass internationale Schieds¬ 
gerichtsverfahren eingeführt werden 
und eine fortschrittliche Reformpoli- 
tik noch schwerer durchsetzbar wird. 
Der Parteivorstandsbeschluss be¬ 
grüßt, dass die Bundesregierung der 
vorläuügen Anwendung für das Frei¬ 
handelsabkommen im Europäischen 
Rat zustimmen kann. Damit werden 
die Planungen der EU-Kommission, 
das Freihandelsabkommen möglichst 
noch in diesem Jahr in Kraft zu setzen, 
unterstützt. 

Mit sozialdemokratischer Poli¬ 
tik ist dieser Beschluss nicht verein¬ 
bar. Mehrere Landesverbände, viele 
Unterbezirke und Ortsverbände der 
SPD haben bereits Beschlüsse gefasst, 
in denen sie die SPD-Führung auffor¬ 
dern, Nein zu TTIP und CETA zu sa¬ 
gen. Auch in anderen EU-Staaten regt 
sich Widerstand in den Parteien und 
Parlamenten. In den beiden Regio¬ 
nalparlamenten Belgiens, im Luxem¬ 
burger Parlament, im österreichischen 
und französischen Parlament zeichnen 
sich Mehrheiten gegen die Ratifizie¬ 
rung ab. Trotzdem will die SPD mit¬ 
helfen, dass durch die vorzeitige An¬ 
wendung dieses Abkommen durchge¬ 
peitscht werden kann. Ich hoffe, dass 
die sieben Großdemonstrationen am 
17. September dazu führen werden, 
dass der SPD-Konvent diese falsche 
Politik ablehnt. 


UZ: Was will das Bündnis mit den sie¬ 
ben Großdemonstrationen erreichen? 

Uwe Hiksch: Das Bündnis „STOP 
CETA und TTIP - Für einen gerech¬ 
ten Welthandel!‘‘das am 17. September 
zu den sieben Großdemonstrationen 
aufruft, ist ein breites gesellschaftliches 
Bündnis: Gewerkschaften, Umwelt- 
und Sozialverbände, globalisierungs- 
kritische Verbände, der Deutsche Kul¬ 
turrat, Landwirtschaftsverbände und 
Entwicklungsorganisationen rufen ge¬ 
meinsam zu den Demonstrationen auf. 
Wir wollen mit den Demonstrationen 
erreichen, dass die geplanten Freihan¬ 
delsabkommen gestoppt werden. 

Für die transnationalen Konzerne 
aus der EU und den USA sind die Frei¬ 
handelsabkommen TTIP und CETA 
von strategischer Bedeutung. Mit ih¬ 
nen wollen sie ihre dominierende Po¬ 
sition auf den Weltmärkten noch wei¬ 
ter ausbauen. Sie wollen erreichen, das 
eine Art Wirtschafts-NATO geschaf¬ 
fen wird, die Länder wie China, Indi¬ 
en oder auch Russland daran hindert, 
ihre Position auf dem Weltmarkt zu 
verbessern. Ökologische, soziale und 
entwicklungspolitische Ziele bleiben 
dabei auf der Strecke. 

UZ: Was ist am 17. September geplant 
und wie geht es danach weiter? 

Uwe Hiksch: Wir gehen gleichzeitig 
in sieben Städten auf die Straße: In 
München, Stuttgart, Frankfurt, Köln, 
Hamburg, Berlin und Leipzig werden 
wir mit großen Demonstrationen un¬ 
sere Ablehnung zu den Freihandelsab¬ 
kommen zeigen. Die Auftaktkundge¬ 
bungen werden um 12 Uhr beginnen. 
Wir wollen erreichen, dass an diesem 
17. September noch mehr Menschen 
auf die Straße gehen als am 10. Okto¬ 
ber im letzten Jahr, als 250 000 Men¬ 
schen ihre Ablehnung zu TTIP und 
CETA in Berlin zeigten. 

Nach dem 17. September wird der 
Trägerkreis gemeinsam über weitere 
Möglichkeiten diskutieren, um diese 
Freihandelsabkommen zu verhindern. 
Auf jeden Fall werden wir den Druck 


bis zur Bundestagswahl weiter stei¬ 
gern. Gerade die SPD muss wissen, 
dass wir die Wahlen zum Bundestag 
auch zu einer Abstimmung über Frei¬ 
handelsabkommen machen wollen. 

UZ: Weshalb ist es wichtig, sich gegen 
TTIP und CETA zu stellen? 

Uwe Hiksch: Mit den Freihandelsab¬ 
kommen wird die Macht der Groß¬ 
konzerne noch weiter zunehmen. Das 
Kapital will durch die Freihandelsab¬ 
kommen die Durchkapitalisierung der 
Gesellschaft weiter beschleunigen und 
erkämpfte Fortschritte der Arbeiter¬ 
bewegung, der Umwelt- und Verbrau¬ 
cherschutzverbände weiter aushöhlen. 
Trotzdem sehe ich Chancen, dass es 
uns in mehreren Mitgliedstaaten der 
EU gelingen kann, eine Mehrheit ge¬ 
gen die Freihandelsabkommen zu er¬ 
reichen. In Deutschland als hegemo- 
nialem Staat in der EU wird es aber 


besonders schwer sein, ein „Nein“ her¬ 
beizuführen. 

Die Alternative wäre äußerst nega¬ 
tiv: Verbesserungen für Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen oder höhere 
Standards bei Verbraucher- oder Um¬ 
weltschutz wären noch schwerer durch¬ 
zusetzen als bisher. Die Demokratie 
würde durch die sogenannte „regula¬ 
torische Kooperation“, mit der sich die 
unterzeichnenden Staaten verpflich¬ 
ten, die Vertragspartner vor einer Ge¬ 
setzesinitiative zu informieren, deutlich 
eingeschränkt. International agierende 
Konzerne und Finanzinstitute könnten 
mit der Drohung, die Staaten vor einem 
internationalen Schiedsgericht oder ei¬ 
nem internationalen Schiedsgerichts¬ 
hof auf Milhardenentschädigungen zu 
verklagen, erreichen, dass Gesetze zur 
Verbesserung der Lebenssituation von 
Menschen noch schwieriger durchge¬ 
setzt werden können. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Protest der 9 000 

Stahlarbeiter demonstrieren in Duisburg gegen Thyssen-Krupp-Pläne 



9 000 Stahlarbeiter demonstrier¬ 
ten am 31. August in Duisburg für 
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Sie 
demonstrierten auch gegen den 
Plan von Thyssen-Krupp, den Kon¬ 
zern umzustrukturieren und/oder 
die Stahlsparte mit einem anderen 
Stahlkonzern zu fusionieren. Der 
Stahlbereich wird vom Konzernchef 
Heinrich Hiesinger in Frage gestellt. 
1,6 Mrd. Euro sollen in den nächsten 
fünf Jahren eingespart werden. Hie¬ 
singer spricht von „Wertlücken“, die 
geschlossen werden müssen, zu hoch 
seien die Personalkosten. 

Unterstützt wurde dieser zweite 
Aktionstag der IG Metall am 31. Au¬ 
gust nicht nur von Beschäftigten der 
Standorte von „Thyssen-Krupp Steel 
Europe (TKSE)“, sondern auch von 
Vertretern diverser Konzerntöch¬ 
ter, z.B. von „Electrical Steel“, „Mill 
Services“ und „Aufzüge“. Rückende¬ 
ckung gab es von Kolleginnen und 
Kollegen anderer Firmen, so der Dil- 
linger Hütte, Arcelor-Mittal, Mannes¬ 
mann, Salzgitter, Daimler Düsseldorf 
und Opel Bochum, um nur einige De¬ 
legationen zu nennen. 

IG-Metall-Bezirksleiter Knut 
Giesler stellte fest, dass fünf Mona¬ 
te vorher, beim bundesweiten Stahl¬ 
aktionstag, fast 50 000 Stahlkocher 
Seite an Seite mit dem Vorstand von 
Thyssen-Krupp und den Spitzen der 
deutschen Stahlindustrie für die Zu¬ 
kunft der Stahlindustrie protestiert 


hatten. Nun konfrontieren die Thys- 
sen-Krupp-Bosse die Belegschaften 
mit dem möglichen Aus vieler Stand¬ 
orte - nicht nur in NRW. 

Die Aussage des Finanzvorstands 
von Thyssen-Krupp, Guido Kerkhoff, 
die Beschäftigten müssten „auch mal 
eine längere Periode der Unsicher¬ 
heit aushalten“, stieß auf Empörung. 
Der stellvertretende Aufsichtsrats¬ 
vorsitzende und frühere IG-Metall- 
Chef Detlef Wetzel sagte, dass die 
Stahlsparte von Thyssen-Krupp als 
Wertevernichter im Konzern bezeich¬ 
net werde“, sei ein Skandal. TKSE sei 
vielmehr „eines der erfolgreichsten 
Stahlunternehmen der Welt“. 

Was Hiesinger angekündigt hat, 
wird bei uns bereits umgesetzt, wird 
der Betriebsratsvorsitzende von 
TKSE-Hüttenheim, Werner von Hä¬ 
fen, zitiert. Bei uns sind schon die 
ersten Unternehmensberater in der 
Bude. Betriebsräte der Werke in Bo¬ 
chum und Duisburg-Hüttenheim be¬ 
fürchten sogar Werksschließungen. 

Egal, wie die Umstrukturierungs¬ 
maßnahmen aussehen werden, egal, 
mit wem eine Fusion angestrebt wer¬ 
den soll, es drohen kräftige Einschnit¬ 
te und der Verlust zehntausender Ar¬ 
beitsplätze. 

Die Thyssen-Krupp-Stahlsparte 
mit 27 000 Mitarbeitern ist jeden¬ 
falls in großer Gefahr. Obwohl es die 
Zusage des Konzerns gibt, dass bis 
2020 keine Stahlstandorte geschlos¬ 


sen werden und es keine „betriebs¬ 
bedingten Kündigungen“ gibt, teuer 
erkauft durch die Belegschaften, ist 
die Verunsicherung und Angst bei 
den Stahlkochern spürbar. 

Dass an einem solchen Tag vol¬ 
ler Emotionen und Ängste der Auf¬ 
sichtsrat zusammenkommt ist sicher¬ 
lich nicht ungewöhnlich. Dass dieses 
Gremium aber noch am gleichen Tag 
beschlossen hat, grundsätzlich die 
Umstrukturierungspläne der Stahl¬ 
sparte von Thyssen-Krupp mittragen 


zu wollen, ist eine schallende Ohr¬ 
feige für alle Kolleginnen und Kol¬ 
legen, die von diesen menschenver¬ 
achtenden Plänen betroffen sind. Die 
Stahlarbeiter, nicht nur an Rhein und 
Ruhr, wollen keine Umstrukturie¬ 
rung der Stahlsparte. Sie wollen keine 
Fusionen, weder mit Tata-Steel noch 
mit Salzgitter. Sie wollen den Erhalt 
ihrer Arbeitsplätze und Perspektiven 
für sich und eine sichere Zukunft für 
ihre Familien. 

Dietmar Breme 


Wer sind die reichsten? 

Maria-Elisabeth Schaeffler und ihr 
Sohn Georg Schaeffler sind nicht 
mehr der reichste Clan Deutschlands. 
Das ermittelte nach eigenen Angaben 
das Wirtschaftsmagazin „Bilanz“. Die 
Schaefflers sind Eigentümer des Au- 
tozulieferers Schaeffler und besitzen 
außerdem die Mehrheit an der Conti¬ 
nental AG. Insgesamt schätzt das Ma¬ 
gazin den Wert des Schaeffler-Vermö¬ 
gens auf ca. 26 Mrd. Euro. In Deutsch¬ 
land werden sie dem Magazin zufolge 
derzeit von der Familie Reimann über¬ 
troffen, die mit dem Reinigungsmit¬ 
telkonzern Benckiser reich geworden 
sind und heute neben dem deutsch-bri¬ 
tischen Unternehmen Reckitt-Bencki- 
ser auch Eigentümer der Firmen Wella, 
Jacobs Douwe Egberts und Coty sind. 
Ihr Vermögen soll 30 Mrd. Euro betra¬ 
gen. Erst auf Rang fünf und sechs fol¬ 
gen die Quandt-Erben Stefan Quandt 
(18 Mrd. Euro) und seine Schwester 
Susanne Klatten (17,5 Mrd. Euro), de¬ 
ren Reichtum überwiegend aus BMW- 
Aktien besteht. Rechnet man ihr Ver¬ 
mögen wie bei den Reimanns und 
Schaefflers zusammen, finden sie sich 
doch auf Platz eins. Wir gratulieren. 


Unbefristete Jobs 
werden zur Ausnahme 

Die unbefristet Beschäftigten sind in 
Deutschland noch nicht die Ausnah¬ 
me, aber ihr Anteil an den Beschäf¬ 
tigten sinkt - auf zuletzt (2015) nur 
noch 68 Prozent. Vor 20 Jahren hatten 
noch 74 Prozent der Beschäftigten ei¬ 
nen unbefristeten Job. Das berichtete 
die Bundesregierung in einer Antwort 
auf die Frage der Bundestagsfraktion 
„Die Linke“. Berufsanfänger unter 25 
Jahren und Personen ohne deutschen 
Pass bekommen besonders häufig nur 
befristete Arbeitsverträge. 


NordLB übernimmt 
Bremer Landesbank 

Die NordLB (Norddeutsche Landes¬ 
bank) übernimmt die Bremer Landes¬ 
bank komplett und zahlt nominell für 
die noch nicht in ihrem Besitz befind¬ 
lichen 41 Prozent 262 Mio. Euro an 
das Land Bremen. Die Bremer Lan¬ 
desbank hat im 1. Halbjahr 2016 einen 
Verlust von 384 Mio. Euro verzeichnet, 
den das Land Bremen nicht mittragen 
wollte. 


Russland plant 
Treffen mit OPEC 

Im Bemühen um stabile Ölpreise plant 
Russland für den 24. Oktober Ver¬ 
handlungen mit dem Ölkartell OPEC. 
Das Treffen am OPEC-Sitz in Wien 
kündigte der russische Energieminis¬ 
ter Alexander Nowak letzte Woche bei 
einem Wirtschaftsforum in Wladiwos¬ 
tok an. 

Russland ist selbst nicht Mitglied 
der OPEC, der 14 erdölexportieren¬ 
de Länder vor allem aus dem Nahen 
Osten angehören. Seit Monaten disku¬ 
tieren die OPEC-Mitglieder und ande¬ 
re wichtige Ölproduzenten über eine 
mögliche Begrenzung der Fördermen¬ 
gen. Damit sollen die seit Mitte 2014 
stark gefallenen Preise gefestigt wer¬ 
den. 

Präsident Putin sprach sich beim 
Wirtschaftsforum in Wladiwostok für 
das Einfrieren der Förderung aus. Dies 
wäre ein wichtiger Schritt für gerech¬ 
te Weltmarktpreise, sagte er. Das bei 
weitem größte Ölförderland Saudi- 
Arabien hat sich in den vergangenen 
zei Jahren geweigert, die eigene Ölpro¬ 
duktion im Interesse steigender Preise 
für alle einzuschränken. 

Smith & Wesson 
verdoppelt Gewinn 

Der anhaltende Andrang auf die Waf¬ 
fenläden in den USA lässt beim Bran¬ 
chenführer Smith & Wesson die Kassen 
klingeln. Der Überschuss stieg im Ge¬ 
schäftsquartal bis Ende Juli im Vorjah¬ 
resvergleich von 14,4 auf 32,6 Millionen 
Dollar. Den Umsatz des Geschäfts mit 
Handfeuerwaffen, Pistolen und Ge¬ 
wehren konnte Smith & Wesson um 
40 Prozent auf 207 Millionen Dollar 
steigern. 
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„Gute Heimreise“: 

In die Existenzkrise 

Wahlschlappen, Flügelkämpfe, Skandale und mangelnde Finanzmittel könnten in Kürze 
das Ende der NPD besiegeln 


Datensammelwut 

Der nordrhein-westfälische Innenmi¬ 
nister Ralf Jäger (SPD) will die Spei¬ 
cherung von HIV- sowie Hepatitis-B¬ 
und -C-Infektionen im polizeilichen 
Auskunftssystem (POLAS) NRW 
fortführen. Das ergab die Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der Linkspartei 
im NRW-Landtag. 871 in der Daten¬ 
bank gespeicherte Personen wurden 
demnach mit dem Merkmal „ANST“ 
für „ansteckend“, 840 Personen mit 
dem Merkmal „PSYV“ für „Psychi¬ 
sche und Verhaltensstörung“ versehen. 
„Die Linke“ sieht darin eine unnötige 
Stigmatisierung Betroffener. „Weder 
moralisch noch aus Sicherheitsgrün¬ 
den ist die Speicherung so intimer 
Daten durch die Polizei zu rechtferti¬ 
gen“, erklärt der innenpolitische Spre¬ 
cher der NRW-Linken, Jasper Prigge. 
„HlV-Infizierte in Therapie sind nicht 
ansteckend. Diese Speicherung ist ge¬ 
sundheitspolitischer Quatsch.“ Es sei 
außerdem bekannt, dass HIV nicht 
über Alltagskontakte übertragen wer¬ 
de. „Das Argument der Eigensiche¬ 
rung von Polizisten ist vorgeschoben“, 
befindet Prigge. „In Wirklichkeit geht 
es um Sammelwut und um einen krimi¬ 
nalisierenden Generalverdacht gegen 
Menschen mit sexuell übertragbaren 
Krankheiten. Die Etikettierung von 
Menschen mit HIV und Hepatitis in 
Polizeidatenbanken ist entwürdigend. 
Die Daten müssen sofort gelöscht wer¬ 
den“, forderte Prigge. 

Gängelung 

Rund 50 Flüchtlinge haben in Bochum 
ein Protestcamp vor dem Rathaus er¬ 
richtet. Damit wollen sie unter ande¬ 
rem gegen das kürzlich verabschiedete 
sogenannte Integrationsgesetz protes¬ 
tieren. Während die Betroffenen bisher 
Freizügigkeit innerhalb des gesamten 
Bundesgebietes genossen, sieht das Ge¬ 
setz nun vor, dass anerkannte Flücht¬ 
linge - mit wenigen Ausnahmen - für 
drei Jahre in dem Bundesland wohnen 
müssen, dem sie zur Durchführung ih¬ 
rer Asylverfahren zugeteilt wurden. 
„Damit müssen Flüchtlinge, die bereits 
vor Monaten - legal - Wohnungen im 
Bundesland ihrer Wahl bezogen haben, 
ihre Wohnungen verlassen und wieder 
zurück in das zuständige Bundesland“, 
beschreibt der Flüchtlingsrat NRW die 
Situation. Kämen sie dieser Aufforde¬ 
rung nicht nach, drohe die Streichung 
der Sozialleistungen. Aufforderungen 
seien außerdem „mit sehr kurzen Fris¬ 
ten von einer Woche oder 14 Tagen ver¬ 
sehen“, berichten die Flüchtlingsunter¬ 
stützer weiter. „Wenn dieses Vorgehen 
nicht geändert wird, besteht für viele 
Flüchtlinge die Gefahr, erst einmal in 
der Obdachlosigkeit zu enden“ mahn¬ 
te Birgit Naujoks, Geschäftsführerin 
des Flüchtlingsrats NRW, in der letz¬ 
ten Woche. 

Provokation 

Als viel zu niedrig und „in keiner Weise 
bedarfsdeckend“ kritisiert der Paritäti¬ 
sche Wohlfahrtsverband die angekün¬ 
digte Erhöhung der Hartz-IV-Regel- 
sätze zum 1. Januar 2017 um abermals 
lediglich 5 Euro auf dann 409 Euro. 
Der Verband fordert die Bundesregie¬ 
rung auf, die verwendeten Statistiken 
offenzulegen und kündigt eine detail¬ 
lierte Überprüfung der Berechnungen 
an. Nach letzten Studien des Verbandes 
wäre bereits in diesem Jahr eine Anhe¬ 
bung der Regelsätze um 23 Prozent auf 
491 Euro erforderlich gewesen. 

„Nachdem die damalige Arbeitsmi¬ 
nisterin von der Leyen die Regelsätze 
2011 willkürlich manipuliert und trick¬ 
reich kleingerechnet hat, wurde diese 
Praxis zum Leid der vielen Familien in 
Hartz IV von ihrer Nachfolgerin Nah¬ 
les offenbar fortgeschrieben“, kritisierte 
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsfüh¬ 
rer des Paritätischen Gesamtverbandes. 
„Es geht hier aber nicht um statistische 
Petitessen, sondern um das Existenzmi¬ 
nimum von Millionen Menschen. Die 
nun geplante Erhöhung für Erwachse¬ 
ne um lediglich 5 Euro ist angesichts 
der Armut der Menschen geradezu eine 
Provokation. Dass für Kleinkinder der 
Regelsatz überhaupt nicht erhöht wer¬ 
den soll, ist ein familien- und kinderpo¬ 
litischer Skandal“, so Schneider. 


D ie Krise der neofaschistischen 
NPD setzt sich schnellen Schrit¬ 
tes fort. Bei der Landtagswahl 
in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern am vergangenen Sonn¬ 
tag verpasste die neofaschis¬ 
tische Partei deutlich den 
Wiedereinzug in den dorti¬ 
gen Landtag. Zwar stimmten 
noch immer drei Prozent der 
Wählerinnen und Wähler für 
die extremen Rechten, die in 
Teilen von Mecklenburg-Vor¬ 
pommern kommunal auch 
durchaus verankert sind, dies 
reichte jedoch nicht mehr 
aus, um neuerliche Mandate 
zu gewinnen. Bei den Wah¬ 
len 2011 war es der NPD 
noch gelungen, 6 Prozent der 
Stimmen auf sich zu vereinen 
und mit fünf Abgeordneten 
ins Schweriner Schloss ein¬ 
zuziehen. 

Bis zum Redaktions¬ 
schluss dieser UZ-Ausgabe 
fand sich weder auf der In¬ 
ternetseite noch auf der Face- 
bookseite der einstigen NPD- 
Fraktion ein Kommentar zum 
Ausscheiden aus dem Land¬ 
tag. Dies, obwohl sich der 
nunmehr ehemalige NPD- 
Fraktionschef Udo Pastors 
in der Vergangenheit über¬ 
durchschnittlich gern wort¬ 
gewaltig in der Öffentlichkeit 
inszenierte. 

Der gescheiterte Land¬ 
tagseinzug der Neonazis fin¬ 
det seine Begründung unterdessen si¬ 
cherlich nicht in der Schwäche, unter 
der die NPD in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern zu leiden hätte. Das Gegenteil ist 
in den meisten dortigen Kommunen 
der Fall. Gescheitert sind die extremen 
Rechten maßgeblich aufgrund des Er- 
starkens der rechtspopulistischen AfD. 
Trotzdem gehört zur Wahrheit, dass der 
NPD nunmehr ein weiterer schwerer 
Tiefschlag versetzt wurde. So wäre die 
notorisch klamme Partei dringend auf 


Bei den Landtagswahlen in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern erhielt die DKP am 
vergangenen Sonntag 1 318 Stimmen 
(0,2 Prozent). Der DKP-Landesverband 
war erst 2013 gegründet worden und 
kandidierte zum ersten Mal bei Land¬ 
tagswahlen. In den Orten, in denen die 
DKP den Schwerpunkt ihres Wahlkamp¬ 
fes gelegt hatte, verbesserte sich das Er¬ 
gebnis gegenüber den EU-Wahlen 2014. 

Im Wahlkampf verteilten die DKP- 
Mitglieder 20 000 Flugblätter und ein 


Teile des Establishments dringen trotz der 
Abschiebepolitik der Regierung darauf, 
Migranten, die ihnen keinen Nutzen brin¬ 
gen, schneller abzuschieben. Zuletzt hat 
die FAZ sich für entsprechende Forderun¬ 
gen des einstigen Bundesbank-Vorstands¬ 
mitglieds Thilo Sarrazin (SPD) geöffnet. 

Sarrazin plädierte dafür, umfassende 
Einschnitte in die Genfer Flüchtlings¬ 
konvention vorzunehmen: Sie solle EU- 
Staaten in Zukunft nur noch verpflich¬ 
ten, Flüchtlinge aus Europa aufzuneh¬ 
men. Zudem sollten Asylbewerber bis 
zu ersten Entscheidungen über ihren 
Antrag als „nicht eingereist“ gelten; sie 
müssten sich „in einer Transitzone“ auf¬ 
halten und dürften keinerlei „Ansprüche 
... auf Leistungen des deutschen Staa¬ 
tes“ äußern, einschließlich der Möglich¬ 
keit, „hinsichtlich des Aufenthaltssta- 


die Fraktionsgelder angewiesen gewe¬ 
sen, um Strukturen zu erhalten, Mitar¬ 
beiter zu entlohnen und ihre rassisti¬ 


schen Hasspamphlete zu finanzieren. 

Zwar ist nicht vollkommen auszu¬ 
schließen, dass es der NPD noch ge¬ 
lingt, bei den für 18. September an¬ 
stehenden Wahlen zum Berliner Ab¬ 
geordnetenhaus und den jeweiligen 
Bezirksverordnetenversammlungen 
(BVVen) zumindest einen Achtungs¬ 
erfolg erzielen zu können, mehr aber 
eben auch nicht. 

Als Spitzenkandidat hat die neofa¬ 
schistische Partei in Berlin ihren Lan- 


UZ Extra mit einer Auflage von 15 000 
Exemplaren und hängten 800 Plakate. 
Die drei Kandidaten traten bei Podi¬ 
umsdiskussionen - unter anderem or¬ 
ganisiert vom RotFuchs-Förderverein - 
auf. Wegen dieser verstärkten Öffent¬ 
lichkeitsarbeit und der neuen Kontakte 
zu Interessierten zog die Landesorgani¬ 
sation trotz der niedrigen Stimmenzahl 
eine erste positive Bilanz des Wahl¬ 
kampfes. 

O.W. 


tus vor deutschen Gerichten zu klagen“. 
Auch abgelehnte Asylbewerber dürften 
„keinen legalen Aufenthaltsstatus“ er¬ 
halten; sie hätten deshalb „keine Mög¬ 
lichkeit zur Klage vor deutschen Ver¬ 
waltungsgerichten“. Für den Fall, dass 
ein Herkunftsland „die Aufnahme“ von 
abgeschobenen Migranten verweigere, 
verlangt Sarrazin die Durchsetzung der 
Abschiebung mit Gewalt - „notfalls un¬ 
ter militärischem Schutz“. 

Die in der FAZ erhobene Forderung 
läuft offenkundig darauf hinaus, Bundes¬ 
wehrsoldaten an Bord von Abschiebe- 
fliegern etwa nach Pakistan oder Algeri¬ 
en zu entsenden, um dort mit der Waffe 
in der Hand die Übernahme tatsächli¬ 
cher oder auch angeblicher Bürger des 
jeweiligen Staates zu erzwingen. 

www.german-foreign-policy.com 


desvorsitzenden Sebastian Schmidtke 
nominiert. Ihm folgt der ehemalige 
NPD-Bundesvorsitzende Udo Voigt, 


der aktuell Mitglied des EU-Parla- 
ments ist. Vor allem Voigt ist in der 
Partei nicht unumstritten. 

So oder so ist davon auszugehen, 
dass die massiven Flügelkämpfe mit 
der Wahlniederlage von Mecklenburg- 
Vorpommern und der, die sich für 
Berlin abzeichnet, wieder deutlich an 
Fahrt gewinnen werden. Zugleich wird 
die NPD in Nordrhein-Westfalen, wo 
im Mai 2017 ein neuer Landtag ge¬ 
wählt wird, zu dem auch „Die Rech- 


Am vergangenen Samstag fand in Ber¬ 
lin die Demonstration des Bündnisses 
„Aufstehen gegen Rassismus“ statt, zu 
der auch SPD, Grüne und Linkspartei 
aufgerufen hatten. 

Die DKP ist nicht Teil dieses Bünd¬ 
nisses, trat aber mit einem eigenen 
Block bei der Demonstration auf. Wäh¬ 
rend das Bündnis sich entschieden hat¬ 
te, die Kriegspolitik der Bundesregie¬ 
rung - und damit eine entscheidende 
Fluchtursache - nicht zu thematisieren, 
stand der DKP-Block unter der Losung 
„Aufstehen gegen Krieg und Faschis¬ 
mus“. Die Berliner Landesorganisati¬ 
on der DKP wollte auf der Demons¬ 
tration kommunistische Positionen 
vertreten und dazu beitragen, dass die 
Demonstration zwei Wochen vor den 
Berliner Wahlen nicht zu einer Wahl¬ 
kampfveranstaltung für Rot-Rot-Grün 


te“ antritt, von einem Finanzskandal 
geplagt. Selbst der Bundestag weigert 
sich aufgrund des laufenden Verbots¬ 
verfahrens, die Gelder aus der 
staatlichen Parteienfinanzie¬ 
rung auszuzahlen, da er fürch¬ 
tet, dass die NPD die Gelder 
nicht rückerstatten könnte, 
sollte sie verboten werden. 

Auch politisch steht es 
um die Partei nicht gut. Viele 
junge und zugleich gebilde¬ 
tere Rechte, die bewusst auf 
Distanz zum Krawallneona¬ 
zismus gehen wollten, haben 
sich in der jüngsten Vergan¬ 
genheit etwa der „Identitä- 
ren Bewegung“ angeschlos¬ 
sen. Karrieristen und pseu¬ 
doseriöse Möchtegern- und 
Hobbypolitiker liebäugeln 
mit der AfD. Überzeugte Fa¬ 
schisten zieht es hingegen 
zunehmend in Richtung der 
„Autonomen Nationalisten“ 
oder zu den neonazistischen 
Kleinstparteien „Die Rechte“ 
bzw. „Der III. Weg“. Welchen 
programmatischen Weg die 
NPD im extrem rechten La¬ 
ger auch immer einschlagen 
wird, die Konkurrenz ist - so 
oder so - bereits da. 

Trotz alledem sollte die 
Gefahr, die von der Partei 
ausgeht, keineswegs unter¬ 
schätzt werden. Sie ist man¬ 
cherorts durchaus kommu¬ 
nal verankert und ihr wurde 
schon viel zu oft fälschlicher¬ 
weise das politische Ende vorhergesagt. 

Und trotzdem: Setzt sich die Exis¬ 
tenzkrise der NPD derart schnell fort, 
wie es in den letzten Wochen und Mo¬ 
naten der Fall war, ist fraglich, ob die 
Partei zum Zeitpunkt der Urteilsver¬ 
kündung des gegen sie gerichteten Ver¬ 
botsverfahrens überhaupt arbeitsfähig 
ist. Wann genau die Karlsruher Verfas¬ 
sungsrichter endgültig über ein Verbot 
der Partei entscheiden, gilt noch immer 
als ungewiss. Markus Bernhardt 


wird. In ihrem Flugblatt „Alternative 
für Deutschland durch Rassismus und 
Sozialraub?“ betonte sie, dass Rassis¬ 
mus den Herrschenden nutzt und die 
arbeitenden Menschen spaltet. 

Auf ihren Umhängeschildern grif¬ 
fen die DKP-Mitgliedern das Motto 
des Bündnisses auf und erweiterten 
es: „Aufstehen gegen Rüstungsexpor¬ 
te“, „Aufstehen gegen Kriegshetze und 
Auslandseinsätze der Bundeswehr“. 

Das Bündnis „Aufstehen gegen 
Rassismus“ hat den Anspruch, durch 
inhaltliche Breite möglichst starken Wi¬ 
derstand gegen den Aufstieg der AfD 
zu organisieren. Die Polizei sprach von 
1 500 Teilnehmern bei der Demonst¬ 
ration, die Veranstalter hatten 10 000 
Menschen angekündigt und zählten an¬ 
schließend 6 000 Teilnehmer. 

Stefan Natke 



Stärker sichtbar, neue Kontakte 

DKP bei den Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern 


Bundeswehr soll abschieben 

Sarrazin bleibt Antreiber von rechts 



Der Block der DKP bei „Aufstehen gegen Rassismus“ 


Gegen Krieg und Faschismus 

DKP bei „Aufstehen gegen Rassismus“ 
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Hoffnung auf Politikwechsel 

Linksfraktion macht Angebote für Rot-Rot-Grün 



Foto: Fraktion „Die Linke“ im Bundestag 

Friedenspolitik mit General a.D.: Harald Kujat bei der Klausurtagung der Linksfraktion. 


I n der vergangenen Woche fand die 
Herbstklausur der Bundestagsfrakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ in Hanno¬ 
ver statt. Von der Fraktion hatten wohl 
manche - kurz vor der Landtagswahl 
in Mecklenburg-Vorpommern und 
zwei Wochen vor den Wahlen in Ber¬ 
lin - ein deutliches Signal erwartet. 

Auf der Sitzung stellten dann die 
Fraktionsvorsitzenden Sahra Wagen¬ 
knecht und Dietmar Bartsch ein Posi¬ 
tionspapier vor, in dem sie zu einem 
„Bündnis für Frieden und soziale Si¬ 
cherheit“ aufrufen und das eher auf 
den Bundestagswahlkampf orien¬ 
tiert. Das Bündnis soll die Basis bie¬ 
ten „für eine Wiederherstellung des 
Sozialstaats und die Rückkehr zu ei¬ 
ner friedlichen Außenpolitik: die Basis 
für eine Politik, die nicht mehr spaltet, 
trennt und Menschen gegeneinander 
ausspielt, sondern die allen in Deutsch¬ 
land und in Europa eine Perspektive 
bietet“. Als Bündnispartner sieht man 
derzeit vor allem die außerparlamen¬ 
tarische Opposition. 

Ein Angebot 

Je stärker man aber als Partei selbst 
werde, „desto eher werden auch SPD 
und Grüne“ einen grundlegenden Po¬ 
litikwechsel unterstützen. Wenn die 
Partei „Die Linke“ dies konsequent 
kommuniziere „und glaubhaft aus¬ 
strahlt, dann ist sie in der Lage, aus der 
aktuellen Situation gestärkt hervorzu¬ 
gehen und alternative Mehrheiten zu 
organisieren“, meinen Wagenknecht 
und Bartsch. 

Damit enthält der Aufruf - zumin¬ 
dest indirekt - ein Angebot für eine 
mögliche rot-rot-grüne Koalition 
oder ein gemeinsames Vorgehen bei 
der Bundespräsidentenwahl, Festle¬ 
gungen jedoch nicht. 

„Die Linke“ will sich im Bun¬ 
destagswahlkampf als die „treiben¬ 
de Kraft für eine soziale, friedliche 
und demokratische Wende“ und als 
Garant eines Politikwechsels präsen¬ 
tieren - etwas, was zumindest in den 
Landtags- und Kommunalwahlkämp¬ 
fen dieses Jahres bislang nicht oder 
nur teilweise gelang. 

Anfangs wird die aktuelle soziale 
und politische Situation eingeschätzt. 
Die AfD wird in diesem Zusammen¬ 
hang als „Produkt neoliberaler Poli¬ 


tik, die im Interesse einflussreicher 
Wirtschaftslobbys den sozialen Zer¬ 
fall der Gesellschaft vorangetrieben 
und so viele Menschen von der De¬ 
mokratie enttäuscht hat“ charakteri¬ 
siert. „Das Ergebnis sind Ohnmachts¬ 
gefühle, Frust und Wut auf die etab¬ 
lierten Parteien. Die AfD erntet, wo 
die Neoliberalen gesät haben.“ 

Mehr zu bieten 

Dann werden acht Ziele und Maßnah¬ 
men benannt, wie die Forderung nach 
der sofortigen „Anhebung des Min¬ 
destlohns auf 10 und dann so schnell 
wie möglich auf 12 Euro, die Wieder¬ 
herstellung der Arbeitslosenversiche¬ 
rung anstelle von Hartz IV und effek¬ 
tive Maßnahmen zur Beseitigung von 
Dauerbefristungen, Leiharbeit und 
des Missbrauchs von Werkverträgen“. 


Gefordert werden die Anhebung des 
gesetzlichen Rentenniveaus und eine 
Bürgerversicherung, wirksame Maß¬ 
nahmen gegen Kinderarmut, die An¬ 
gleichung der Lebensverhältnisse, die 
Stärkung von Demokratie und Bür¬ 
gerrechten. Eingeführt werden soll 
eine Vermögenssteuer für Millionäre, 
die angemessene Besteuerung hoher 
Erbschaften durchgesetzt werden. All 
das sind Forderungen, die unterstüt- 
zenswert sind, es fehlen aber - und 
das irritiert, denn es handelt sich um 
ein zentrales Thema - Forderungen 
und Maßnahmen im Hinblick auf die 
Flüchtlingspolitik. Nicht nur in diesem 
Zusammenhang hat die Partei „Die 
Linke“ an Beschlüssen und Forderun¬ 
gen weitaus mehr zu bieten. Erinnert 
sei hier nur an den Beschluss des Mag¬ 
deburger Parteitags „Mehr für alle. 


Eine soziale Offensive für ein offenes 
Land!“ vom Mai. 

Im Zusammenhang mit der EU 
wird ein demokratischer und sozi¬ 
aler „Neustart“ gefordert. „CETA 
und TTIP dürfen nicht an den Par¬ 
lamenten vorbei durchgesetzt und 
müssen gestoppt werden. Gegen die 
Konzernlobbykratie, B ankenrettun- 
gen und diktierten Kürzungen von 
Löhnen und Renten muss der sozia¬ 
le Fortschritt in Europa sichergestellt 
werden.“ 

Nicht erwähnt 

Unter Punkt vier wird dann verlangt: 
„Deutschland muss zu einer friedlichen 
Außenpolitik zurückkehren und end¬ 
lich Fluchtursachen wirklich bekämp¬ 
fen. Das bedeutet: deutsche Waffenex¬ 
porte verbieten, keine Verlegung von 


deutschen Soldaten an die russische 
Grenze, alle Kriegseinsätze der Bun¬ 
deswehr und die Unterstützung von 
Interventionskriegen stoppen. Rüs¬ 
tungsausgaben müssen gesenkt werden 
anstatt sie, wie von Merkel verlangt, in 
den nächsten Jahren nahezu zu verdop¬ 
peln.“ 

Auffällig ist hier, dass Streitpunk¬ 
te wie z.B. Blauhelmeinsätze, nicht 
auftauchen. Auch die Initiative der 
Fraktion im Bundestag zur NATO- 
Mitgliedschaft Deutschlands und zur 
Auflösung der NATO bleibt uner¬ 
wähnt. 

Stattdessen lud die Fraktion als 
Gast den General a.D. Harald Kujat 
zur Klausur. Kujat war von 2000 bis 
2002 Generalinspekteur der Bundes¬ 
wehr und damit der höchstrangige 
Soldat im Land, später bei der NATO 
eingesetzt. Er kritisiert die NATO-Po- 
litik gegenüber Russland, befürworte¬ 
te aber in anderen Fragen die Kriegs¬ 
politik der Bundesregierung und der 
NATO - zum Beispiel in Afghanistan. 
Aus der Fraktion gab es scharfe Kritik 
daran, dass Kujat eingeladen wurde - 
die sich aber vor allem dagegen rich¬ 
tete, dass dieser das Eingreifen Russ¬ 
lands in Syrien verteidigt hatte. 

Auch ein Positionspapier zur Kin¬ 
derarmut lag vor. 

Am Sonntagabend erklärten die 
Vorsitzenden der Linkspartei Kat¬ 
ja Kipping und Bernd Riexinger ge¬ 
genüber der Presse im Berliner Karl- 
Liebknecht-Haus zum enttäuschen¬ 
den Abschneiden der eigenen Partei 
bei den Landtagswahlen in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern (13,2 Prozent): 
„Mit dem Ergebnis können wir nicht 
zufrieden sein_Wir glauben fest da¬ 

ran, dass wir in den nächsten Monaten 
zeigen können, dass wir mit solidari¬ 
schen Lösungen auch in eine bessere 
Zukunft im Land aufbrechen können. 
Wir werden Gespräche im Alltag su¬ 
chen und unsere Verbindungen in der 
Gesellschaft zu Kräften für Frieden 
und sozialer Gerechtigkeit stärken. 
Wir müssen und werden angriffslus¬ 
tiger in sozialen Fragen werden.“ 

Es wird wohl weit mehr - auch an 
Inhalten - erfordern als den Aufruf 
aus der Spitze der Bundestagsfrakti¬ 
on, um das in der Praxis umzusetzen. 

Nina Hager 


Nur eine Stinkbombe? 

Berlins Innensenator will die Polizei mit Elektroschockern ausrüsten 


Am Mittwoch der vergangenen Wo¬ 
che stellte Berlins Innensenator Frank 
Henkel, zwei Wochen vor den Berli¬ 
ner Wahlen, sein neues Konzept vor: 
Die Berliner Polizei soll mit Elektro¬ 
schock-Waffen, sogenannten Tasern - 
einer „Distanz-Waffe“ -, ausgestattet 
werden. Deren Einsatz ist hoch um¬ 
stritten, hat in anderen Ländern be¬ 
reits zu Todesopfern geführt. 

Doch die Ausrüstung der Polizei 
mit Tasern ist ein Traum, den Teile 
der Berliner CDU und andere Fana¬ 
tiker der „Inneren Sicherheit“ min¬ 
destens seit den späten 90er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts ver¬ 
folgen. Das SEK in Berlin hat drei 
Taser im Gebrauch, setzt sie aber 
sehr selten - meist zur Verhinderung 
drohender Selbstmorde - ein. Aller¬ 
dings besteht dafür bis heute keine 
gesetzliche Grundlage. Und auch 
nach den Abgeordnetenhauswahlen 
am 18. September wird sich im Parla¬ 
ment für eine Gesetzesänderung und 
die Einführung der Elektroschocker 
mit großer Wahrscheinlichkeit keine 
Mehrheit finden. 

Zunächst aber, so die Planun¬ 
gen aus dem Innenressort, sollen die 
„Elektroschocker“ (Stückpreis ca. 
1000 Euro) in der Praxis getestet wer¬ 
den. Am Alexanderplatz und in der 
Friedrichstraße. 

Die Fraktionschefin der Grü¬ 
nen und Spitzenkandidatin, Ramo- 


na Pop, reagierte auf Henkels Plan: 
„Das ist eine letzte Verzweiflungs¬ 
tat von Frank Henkel. Statt sich um 
die Grundausrüstung der Polizeibe¬ 
amten zu kümmern, macht er daraus 
ein Wahlkampfspektakel.“ Udo Wolf, 
Fraktionsvorsitzender der Linkspar¬ 
tei im Berliner Abgeordnetenhaus, 
erklärte am 30. August: „Offenbar 
sieht Innensenator Henkel das Ende 
seiner Amtszeit nahen. Dass er nun 
mit einer einsamen Entscheidung den 
Taser für Streifenpolizisten einführen 
will, ist ein gefährliches Wahlkampf¬ 
manöver. 

Niemand außer der CDU will 
den Taser. Er ist keine harmlose Waf¬ 
fe, sondern kann lebensgefährlich 
sein. Insbesondere bei Schüssen auf 
die Brust und bei Menschen mit be¬ 
stimmten Vorerkrankungen ist die 
Gefahr groß. Im Streifendienst hat 
der Taser nichts zu suchen.“ 

Die SPD scheint dagegen nicht 
abgeneigt. Ihr innenpolitischer Spre¬ 
cher, Frank Zimmermann, meinte, sei¬ 
ne Partei hätte sich einen Probelauf 
durchaus vorstellen können, aber bit¬ 
te erst nach politischer und parlamen¬ 
tarischer Befassung mit dem Thema. 
Wer in so einer Hektik vorpresche 
und das zweieinhalb Wochen vor ei¬ 
ner Landtagswahl, so Zimmermann 
„der handelt nicht seriös“. Henkel 
wies das bei einer Pressekonferenz 
am 31. August zurück. „Für die Er¬ 


innerungslücken der SPD kann ich 
nichts.“ 

„Es scheint fast so, als hätte der 
Innensenator pünktlich zum Wahl¬ 
kampf sein Ressort für sich entdeckt“, 
meint Steve Feldmann, Vorstands¬ 
mitglied der GdP Berlin. „Taskforce 
Schießstände, Einbruchsbekämpfung 
2.0 und jetzt Taser - der Senator hat 
angefangen, Themen seines Ressorts 
in Angriff zu nehmen.“ Feldmann hält 
jedoch - gesetzliche Neuregelungen 
vorausgesetzt - den Einsatz von Ta¬ 
sern durchaus für sinnvoll. Seine Po¬ 
sition wird nicht von allen in der GdP 
geteilt. 

„Darüber, ob das Sinn hat, wird in 
Berlin fast seit Erfindung des elektri¬ 
schen Stroms diskutiert. Daran, dass 
Henkels jetzige Entscheidung ein Si¬ 
gnal an die eigene Klientel und ein 
Stinkbömbchen in Richtung SPD ist, 
dürften weniger Zweifel bestehen“, 
schrieb der „Tagesspiegel“ am 30. Au¬ 
gust und verharmloste damit zugleich 
das Problem: Henkel will sich und 
seine Partei mit allen Mitteln vor der 
Berliner Wahl als „einzige Garanten“ 
für die innere Sicherheit in der Stadt 
profilieren. 

Doch in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern hat dies seinem Amts- und Par¬ 
teikollegen Caffier und der CDU be¬ 
kanntlich nichts genutzt. Nutznießer 
war dort die AfD. 

Nina Hager 


60 Jahre KPD-Verbot - weg damit! 

Die Kriminalisierung von Antifaschistinnen und Kommunistinnen 

endlich beenden! 

Im August 1956 fällte das Bundesverfassungsgericht auf Antrag der Regierung Adenauer das 
Verbotsurteil gegen die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD). 

Wir fordern die Aufhebung des verfassungswidrigen 
KPD-Verbots und die Entschädigung sowie Rehabilitie¬ 
rung der Opfer! Wir fordern darüber hinaus die Entschä¬ 
digung und Rehabilitierung der Be ruf s ve r bots - Betrof f e - 
nen der 70er und 80er Jahre und Wiedergutmachung 
für alle, die nach 1989 allein aus politischen Gründen in 
Ostdeutschland diskriminiert wurden. 

Kundgebung & Demonstration 

am 10. September 2016 in Karlsruhe, Ludwigsplatz, 15.00 Uhr 

Es sprechen: Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) und Karin Binder (MdB „Die Linke“) 

Veranstaltung 

am 10. September 2016 in Karlsruhe im „Walhalla“, Augartenstraße 27,17.00 Uhr 
Dipl. Jur. Ralf Dobrawa (Rechtsanwalt, ehern. Mitarbeiter des KPD-Prozessbeauftragten Prof. 
Kaul), Dr. Hans-Peter Brenner (stv. Vorsitzender der DKP), Volodymyr Aleksiy (Mitglied des 
ZK der KP der Ukraine) 

Interviews mit Zeitzeugen durch Vertreter der SDAJ mit Herbert Mies (ehern, illegale FDJ- 
und KPD-Führung, 1973-1990 DKP-Vorsitzender), Willi Gerns (ehern, illegale FDJ- und KPD- 
Führung, 1969-1990 DKP-Präsidium), Heidi Hummler (ehern, illegale FDJ- und KPD-Führung, 
nach 1968 DKP Baden-Württemberg) 

„Eins und eins ist zwei oder: Imperialismus und Kommunistische Partei, das verträgt 
sich nicht.“ Kulturelles aus dem historischen Hintergrund mit Erich Schaffner (Gesang, 
Rezitation) und Georg Klemp (Klavier) 

Veranstalter: 

DKP-Parteivorstand 

und DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 

WWW.dkp.de 

Spenden an: GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS | IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 
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Anfang vom Ende? 

Spannung nach dem Friedensschluss in Kolumbien 


Gegen Maduro 

In Venezuela haben nach Angaben 
der venezolanischen Regierung in der 
letzten Woche 30 000 Menschen gegen 
Präsident Nicoläs Maduro und für ein 
baldiges Referendum zu seiner Ab wähl 
demonstriert. Nach Angaben der Op¬ 
position waren es dagegen zwei Millio¬ 
nen Menschen, die dieses Anliegen auf 
der Straße unterstützten. 

Der Zeitpunkt des Referendums 
entscheidet darüber, ob die regierende 
sozialistische Partei PSUV des Präsi¬ 
denten Maduro bis 2018 weiter regiert. 
Sollte das Referendum vor dem 10. Ja¬ 
nuar 2017 abgehalten werden, sind vor¬ 
gezogene Neuwahlen anzusetzen. Soll¬ 
te das Referendum nach dem 10. Ja¬ 
nuar stattfinden, wird Vize-Präsident 
Aristöbulo Istüriz die zweite Hälfte 
von Maduros Amtszeit zu Ende führen. 
Er ist wie Maduro Mitglied der PSUV. 

Befürchtungen, es können im Rah¬ 
men der Proteste zu Provokationen 
kommen, bestätigten sich nicht. Aus¬ 
schreitungen nach dem offiziellen Ende 
der Proteste blieben vereinzelt, die Po¬ 
lizei hatte sich auf mögliche Anschlä¬ 
ge aus den Reihen der Opposition vor¬ 
bereitet. Regierungsanhänger hatten 
mobilisiert, um ihre Unterstützung für 
die Regierung zu zeigen und ggf. einen 
Putschversuch zu vereiteln. 

Zehntausende 

Entlassungen 

Sieben Wochen nach dem Putsch¬ 
versuch in der Türkei sind fast 
50 000 weitere Staatsbedienstete 
unter anderem wegen „Unterstüt¬ 
zung einer Terrororganisation“ per 
Notstands-Dekret entlassen worden. 
Mehr als 20 000 davon arbeiteten im 
Bildungsministerium und fast 8 000 im 
Polizeidienst, meldete die staatliche 
Nachrichtenagentur Anadolu am 
Freitag. Mit den zuvor bereits erfolgten 
Entlassungen hat die türkische Führung 
damit knapp 130 000 Staatsbeamte vor 
die Tür gesetzt. 

Nach letzten offiziellen Angaben 
sitzen im Zusammenhang mit den Er¬ 
mittlungen nach dem Putschversuch 
mehr als 20 000 Verdächtige in Un¬ 
tersuchungshaft, darunter Soldaten, 
Richter, Staatsanwälte und Journa¬ 
listen. Außerdem wurden bereits vor 
den neuen Dekreten Zehntausende 
Beschäftigte des öffentlichen Diens¬ 
tes suspendiert. 

Präsident Erdogan hatte am 20. Juli 
einen dreimonatigen Ausnahmezu¬ 
stand verhängt. Seitdem kann er per 
Dekret regieren. Insgesamt seien drei 
neue Dekrete erlassen worden, melde¬ 
te Anadolu am Freitag. Damit werde 
auch die Möglichkeit geschaffen, dass 
pensionierte Richter und Staatsanwälte 
unter bestimmten Voraussetzungen in 
den Dienst zurückkehren können. Au¬ 
ßerdem könnten von nun an auch die 
Pässe der Ehepartner von angeblichen 
Gülen-Anhängern für ungültig erklärt 
werden. 

In vorherigen Dekreten war un¬ 
ter anderem die Untersuchungshaft 
von zwei auf 30 Tage verlängert wor¬ 
den. Außerdem wurden zahlreiche 
Soldaten unehrenhaft entlassen und 
Dutzende Medien sowie Schulen ge¬ 
schlossen. 

Österreich stellt 
CETA infrage 

Österreich stellt seine Zustimmung 
zum „Freihandelsabkommen“ zwi¬ 
schen EU und Kanada (CETA) infrage. 
Bundeskanzler Christian Kern kündig¬ 
te am Freitag eine Mitgliederbefragung 
in der SPÖ an. „Angesichts des Wider¬ 
stands, der hier bisher formuliert wor¬ 
den ist, ist eine Unterzeichnung Öster¬ 
reichs, ohne dass wir uns vorher damit 
genau auseinandersetzen und es Punkt 
für Punkt abklopfen, aus meiner Sicht 
gar nicht möglich“, sagte Kern in Wien. 

Kritisch seien insbesondere Regu¬ 
lierungsfragen, die Privatisierung von 
kommunalen Dienstleistungen, die 
Wahrung von sozial- und umweltpo¬ 
litischen Standards und der Investo¬ 
renschutz. 

Wien forderte bereits den komplet¬ 
ten Verhandlungsabbruch für das ge¬ 
plante „Freihandelsabkommen“ TTIP 
der EU mit den USA. 


Z wischen den Revolutionären 
Streitkräften Kolumbiens-Volks¬ 
heer (FARC-EP) und der Regie¬ 
rung des Landes ist am 24. August das 
erwartete Schlussdokument für einen 
stabilen, dauerhaften Frieden zwischen 
beiden Gruppen unterzeichnet worden. 
Am 29. August wurden jegliche Feind¬ 
seligkeiten durch entsprechende Be¬ 
fehle von Präsident Juan Manuel San- 
tos und FARC-Kommandierendem 
Timoleön Jimenez auch offiziell ein¬ 
gestellt. Damit endet der bewaffnete 
Konflikt in weiten Teilen des Landes; es 
gab Freudenkundgebungen in verschie¬ 
denen Städten. Ungelöst ist aber der 
Kampf zwischen Regierung und dem 
Nationalen Befreiungsheer (ELN), das 
vorwiegend im Norden und Nordosten 
Kolumbiens agiert, sowie den Restbe¬ 
ständen des maoistischen EPL. 

Nun wird am 2. Oktober ein Ple¬ 
biszit über die Annahme des Friedens¬ 
vertrags durch das Volk entscheiden; 
nach aktuelleren Umfragen stehen die 
Chancen dafür besser als noch vor der 
Übereinkunft, wobei die Enthaltung - 
wie bei Wahlen in Kolumbien üblich - 
um die 50 Prozent liegen wird. Zuvor 
treffen sich die 200 Delegierten der 
FARC zu ihrer zehnten und letzten 
Guerilla-Konferenz Mitte September 
in San Vicente del Caguän, wo auch 
die vor knapp fünfzehn Jahren ge¬ 
scheiterten Gespräche mit der damali¬ 
gen Regierung unter Präsident Pastra- 
na stattfanden. San Vicente del Caguän 
gehört auch zu den 23 festgelegten Son¬ 
derzonen, wo die Guerilleros in einer 
Übergangsphase leben werden, um 
sich perspektivisch in ein ziviles Leben 
einzugliedern. Schon bald erhalten die 
FARC nach ihrer Umformung in eine 
Partei fortan beobachtende Sitze in 
Senat und Abgeordnetenhaus sowie in 
der Folge nach den Wahlen 2018 je fünf 
Sitze mit vollen Rechten. Eine ähnliche 
Regelung wurde 1991 in der damaligen 
Neuordnung der Verfassung nach dem 
Friedensschluss mit der Guerilla „M- 
19“ und anderen Gruppen vereinbart. 

Das Papier, das in siebenfacher 
Originalausfertigung (für die beiden 
Seiten, die Garantiestaaten Norwe¬ 
gen und Kuba, die beiden Begleiter¬ 
staaten Venezuela und Chile sowie 
für den Schweizer Bundesrat in Bern 


Mariano Rajoy, amtierender Präsident 
Spaniens, hat schon seit langer Zeit 
keine Mehrheit mehr im Parlament. 
Am Freitag letzter Woche stellte er 
zum wiederholten Male die Vertrau¬ 
ensfrage und erhielt dabei abermals 
nicht die nötige Mehrheit. Neuwahlen 
um Weihnachten herum sind wahr¬ 
scheinlich. 

Das Parlament stimmte zum zwei¬ 
ten Mal in der Woche ab, das Ergeb¬ 
nis blieb das gleiche wie schon am 
Mittwoch: 170 Abgeordneten von der 
Volkspartei (PP) sowie der rechten Ci- 
udadanos stimmten für ihn, 180 Stim¬ 
men gegen Rajoy. Alle anderen Par¬ 
teien - mit Ausnahme einer einzigen 
Abgeordneten der „Coaliciön Cana- 
ria“ - lehnen Mariano Rajoy für das 
Amt des Ministerpräsidenten weiter¬ 
hin ab. 

Die Sozialdemokraten der PSOE - 
oder zumindest der Teil der PSOE, der 
den Vorsitzenden Pedro Sänchez un¬ 
terstützt - wollen sich auf keinen Fall 
an einer großen Koalition mit den 
Rechten der Partido Populär (PP) 
unter Rajoy beteiligen. Mit den neu¬ 
en Rechten von Ciudadanos hätten 
sie weniger Probleme, das zeigte sich 
während der Verhandlungen zur jetzi¬ 
gen Abstimmung und auch schon nach 
den ersten Wahlen im Dezember 2015. 
Seitdem ist Spanien ohne gewählte Re¬ 
gierung. 

Auf der anderen Seite gibt es gro¬ 
ße Differenzen mit der Wahlkoalition 


als Statthalter der Genfer Konventi¬ 
on) von je acht Bevollmächtigten bei¬ 
der Seiten sowie den Delegierten der 
Regierungen Kubas, Rodolfo Benftez, 
und Norwegens, Dag Nylander, un¬ 
terzeichnet wurde, umfasst 297 Sei¬ 
ten. Darin sind auf fast 190 Seiten die 
sechs Unterpunkte, die zu Beginn der 
zunächst geheimen Gespräche vor vier¬ 


einhalb Jahren festgelegt wurden, in al¬ 
len Einzelheiten beschrieben worden. 
Zur - aufgrund der Vorerfahrungen - 
unabdingbaren Absicherung der Ver¬ 
einbarungen sind dabei auch interna¬ 
tionale Organisationen eingebunden: 
Europäische Union, FAO, Via Cam- 
pesina (Landreform), UNASUR, die 
Schweiz und das Niederländisches Ins¬ 
titut für Vielparteiendemokratie (Poli¬ 
tische Teilhabe), die EU, die USA, die 
Schweiz, die UNESCO, das UN-Ent- 
wicklungsprogramm, die Lateiname¬ 
rikanische Studierendenorganisation, 


von Unidos Podemos, in der die Ver¬ 
einigte Linke (IU) sowie die Bewe¬ 
gungspartei Podemos vertreten sind. 
Aber vor allem scheint ein Bündnis 
mit den kleinen regionalen Parteien, 
ohne deren Stimmen eine Regierung 
unter der Führung von Pedro Sän¬ 
chez nicht möglich ist, ausgeschlossen. 
Während „Unidos Podemos“ bspw. 
für ein Referendum über die Unab¬ 
hängigkeit in Katalonien ist, hält die 
PSOE daran fest, dieser Forderung 
nicht nachgeben zu wollen. Autono¬ 
mie ist jedoch das zentrale Thema der 
Regionalparteien. 

Das wurde während der Debatte 
vor der Abstimmung am Freitag noch 
einmal deutlich. Der Sprecher der Re¬ 
publikanischen Linken Kataloniens 
(ERC), Gabriel Rufiän, fragte den 
Kandidaten der Sozialdemokraten: 
„Wie lange werden Sie die Regierbar- 
keit in ihrem Land ablehnen, nur um 
uns in unseren Land keine Stimme zu 
geben?“ 

Nun, nachdem es eine Abstimmung 
gegen Rajoy gegeben hat - deren Er¬ 
gebnis aber schon seit Wochen mehr 
oder weniger fest stand -, scheint Pe¬ 
dro Sänchez auf einmal doch wieder 
Interesse daran zu haben, eine Koaliti¬ 
on mit den „Kräften des Wandels“, also 
den Linken, versuchen zu wollen. 

Unidos Podemos zeigte dafür we¬ 
nig Begeisterung: „Wenn das ernst 
gemeint wäre, wäre es konkreter ge¬ 
wesen“, zititert eldiario.es zwei Abge- 


das Büro des Hohen Kommissars für 
Menschenrechte der Vereinten Natio¬ 
nen (Ende des Konflikts), die Globa¬ 
le Drogenkommission (Drogenproble¬ 
matik), das Internationale Komitee des 
Roten Kreuzes, Menschenrechts-Nicht- 
regierungsorganisationen, der Interna¬ 
tionale Demokratische Frauenbund 
und die UN-Frauenkommission (Opf¬ 


erproblematik). Die Kommission zur 
Umsetzung und zur Schlichtung von 
Streitigkeiten innerhalb des Schluss¬ 
abkommens (CSVR) koordiniert die 
internationalen Aktivitäten. 

Weitere hundert Seiten nehmen die 
Anhänge ein, in denen bis in kleinste 
Details grundsätzliche Überlegungen, 
aber auch Eventualitäten ausformuliert 
sind, die den Friedensprozess stören 
könnten. Bemerkenswert ist der beider¬ 
seitige Wille, sich gegenüber Provoka¬ 
tionen gegen den Prozess zu wappnen. 
Diese kommen während der gesamten 


ordnete. Pablo Iglesias von Podemos 
bestätigte dagegen, dass es ein Tref¬ 
fen mit der PSOE geben wird, um zu 
prüfen, ob man die anstehenden Neu¬ 
wahlen im Dezember noch verhindern 
kann. 

Die PSOE kriegte bei den Wah¬ 
len Ende Juni zu spüren, was es heißt, 
wenn sie keine linke Koalition bilden 
und gleichzeitig nicht mit der PP regie- 


Verhandlungsphase, die am 18. Okto¬ 
ber 2012 in Oslo offiziell begann und 
danach in Havanna fortgeführt wur¬ 
de, immer wieder von der politischen 
Rechten um Ex-Präsident Älvaro Uri- 
be, von Ex-Militärs aus der ACORE- 
Vereinigung sowie Großgrundbesit¬ 
zern, die mit ihren Privatarmeen jene 
einschüchtern, die auf Grundlage frü¬ 


herer Vereinbarungen die Rückgabe 
der Ländereien einfordern, von denen 
sie einst vertrieben wurden. 

„Nun muss die ganze Gesellschaft 
mit Vernunft, Kraft und Optimismus 
auf die Möglichkeit der Beendigung 
eines langen Kapitels des Krieges mit 
der Verpflichtung zur Nichtwiederhol¬ 
barkeit schauen“, erklärt die Kolum¬ 
bianische KP in einer Erklärung am 
25. August. Denn derzeit scheint also 
nur eines gewiss: Reibungslos wird der 
Friedensprozess nicht vonstatten ge¬ 
hen. Günter Pohl 


ren will. Denn die PP erhielt fast eine 
Million Stimmen mehr in den Wahlen 
nach den gescheiterten Koalitionsge¬ 
sprächen der PSOE. Wenn es tatsäch¬ 
lich zur dritten Wahl in Folge kommt, 
könnte es sein, dass die PP wieder 
eine absolute Mehrheit erreicht. Zu¬ 
mindest legen das aktuelle Wahlum¬ 
fragen nahe. 

Carmela Negrete 


Wieder gescheitert 

Der spanische Ministerpräsident hat keine Mehrheit, regiert aber munter weiter 



Wer braucht schon Mehrheiten? Der spanische Ministerpräsident Mariano Rajoy 
kann auch ohne. 


LA HABANA, 



Haben unterschrieben: Kolumbiens Präsident Santos (I.) und FARC-Kommandant Jimenez ( 2 . v. r.), bezeugt von Raul Castro 
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Mit oder gegen die 
Imperialisten? 

PYD muss sich entscheiden 



Foto: VoA, youtube-screenshot 


Anhänger der PYD auf einer Beerdigung in Afrin, Syrien 


Noch vor wenigen Monaten konnte die 
syrisch-kurdische Partei der demokra¬ 
tischen Union (PYD) und ihr militäri¬ 
scher Arm, die YPG/JPG, mit den Wi¬ 
dersprüchen des Krieges in Syrien um¬ 
gehen. Sie schaffte es, die Bindung zur 
syrischen Regierung und Armee nicht 
vollkommen zu verlieren und auch zum 
wichtigsten Verbündeten Assads, Russ¬ 
land. Auf der anderen Seite verstetigte 
sich die Zusammenarbeit mit der von 
den USA dominierten Kriegskoalition. 
Die politische Perspektive der PYD ist 
der syrische Einheitsstaat, für dieses Ziel 
sind Russland und die syrische Regie¬ 
rung zuverlässigere Partner als die USA. 

Gestärkt vom Sieg gegen den IS 
in Manjib und vor allem mit Rücken¬ 
deckung der USA begann die YPG 
Angriffe auf die in der nordsyrischen 
Stadt Hasaka stationierten Einheiten 
der syrischen Armee und erreichte 
schnell militärische Siege. Trotz russi¬ 
scher Verhandlungsbemühungen setzte 
die YPG ihre Angriffe gegen die syri¬ 
sche Armee fort. Am Ende „siegten“ 
beide - die russische Diplomatie und 
die YPG. Faktisch räumt die syrische 
Armee die Stadt für die YPG. Das 
bisher gewonnene Vertrauen, das die 
gesamte syrische Bevölkerung in die 
YPG hatte, ging damit zu großen Tei¬ 
len verloren. Denn die Angriffe auf die 
syrische Armee kamen zu einer Zeit, in 
der diese mit großen Anstrengung die 
Schlacht gegen verschiedene islamisti- 
sche Verbände in Aleppo führt. Auf der 
anderen Seite war es verständlich, denn 
Gerüchte von einer syrisch-türkischen 
Annäherung mit anti-kurdischer Stoß¬ 
richtung machten die Runde. 

Die Regionalorganisation der syri¬ 
schen KP in Hasaka rief zur Einheit der 
bewaffneten Kräfte gegen die zwei Be¬ 
drohungen auf: Die des Imperialismus 
und die der „dunklen islamistischen 


Kräfte“. Sie erinnert an den erfolgrei¬ 
chen Kampf der syrischen Kurden und 
an die notwendige Verwirklichung der 
Rechte aller Bürger, inklusive der Kur¬ 
den als „zweiter Nation“ in Syrien. 

Dass Vertrauen in die Imperialis¬ 
ten ein großer Fehler ist, beweist die 
Unterstützung der USA und des deut¬ 
schen Imperialismus für die laufende 
Operation der Türkei gegen die YPG 
und gegen den sogenannten IS unter 
Verletzung der Souveränität des sy¬ 
rischen Staates - 500 Jahre nach dem 
Osmanischen Krieg gegen Syrien. Die¬ 
se Operation der Türkei, die wohl mit 
deutschen Panzern geführt wird, fin¬ 
det die Unterstützung der deutschen 
Regierung und der USA auch in ihrer 
antikurdischen Stoßrichtung. So for¬ 
derten die USA - mit der Türkei über¬ 
einstimmend - von der YPG einen 
kampflosen Rückzug aus allen Gebie¬ 
te westlich des Euphrat-Flusses. Hier 
sind viele kurdische Kämpfer gestor¬ 
ben, deshalb verweigert sich die YPG 
einer Übergabe an die mit der Türkei 
verbundenen Islamisten. Erste Zusam¬ 
menstöße gab es zwischen den von der 


NATO unterstützten Islamisten und 
den von der NATO ebenfalls unter¬ 
stützten Kurden. 

So bleibt es dabei, dass die US-Im- 
perialisten die PYD/YPG als Instru¬ 
ment benutzen in ihrem Kampf gegen 
IS und syrische Regierung. Haben die 
kurdischen Organisationen ihre Aufga¬ 
be erfüllt, sind sie entbehrlich. Die Ver¬ 
bundenheit der Türkei mit den USA ist 
keine Eintagsfliege, sondern eine lang¬ 
jährige strategische Partnerschaft, die 
von beiden Seiten nicht einfach been¬ 
det wird. 

Es bleibt auch dabei, dass die PYD/ 
YPG als Hauptkraft unter den syri¬ 
schen Kurden ein Partner im Wieder¬ 
aufbau eines demokratischen Syriens 
sein wird. Dafür muss sich die PYD ge¬ 
gen den Imperialismus entscheiden - 
die syrische Regierung wiederum ist 
gefordert, endlich die vollen Rechte 
für Kurden zu verwirklichen. Der Weg 
dahin ist weder frei von Widersprüchen 
noch geradlinig, sondern erfordert viel 
Geduld und Beharrlichkeit - für ein 
arabisch-kurdisches Bündnis in einem 
souveränen Syrien. Toto Lyna 


Syrien-Verhandlungen 

Russland fordert distanzierung von Terroristen 


Seit Monaten verhandeln die USA und 
Russland über eine militärische Zusam¬ 
menarbeit im Kampf gegen IS und al- 
Nusra in Syrien. Die zentrale Frage - an 
der eine Übereinkunft weiterhin schei¬ 
tert - ist das Verhältnis der sogenannten 
„gemäßigten Opposition“ gegenüber IS 
und al-Nusra. Russland verlangt eine 
räumliche, militärische und politische 
Distanzierung der „Gemäßigten“ von 
den Terroristen. Die USA haben dazu 
ihre eigene Vorstellung und wollen auf 
die Gruppen, die sie selbst ausrüsten, 
nicht verzichten. 

Beide Seiten verkünden immer wie¬ 
der, dass sie kurz vor einer Einigung 
stünden. Auch die Verhandlungen im 
Rahmen des G-20 Treffens haben ent¬ 
gegen manchen Erwartungen kein Er¬ 
gebnis erbracht. Sogleich gab es eine 
Reihe von Anschlägen in mehreren 
Städten Syriens - mit vielen Toten. Die 


Verhandlungen zwischen Russland und 
den USA werden fortgeführt. 

Es wird aber auch ein Thema wie¬ 
der akut, das schon lange abgeschlos¬ 
sen schien: der angebliche Einsatz von 
chemischen Kampfmitteln durch die sy¬ 
rische Armee. 

Ein Bericht der UN und der Organi¬ 
sation für das Verbot Chemischer Waf¬ 
fen beschuldigt die syrische Luftwaffe, 
in zwei Fällen nach der offiziellen Ver¬ 
nichtung der chemischen Kampfstoffe 
erneut Chemiewaffen eingesetzt zu ha¬ 
ben. Die UN-Botschafterin der USA, 
Samantha Power, und das Weiße Haus 
verlangen Konsequenzen. Hillary Clin¬ 
ton versprach für den Fall dass sie ge¬ 
wählt wird, die bisherige Syrienpolitik 
der USA zu überprüfen. Sie gilt als Ver¬ 
fechterin einer Flugverbotszone. Und 
Power verlangte schon vor Jahren, Sy¬ 
rien zu bombardieren. mz 


Mobile Leichenhallen 

Jemen: Saudi-Arabien bombardiert weiter 


Seit dem Ende der Verhandlungen zwi¬ 
schen den Delegationen des Präsiden¬ 
ten Hadi und der Ansarollah (Huthis) 
und ihrer Verbündeten haben sich die 
Luftangriffe Saudi-Arabiens auf Ziele 
im Jemen noch verstärkt. 

Die Situation dort ist mittlerweile 
so katastrophal, dass das Rote Kreuz 
mobile Leichenhallen geliefert hat. Die 
Kapazitäten der wenigen noch arbeits¬ 
fähigen Krankenhäuser reichen nicht 
aus, den Zustrom an Toten zu bewälti¬ 
gen. Nach Angaben von UNICEF be¬ 
nötigen 21 Millionen Menschen - das 
sind ca. 90 Prozent der Bevölkerung - 
dringend humanitäre Hilfe. 

Saudi-Arabien bombardiert weiter 
die Infrastruktur des Landes. Eines der 
Ziele war eine wichtige Brücke in die 
Hauptstadt Sanaa, über die der größte 
Teil der Hilfslieferungen lief. Eine See¬ 
blockade verhindert jeglichen Import 


von Nahrungsmitteln, Medikamenten 
und Treibstoff. 

Mit den Luftangriffen versucht Sau¬ 
di-Arabien, um jeden Preis die eigene 
regionale Macht zu sichern und Präsi¬ 
dent Hadi wieder an die Macht zu bom¬ 
ben. Es kann sich dabei auf eine UN- 
Resolution stützen - die von den USA 
und Saudi-Arabien selbst formuliert 
wurde. Im Lande genießt Hadi kaum 
Unterstützung. 

Auf einer Pressekonferenz in Sau¬ 
di-Arabien sprach US-Außenminister 
Kerry von erneuten Anstrengungen, zu 
einer politischen Lösung zu kommen - 
aber zunächst müssten sich die Huthis 
zurückziehen und ihre Waffen abge¬ 
ben. Also der gleiche Vorschlag, den 
die USA gemeinsam mit Saudi-Arabi¬ 
en entwickelt hatten und der in den vo¬ 
rigen Verhandlungen gescheitert war. 

mz 


Lugansker VR: Vergleichsweise ruhig 


Straflos 

Untersuchungen wegen Tötung von Zivilisten durch die israelische Armee 
eingestellt - Blockade verhindert Wiederaufbau in Gaza 


Das israelische Militär hat kürzlich 
rund hundert Untersuchungen ge¬ 
gen israelische Offiziere und Soldaten 
wegen begangener Kriegsverbrechen 
während des Gazakrieges 2014 einge¬ 
stellt, ohne Sanktionen zu verhängen. 
Das geht aus einer von der Armeefüh¬ 
rung am 24. August veröffentlichten 
Mitteilung hervor, über die auch die 
palästinensische Nachrichtenagentur 
Ma’an berichtete. 

Demnach stellte die Armeeführung 
im August rund ein Dutzend Untersu¬ 
chungen gegen Armeeangehörige ein, 
die konkreter Gewaltakte bzw. der 
vorgeplanten Tötung von palästinen¬ 
sischen Zivilisten beschuldigt worden 
waren. Rund 80 weitere Fälle wurden 
eingestellt, ohne dass überhaupt eine 
Untersuchung eröffnet worden wäre. 
Insgesamt waren bei der Armeefüh¬ 
rung nach deren eigenen Angaben 
rund 500 Beschwerden wegen Gewalt¬ 
taten von israelischen Militärangehöri¬ 
gen gegen palästinensische Zivilisten 
im Rahmen der Gaza-Operation ein¬ 
gegangen, die nach der Genfer Kon¬ 
vention über den Schutz von Zivil¬ 
personen unzulässig waren und damit 
unter den Begriff Kriegsverbrechen 
fallen. Aber nur in 24 Fällen wurde 
eine Untersuchung eröffnet, und nur 
gegen drei Armeeangehörige wurden 
wegen der nachweislichen Verletzung 
des Völkerrechts gewisse Sanktionen 
verhängt. 

Zu den straflos gebliebenen Ge¬ 
walttaten gehörte u.a. die Tötung von 
12 Mitgliedern der palästinensischen 
Familie Siyam am 21. Juli 2014 durch 
einen israelischen Luftangriff, von dem 
die Armee nunmehr behauptet, dass 
er nicht von ihr ausgeführt worden sei, 
sondern die Familie von einer Rakete 


getroffen worden sei, die von palästi¬ 
nensischen Terroristen abgefeuert wor¬ 
den war, ihr Ziel in Israel aber nicht er¬ 
reichte und im Gazastreifen abstürzte. 

Auch das Massaker an der Fami¬ 
lie Zurub am 1. August 2014 in Rafah 
blieb straflos, obwohl hier eingestanden 
wurde, dass der Luftangriff von der is¬ 
raelischen Armee ausgeführt worden 
war. Dieser Angriff sei jedoch nach is¬ 
raelischem und internationalem Recht 
gerechtfertigt gewesen, weil in dem 
zerstörten Wohnhaus der Familie ein 
„Hamas-Kommando“ seinen Sitz ge¬ 
habt habe. Auch die Zerstörung einer 
von der UNO eingerichteten Schule in 
Rafah, in die sich durch den Krieg ob¬ 
dachlos gewordene Palästinenser, da¬ 
runter Frauen und Kinder, geflüchtet 
hatten, blieb trotz zehn toter Zivilisten 
straflos. 

Saeb Erekat, der Generalsekre¬ 
tär der Palästinensischen Befreiungs¬ 
organisation (PLO), erklärte zu der 
israelischen Mitteilung: „Wir haben 
nichts anderes erwartet als die Recht¬ 
fertigung Israels für die bei der letzten 
großen Militärattacke auf Gaza began¬ 
genen Kriegsverbrechen.“ Das Ergeb¬ 
nis dieser vom israelischen Kolonial¬ 
regime und damit praktisch von den 
Tätern selbst geführten Untersuchun¬ 
gen dürfe jedoch keinesfalls akzep¬ 
tiert werden. Erekat zog den Schluss: 
„Nach Israels offizieller Position, sich 
selbst von jeder Verantwortung freizu¬ 
sprechen und seine Haltung gegenüber 
der Praxis von Kriegsverbrechen zu 
bekräftigen, sind wir der Ansicht, dass 
es an der Zeit ist für den Internatio¬ 
nalen Strafgerichtshof (ICC), zu han¬ 
deln. Die internationale Gemeinschaft 
hat eine Verantwortung, das palästi¬ 
nensische Volk vor der kriegstreibe- 


rischen israelischen Besatzungsmacht 
zu schützen und Israels Straflosigkeit 
für alle gegen das Land und Volk von 
Palästina begangenen Verbrechen ein 
Ende zu setzen“ 

Nach einem Bericht der israelischen 
Menschenrechtsorganisation B’Tselem 
endeten rund 70 Prozent der 739 von 
ihr offiziell vorgelegten Klagen - we¬ 
gen der ungerechtfertigten Tötung von 
Palästinensern, ihrer Verwendung als 
menschliche Schutzschilde oder der 
Zerstörung ihres Eigentums durch isra¬ 
elische Streitkräfte - in entweder straf¬ 
los gebliebenen oder gar nicht erst er- 
öffneten Untersuchungen. 

Die 51-tägige israelische Militärat¬ 
tacke im Gazastreifen unter der Be¬ 
zeichnung „Operation Flankenschutz“ 
hatte laut UNO-Angaben die Tötung 
von 1 462 Palästinensern zu Folge, ein 
Drittel davon Kinder. Mindestens 142 
Familien haben drei oder mehr An¬ 
gehörige verloren. Mitte August 2016 
wurde mitgeteilt, dass rund 50 Prozent 
der bei dem Angriff 2014 vom israeli¬ 
schen Militär zerstörten palästinensi¬ 
schen Häuser noch nicht wieder auf¬ 
gebaut werden konnten. Hauptgrund 
dafür ist die anhaltende israelische 
Blockade des Gaza-Streifens, wodurch 
die Einfuhr von Baumaterial erheb¬ 
lich behindert wird. Laut einer UNO- 
Übersicht vom April dieses Jahres sind 
deshalb immer noch bis zu 75 000 Pa¬ 
lästinenser im Gaza-Streifen obdachlos 
und auf Behelfsunterkünfte angewie¬ 
sen. UNO-Koordinator Robert Piper 
verwies darauf, dass die meisten von 
ihnen „in einer desaströsen und tragi¬ 
schen Situation“ leben. Internationale 
Unterstützung zur Beendigung dieser 
Situation sei dringend erforderlich. 

Georg Polikeit 


Die Waffenruhe im Kriegsgebiet in der 
Ostukraine hält nach Einschätzung von 
Beobachtern weitgehend. Die Verstöße 
gegen eine Feuerpause seien zurückge¬ 
gangen, teilte die Organisation für Si¬ 
cherheit und Zusammenarbeit in Eu¬ 
ropa (OSZE) am Freitag mit. 

Auf einer Pressekonferenz der 
Volksmiliz der „Lugansker Volksre¬ 


publik“ (LVR) sagte Major Andrej 
Marotschko, die ukrainische Führung 
schließe trotz der „beidseitigen Einhal¬ 
tung des Regimes der Ruhe“ die Mög¬ 
lichkeit einer militärischen Variante 
nicht aus. Dazu werde eine Reihe vor¬ 
bereitender Maßnahmen durchgeführt, 
so die „Alternative Presseschau“ unter 
Berufung auf Lug-info.com. 
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Zum Antikriegstag trafen sich 300 Menschen bei der 50. Mahn- und Gedenkveranstaltung am 
Gräberfeld sowjetischer Kriegsgefangener in Stukenbrock-Senne. 


Vom Bundestag bis zur Russischen Botschaft: Kundgebung der Friko Berlin, Auftakt zu einer 600 m 
langen Menschenkette mit Transparenten 


Antikriegstag 2016 

Nein zum Krieg - 
Frieden mit Russland - 
Fluchtursachen bekämpfen 


Aus der Rede von Otto König, IG Metall, zum Antikriegstag 
auf dem Russischen Ehrenfriedhof in Hattingen 


Kolleginnen und Kollegen, 
nur wer bereit ist, sein Gehirn auszu¬ 
schalten und die geostrategischen In¬ 
teressen der EU- und NATO-Staaten 
einschließlich der USA außer Acht zu 
lassen, kann der Argumentation zu¬ 
stimmen: Die Verantwortung für die 
Krise in und um die Ukraine liege al¬ 
leine bei der russischen Staatsführung. 

Überträgt man diese Sichtweise 
auf die Politik der NATO, tun sich an¬ 
gesichts der tatsächlichen Machtan¬ 
sprüche des Westens Abgründe poli¬ 
tischer Heuchelei und Doppelmoral 
auf. Erst vor wenigen Tagen stellte der 
britische „Chilcot-Bericht“ fest: Der 
britische Premier Tony Blair und der 
US-amerikanische Präsident George 
W. Bush brachen 2003 mit einer Lüge 


den „völkerrechtswidrigen Angriffs¬ 
krieg auf die souveräne Republik Irak“ 
vom Zaun. 

Wer von uns erinnert sich nicht, 
wie damals auch bundesdeutsche Po¬ 
litiker, die noch in Amt und Würden 
sind, die Lüge von den angeblichen 
„Massenvernichtungswaffen“ Saddam 
Husseins verbreitet haben, um diesen 
Krieg der „Koalition der Willigen“ zu 
rechtfertigen. 

Es sollte im Nahen Osten ein 
„Leuchtfeuer der Demokratie“ ent¬ 
zündet werden. Doch stattdessen setz¬ 
te diese Koalition die Region und da¬ 
mit auch Syrien in Brand. Der „Krieg 
für Öl“ zerstörte das Land. Vier Milli¬ 
onen Iraker mussten fliehen. Doch da¬ 
mit nicht genug: Als Lolge der Invasi¬ 


on bildete sich zuerst die Gruppierung 
Al-Kaida und dann die Gruppe „Is¬ 
lamischer Staat. Diese Invasion und 
die Politik der westlichen Mächte im 
Nahen Osten haben entscheidend zu 
den Ursachen des Terrors beigetragen. 
Liebe Friedensfreunde, 

Krieg ist Terror. Er bringt millionenfa¬ 
chen Tod, Verwüstung und Chaos. 

Er bringt Millionen von Menschen 
Elend und Not und treibt sie zur Flucht. 

Gerade deshalb müssen wir jetzt 
Widerstand leisten gegen eine Militari¬ 
sierung des sicherheitspolitischen Den¬ 
kens und Handelns in Deutschland. 
Wir dürfen nicht akzeptieren, dass 
Krieg immer alltäglicher wird und un¬ 
ser Land einen wachsenden Beitrag 
dazu leistet. (...) 



Unter dem Motto „Was ist das für 1 Frieden, STOP WARS - Gemeinsam gegen 
ihre Kriege“ gingen in Jena zum Weltfriedenstag mehr als 100 Menschen 
auf die Straße. Aufgerufen hatte ein Bündnis aus SDAJ, OJA der IGM, SDS, 
Naturfreundejugendjugend gegen Rechts,Trägerkreis Rüstungskonversion 
und DKP. 




Gleich zwei Veranstaltungen gab in Nürnberg: Das Friedensforum lud in der Innenstadt zu einer Kundgebung ein. Am Weißen Turm gab es eine Aktion des Jugendbündnisses aus DGB- und DIDF-Jugend, 
SDAJ, Jusos und der Stadtschülervertretung,„Tote fallen nicht vom Himmel und Kriege wachsen nicht auf Bäumen“. 
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Positionen 


Freitag, 9. September 2016 


„Wir steuern auf eine 
Demokratiekrise zu“ 

Was folgt aus dem Wahlergebnis von Mecklenburg-Vorpommern? 


UZ: Wie bewerten Sie den Wahlausgang 
im Mecklenburg-Vorpommern am letz¬ 
ten Sonntag? 

Sascha H. Wagner: Das Wahlergebnis 
ist ernüchternd, aber es hat sich seit Wo¬ 
chen abgezeichnet. Etwa ein Viertel der 
Wählerinnen und Wähler hat rechts ge¬ 
wählt. Vor allem CDU und SPD haben 
den Rechtsruck mit ihrer Politik der so¬ 
zialen Verunsicherung provoziert. Be¬ 
stätigt haben sie ihn, als sie AfD-Posi- 
tionen in der Asylpolitik nachgelaufen 
sind. Sie haben damit dem Rechtspo¬ 
pulismus zur gesellschaftlichen Akzep¬ 
tanz verholfen. Meiner Partei ist es in 
diesem Klima nicht gelungen, mit ihren 
Themen durchzudringen. 

UZ: Wie glaubwürdig ist etablierte Po¬ 
litik überhaupt noch, wenn der SPD- 
Ministerpräsident Erwin Sellering von 
einem Wahlsieg der Sozialdemokraten 
schwadroniert, obwohl sie rund 5 Pro¬ 
zent der Stimmen eingebüßt haben? 

Sascha H. Wagner: Alle Parteien ha¬ 
ben bei dieser Wahl verloren, mit Aus¬ 
nahme der Rechtspopulisten. Dass die 
SPD so reagiert wie sie reagiert, zeigt 
die immer noch vorhandene Überheb¬ 
lichkeit der Sozialdemokratie. Auch sie 
hat nicht verstanden, welche Brisanz in 
dem Wahlergebnis liegt. 

UZ: Ihre Partei ist jedoch die große Ver¬ 
liererin der Landtagswahl in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern. Was sind die Grün¬ 
de? 

Sascha H. Wagner: Dies so schnell ohne 
eine genaue Analyse vorzunehmen, ist 
schwer zu sagen. Ich glaube jedoch dass 
„Die Linke“ wieder lernen muss, Poli¬ 
tik mit den Menschen zu machen, nicht 
stellvertretend für sie. 

UZ: Aber welche Fehler hat Ihre Partei 
gemacht? 

Sascha H. Wagner: Meine Partei schafft 
es derzeit nicht, darüber eine breite De¬ 
batte, auch in der außerparlamentari¬ 
schen Linken, in Gang zu setzen, welche 
Strategie bei einer deutlich werdenden 
Rechtsentwicklung der Gesellschaft nö¬ 
tig wäre. „Die Linke“ als Partei dringt 
nicht mit ihren eigenen Themen durch 
und versteht es nicht, selbst Themen zu 
setzen. Sie versucht vielmehr auf die 
von der Großen Koalition im Bund 
vorgegebenen Themen zu reagieren. 
Zudem verlieren wir zunehmend an 
Zustimmung, da wir im Osten immer 
weniger als die Kümmererpartei wahr¬ 


genommen werden. Dies hat auch was 
mit der demografischen Entwicklung 
der Mitgliedschaft zu tun. Diesen Auf¬ 
gaben müssen wir uns stellen - als Ge¬ 
samtpartei. 

UZ: Ihre Partei ist unter anderem mit 
der Parole „Arbeit, Heimat, Familie“ in 
den Wahlkampf gezogen. Diesen Slo¬ 
gan hat früher schon die neofaschisti¬ 
sche NPD genutzt. Außerdem hat auch 
„Die Linke“ ihre „Liebe zu Mecklen- 



Sascha H. Wagner ist Landesgeschäfts¬ 
führer der Linkspartei in Nordrhein- 
Westfalen. 


erstarken. Wir können den gesellschaft¬ 
lichen Diskurs nicht zur Mitte hinwen¬ 
den, sondern benötigen Antworten von 
links. Als die SPD unter ihrem Kanzler 
Gerhard Schröder mit der Parole „Die 
neue Mitte“ durch die Republik zog, 
wurde der Niedergang der Sozialde¬ 
mokratie eingeläutet. Was dann folgte, 
wissen wir: der Abbau des Sozialstaates. 
Dies kann nicht im Interesse einer pro¬ 
gressiven Linken sein. 

UZ: Was werden Sie im anstehenden 
NRW-Landtagswahlkampf anders ma¬ 
chen? 

Sascha H. Wagner: In den nächsten 
Monaten ist es umso wichtiger, Mut 
zu machen, gemeinsam für Solidarität 
und soziale Gerechtigkeit einzustehen. 
Den Einzelnen laden wir im direkten 
Gespräch genauso dazu ein, sich zu ver¬ 
netzen, wie auch Bündnispartner in den 
sozialen Bewegungen. Wir werden un¬ 
sere Grundüberzeugungen jetzt nicht, 
wie andere, über Bord werfen. Im Übri¬ 
gen ist ein eigener Wahlantritt der klei¬ 
neren linken Spektren hier nicht gera¬ 
de hilfreich. Es wird auf jede Stimme 
ankommen. 

UZ: Und wie wollen Sie die Auseinan¬ 
dersetzung mit derAfD führen, der auch 
für NRW ein zweistelliges Ergebnis pro¬ 
gnostiziert wird? 


burg-Vorpommern“ betont. Ist es eine 
geeignete Strategie, den Rechten derart 
hinterherzuhecheln? 

Sascha H. Wagner: Über die Trage von 
richtigen Kampagnenführungen kann 
man sich ewig streiten. Ich glaube die¬ 
se Prägen sind eher zweitrangig. Über 
die Tonalität muss man sicherlich spre¬ 
chen. Dahinter steckt der Gedanke, die 
Nöte und Ängste aufnehmen zu wollen. 
Wir alle verkennen nur derzeit den Um¬ 
stand, dass alle Parteien gleichermaßen 
systematisch abgemeiert werden, weil 
sie alle alszum gleichen System zugehö¬ 
rig eingestuft werden. Wir steuern auf 
eine echte Demokratiekrise zu. 

UZ: Was bedeutet es, wenn der Linke- 
Spitzenkandidat Helmut Holter behaup¬ 
tet, „Die Linke“ sei die Heimat für Men¬ 
schen aus der politischen Mitte, wie er es 
am Wahlabend in der ARD getan hat? 

Sascha H. Wagner: Diese Aussage ist 
verheerend für eine Linke, die sich 
klar positionieren muss. Gerade in die¬ 
sen Zeiten, wo die reaktionären Kräfte 


Sascha H. Wagner: Ängste und Trust 
auf die etablierten Parteien sind ver¬ 
ständlich, denn ihre Politik für Rei¬ 
che und Konzerne ist ungerecht. Seit 
Jahren kommen Steuerbetrüger unge¬ 
schoren davon, während es für andere 
kaum zum Überleben reicht. Konzer¬ 
ne zahlen auf riesige Gewinne so gut 
wie keine Steuern, während sich die 
Mehrheit bei Niedriglöhnen und Leih¬ 
arbeit den Rücken krumm schuften 
soll. Neue Luxusappartements entste¬ 
hen, während man in manchen Städten 
selbst mit durchschnittlichem Gehalt 
keine bezahlbare Wohnung findet. Wir 
dürfen uns aber nicht nur an der AfD 
abarbeiten, sondern müssen uns sach¬ 
lich mit ihren unsozialen Lorderungen 
auseinandersetzen und vor allem die 
eigenen Themen in den Lokus rücken. 
Wer mehr Gerechtigkeit und soziale 
Sicherheit will, ist bei der „Linken“ an 
der richtigen Adresse. Wir wollen die 
Verschlechterungen der vergangenen 
Jahre, die über die Köpfe der Betroffe¬ 
nen entschieden wurden, nicht hinneh¬ 
men. Es ist an der Zeit, sich die Politik 
zurückzuholen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



Hartes Brot: Landtagswahlkampf der Partei „Die Linke“ in Schwerin 


Weltmachtpläne 

Mit TTIP soll das neue amerikanische Jahrhundert 
vertraglich abgesichert werden 


Sigmar Gabriel hat dem „Freihandels- 
abkommen“ TTIP den Totenschein 
ausgestellt. Vermutlich etwas voreilig. 
EU-Kommissionschef Juncker jeden¬ 
falls will das transatlantische Abkom¬ 
men zwischen den USA und der EU 
weiterverhandeln. Dafür will Gabriel 
für CETA, das Abkommen mit Kanada, 
auch in der skeptischen eigenen Trakti¬ 
on weiter trommeln. Wodurch sich der 
Eindruck verfestigt, dass es sich hier vor 
allem um Durchsetzungstaktik handelt. 
CETA dürfte der US-Seite ähnliche 
Möglichkeiten eröffnen wie TTIP, aller¬ 
dings ohne dabei selbst vertragliche Zu¬ 
geständnisse machen zu müssen. 

er veritable Streit um die Steuer¬ 
nachforderung der EU gegen den US- 
Multi Apple zeigt, mit welch harten 
Bandagen die US-Regierung mittler¬ 
weile selbst in solch vergleichsweise un¬ 
bedeutenden und in der Sache ziemlich 
eindeutigen Problemlagen agiert. Wenn 
Apple, wie die EU-Kommission behaup¬ 
tet, in Irland seine Gewinne mit weni¬ 
ger als einem Prozent versteuert hat, so 
sollte eine Nachversteuerung wohl das 
Selbstverständlichste auf der Welt sein. 
Ist sie natürlich nicht. 

Sie ist es genau so wenig, wie es bei 
TTIP und CETA, bei TTP oder NAFTA 
(den entsprechenden Abkommen für 
die Pazifikanrainerstaaten und für Nord¬ 
amerika) um Freihandel geht. Die impe¬ 
rialen Verhältnissen innewohnende Ver¬ 
ankerung von Doppelstandards gilt na¬ 
türlich auch und gerade hier. Freihandel 
ist eine Propagandaformel, die ihre At¬ 
traktivität aus der Romantik einer vor¬ 
industriellen Kartoffelmarktvorstellung 
bezieht. Es gibt zwischen den imperial 
vermachteten 
Ökonomien kei¬ 
nen Freihandel 
mit den ricardia- 
nischen kompa¬ 
rativen Kosten¬ 
vorteilen für beide Seiten. Freihandel 
ist heute keine Win-win-Situation, son¬ 
dern ein Euphemismus für das Recht des 
Stärkeren, auch im Ausland alles nieder¬ 
konkurrieren zu können. Auch die gro¬ 
ßen Freihandelsapostel Großbritannien 
und USA waren hart protektionistisch, 
bis ihre Wirtschaft sich die Parole „Frei¬ 
handel“ leisten konnte. Nach rund 40 
Jahre Neoliberalismus zeigen die sozia¬ 
len Realitäten auch empirisch, selbst in 
den führenden imperialistischen Staaten, 
was es mit den als „Wohlstandsgewinne“ 
angepriesenen komparativen Kostenvor¬ 
teilen tatsächlich auf sich hat. Der fran¬ 
zösische Ökonom Thomas Piketty hat 
sich da um die statistische Unterfütte¬ 
rung verdient gemacht. Es gibt sie, die 
Kostenvorteile und die damit verbunde¬ 
nen Wohlstandsgewinne, aber natürlich 
nicht für alle. 

Mit der Durchsetzung nationalstaat¬ 
licher Strukturen und staatlich kontrol¬ 
lierter Außenhandelsbeziehungen gibt 
es einen permanenten Kampf um die 
Außenhandelskonditionen. Und zwar 
sowohl zwischenstaatlich als auch in¬ 
nerstaatlich zwischen den jeweiligen 
Kapitalfraktionen. Selbstredend hat bei¬ 
spielsweise die deutsche Landwirtschaft 
andere Außenhandelsprämissen als der 
deutsche Maschinenbau. Und wiederum 
andere werden durch das Finanzkapital 
gefordert. 

1854 erzwangen die USA mit der 
Entsendung einer Kriegsflotte die Öff¬ 
nung japanischer Häfen für US-Waren. 
Ab Mitte des 18. Jahrhundert führte 
Britannien unzählige Kriege zur Erobe¬ 
rung des indischen Subkontinets nicht 
zuletzt als gigantisches Absatzgebiet für 
seine seit der industriellen Revolution 
explosionsartig anschwellende Waren¬ 
produktion. Um das riesige China für 
die britische Produktion zu öffnen, stieg 
Britannien im großen Stil in den Rausch¬ 
gifthandel ein und führte zwischen 1839 
und 1860 zwei Opiumkriege. Ökono¬ 
misch betrachtet ging es bei der Errich¬ 
tung der Kolonialreiche neben dem Zu¬ 
griff auf Bodenschätze und Arbeitskräfte 
in allererster Linie um die Vergrößerung 
der Absatzmärkte. Wie kaum ein anderes 
ökonomisches Faktum ist der Kampf um 
die Außenhandelskonditionen unmittel¬ 


bar profitrelevant und daher ein latenter 
Casus belli. 

Natürlich geht es bei TTIP & Co. 
auch darum, wer seine (genmanipulier¬ 
ten) Lebensmittel und Chlorhühnchen 
wohin verkaufen darf. Aber das regula¬ 
torisch relevante Volumen der Waren¬ 
handelsebene ist relativ unbedeutend. 
Die Zölle sind hier zumeist irrelevant. 
Worum es wirklich geht, ist die juristi¬ 
sche Absicherung der Geschäftsrisiken 
ebenso wie der enormen Profite des Fi¬ 
nanzkapitals, euphemistisch Investoren¬ 
schutz genannt. 

Im Gegensatz zur strategisch weit¬ 
gehend paralysierten Arbeiterklasse 
führen die jeweiligen Kapitalfraktionen 
den Kampf um ihre Profite mit großer 
Entschlossenheit. Als sich in den frühen 
1980er Jahren die Niederlage der Gro¬ 
ßen Alternative andeutete, begannen 
auch die strategischen Planungen für 
eine „postsozialistische“ Welt, in der die 
„Einzige Weltmacht“ ihre privilegiert- 
hegemoniale Position soweit wie mög¬ 
lich erhalten und ausbauen wollte. Die 
entscheidenden Mittel dazu: das Welt¬ 
reservewährungsprivileg des Dollar, die 
globale Macht von IWF und Weltbank, 
die Durchsetzung des Monetarimus und 
der Angebotspolitik und vor allem die 
„Liberalisierung der Kapitalmärkte“. 

Mochte die Industrieproduktion ru¬ 
hig zu den Sweatshops in Fernost oder 
in den globalen Süden abwandern. Ent¬ 
scheidend ist, wer sich den in den neuen 
Boomtowns erarbeiteten, meist schwin¬ 
delerregend hohen Mehrwert aneignen 
kann. Und das sind, Buffett hat recht, 
mehr und mehr die zu „Investoren“ 
geadelten, oder zu „Kapitalmärkten“ 
anonymisier¬ 
ten, internatio¬ 
nal agierenden 
Großzocker. Das 
Finanzkapital (s. 
Lenin) domi¬ 
niert das nichtmonopolistische Handels¬ 
und Industriekapital und die jeweiligen 
Regierungen schon seit Durchsetzung 
des Imperialismus. Und es bestimmt 
eben auch die Außenhandelskonditio¬ 
nen. 

Der Washingtoner Consensus, der 
dieses globale Finanzregime formulierte, 
ist eine Art globaler Finanzverfassung, 
welche es den großen Kapitalsammel¬ 
stellen Wall Street und Londoner City 
erlaubt, sich einen privilegierten Teil der 
durch Milliarden Menschen geschaffe¬ 
nen Werte auch auf Kosten des jeweili¬ 
gen Industriekapitals (Shareholder Va- 
lue) anzueignen, und ist somit die finanz¬ 
politische Basis der US-amerikanischen 
Supermachtposition. Es geht schlicht um 
die Höhe des US-amerikanischen An¬ 
teils am global erarbeiteten Mehrwert. 

Am 10. Dezember 2012 hat das Nati¬ 
onal Intelligence Council (NIC) der USA 
eine ziemlich schonungslose, detaillier¬ 
te Analyse des Verfalls der globalstrate¬ 
gischen Postition der USA in den kom¬ 
menden 18 Jahre veröffentlicht: „Global 
Trends 2030“. Die desaströsen Erfahrun¬ 
gen im Nahen und Mittleren Osten, die 
immer stärkere, von den USA immer we¬ 
niger kontrollierbare Präsenz rivalisie¬ 
render Partialinteressen stützen die NIC- 
Analyse an einem neuralgischen Punkt. 
Klar ist, dass sich damit das neokon¬ 
servative „Project for a New American 
Century” (PNAC), welches seit geraumer 
Zeit die US-Außenpolitik wie auch die 
-Strategiedebatte dominiert, einer sich 
verstärkenden Herausforderung gegen¬ 
übersieht. Die Reaktion ist bislang eine 
Steigerung der außenpolitischen Aggres¬ 
sivität, der Rüstung, des Drucks auf die 
Vasallen, des Versuchs der Spaltung des 
eurasischen Kontinents etc. Und eben 
auf der wirtschaftspolitischen Ebene die 
vertragliche Absicherung des globalen fi¬ 
nanzkapitalistischen Wildwest. 

Bekanntlich ist Frau Clinton sowohl 
Teil des neokonservativen Establish¬ 
ments als auch erklärte Kandidatin der 
es stützenden Interessengruppen von 
Big Money über Big Oil bis zum militä¬ 
risch-industriellen Komplex. Es ist wenig 
wahrscheinlich, dass ausgerechnet Sig¬ 
mar Gabriel vorhat, ihr in die Suppe zu 
spucken. Klaus Wagener 


Es geht um die Höhe des US- 
Anteils am globalen Mehrwert 
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Historische Migrationsbewegungen 

Ursprüngliche Akkumulation und industrielle Reservearmee • Von Klaus Stein 


D ie Vereinten Nationen schätzen 
die aktuelle Zahl der Menschen, 
die in einem anderen Land als 
dem ihrer Geburt leben, auf 244 Milli¬ 
onen. Die Internationale Organisation 
für Migration geht sogar von mehr als 
250 Millionen internationaler Migran¬ 
ten aus. 1990 waren es noch 154,2 Mio. 
(...) Im Rahmen der Migration wächst 
auch die Zahl der Flüchtlinge, die mitt¬ 
lerweile 60 Mio. beträgt. Auch hier sind 
die Steigerungen dramatisch. 

Gleichzeitig wächst überproportio¬ 
nal der Anteil der Stadtbewohner. Ge¬ 
genwärtig wohnen über 54 Prozent der 
Weltbevölkerung in Städten. (...) Ent¬ 
wicklungsländer holen die Industrielän¬ 
der ein. (...) 

„Von den 969 Mio. Einwohnern der 
Megastädte leben 411 Millionen in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern (UN 
2010). In einigen Megastädten - z.B. 
Mexiko-Stadt, Säo Paulo, Seoul, Mum- 
bai, Jakarta und Teheran - verdrei¬ 
fachten sich die Bevölkerungszahlen 
zwischen 1970 und 2000. Derart hohe 
Wachstumsraten (...) sind ausschließ¬ 
lich durch massive Migrationsgewinne, 
vor allem durch Land-Stadt-Wande¬ 
rung, innerhalb kurzer Zeit zu erklären.“ 
(Angaben der UN, zitiert nach Frauke 
Kraas/Tabea Bork, Urbanisierung und 
internationale Migration: Versuch ei¬ 
ner Standortbestimmung, Baden-Baden 
2012, S. 14 f.) 

Vor 150 Jahren bemerkt Marx zu 
diesem Thema: „Die Grundlage al¬ 
ler entwickelten und durch Warenaus¬ 
tausch vermittelten Teilung der Arbeit 
ist die Scheidung von Stadt und Land. 
Man kann sagen, dass die ganze ökono¬ 
mische Geschichte der Gesellschaft sich 
in der Bewegung dieses Gegensatzes re¬ 
sümiert ...“ 

Setzen wir aber noch früher an. (...) 
Ins fruchtbare Zweistromland zwischen 
Euphrat und Tigris zogen nach den Su¬ 
merern die Akkader, Assyrer, Babylo¬ 
nier, die Perser. Den Persern folgten die 
Makedonier, Parther, Sassaniden, Ara¬ 
ber und schließlich die aus Mittelasien 
herangerittenen Osmanen. Israeliten 
zogen aus Ägypten, die Dorer, Ionier an 
die Küsten der Ägäis, die Phönizier nach 
Karthago, Vandalen und Goten durchs 
Imperium Romanum. (...) 

Was ist der letztliche Grund für die¬ 
se Wanderungen? Gewaltsame Aneig¬ 
nung des Mehrprodukts oder Flucht 
zwecks Vermeidung derselben. 

Mit der neolithischen Revolution 
breiten sich Ackerbau und Viehzucht 
aus, Vorratshaltung und Sesshaftigkeit. 
Jäger und Sammler haben das Nachse¬ 
hen, wenn sie sich nicht die Ergebnis¬ 
se fremder Arbeit räuberisch aneignen 
oder gar mittels Sklavenhaltung die An¬ 
eignung verstetigen. 

Die Sklavenhaltung als Produktions¬ 
weise, einmal entwickelt, erweist sich am 
Ende im Verhältnis zur feudalen, die 
dem Bauern einen Teil seiner Arbeits¬ 
ergebnisse lässt, als weniger produktiv. 
Der Bauer wiederum kann sich erst in 
den Städten dem feudalen Zwang ent¬ 
ziehen, bezahlt seine doppelte Freiheit 
mit dem Formwechsel der Ausbeutung. 

Sogenannte 

ursprüngliche Akkumulation 

Dieser Formwechsel heißt: ursprüng¬ 
liche Akkumulation. Es geht um die 
Trennung der unmittelbaren Produzen¬ 
ten, der Bauern und Handwerker, von 
ihren Produktionsmitteln, die Konzen¬ 
tration dieser Produktionsmittel in den 
Händen der Kapitalisten sowie die Ver¬ 
wandlung der Arbeitskraft der Arbei¬ 
ter in eine Ware. „Das Kapitalverhält¬ 
nis setzt die Scheidung zwischen den 
Arbeitern und dem Eigentum an den 
Verwirklichungsbedingungen der Ar¬ 
beit voraus. Sobald die kapitalistische 
Produktion einmal auf eigenen Füßen 
steht, erhält sie nicht nur jene Schei¬ 
dung, sondern reproduziert sie auf stets 
wachsender Stufenleiter. 

Der Prozess, der das Kapitalver¬ 
hältnis schafft, kann also nichts and¬ 
res sein als der Scheidungsprozess des 
Arbeiters vom Eigentum an seinen 
Arbeitsbedingungen, ein Prozess, der 


einerseits die gesellschaftlichen Le¬ 
bens- und Produktionsmittel in Kapital 
verwandelt, andrerseits die unmittelba¬ 
ren Produzenten in Lohnarbeiter. Die 
sogenannte ursprüngliche Akkumula¬ 
tion ist also nichts als der historische 
Scheidungsprozess von Produzent und 
Produktionsmittel. Er erscheint als ur¬ 
sprünglich 4 , weil er die Vorgeschichte 
des Kapitals und der ihm entsprechen¬ 
den Produktionsweise bildet. Die öko¬ 
nomische Struktur der kapitalistischen 
Gesellschaft ist hervorgegangen aus der 
ökonomischen Struktur der feudalen 
Gesellschaft. Die Auflösung dieser hat 
die Elemente jener freigesetzt.“ (Alle 
Marx-Zitate beziehen sich auf Band 23 
der MEW, Band I des Kapitals -UZ) 

Es wird schon mal der Abstand über¬ 
sehen, den Marx zum Begriff „ursprüng¬ 
liche Akkumulation“ und seinem Autor 


Adam Smith hält. Das 24. Kapitel im 
„Kapital“, Band I, hat den Titel „Die so¬ 
genannte ursprüngliche Akkumulation“. 
Die spiele in der politischen Ökonomie 
ungefähr dieselbe Rolle wie der Sünden¬ 
fall in der Theologie. (...) Gemeint ist 
doch: so wenig wie ihren Anfang, können 
wir das Ende der ursprünglichen Akku¬ 
mulation bestimmen. „Die Expropria¬ 
tion des ländlichen Produzenten, des 
Bauern, von Grund und Boden bildet 
die Grundlage des ganzen Prozesses. 
Ihre Geschichte nimmt in verschiedenen 
Ländern verschiedene Färbung an und 
durchläuft die verschiedenen Phasen in 
verschiedener Reihenfolge und in ver¬ 
schiedenen Geschichtsepochen.“ 

Und die Betroffenen haben nicht 
selten erhebliche Strecken im Zuge 
dieses Prozesses zu bewältigen. Ohne¬ 
hin sind die Methoden der ursprüng¬ 
lichen Akkumulation alles andre, nur 
nicht idyllisch. Die historisch fällige 
Trennung von Produzent und Produk¬ 
tionsmittel erscheint allzu oft als Flucht, 
Exil, Asyl. (...) 

Marx gibt uns das englische Beispiel, 
wo noch im 15. Jahrhundert die über¬ 
große Mehrzahl der Bevölkerung aus 
freien Bauern bestand, „durch welch 
feudales Aushängeschild ihr Eigentum 
immer versteckt sein mochte“. Die wirt¬ 
schaftliche Blüte der Wollmanufakturen 
in Flandern ließ seinerzeit die Preise für 
Wolle steigen und bot den Anreiz der 
Verwandlung von Ackerland in Schaf¬ 
weide. Die Folge war Verarmung, Verfall 
von Dörfern und Landstädten, die Ent¬ 
völkerung des Landes. Die Gesetzge¬ 
bung „erschrak vor dieser Umwälzung“ 
und hielt vergeblich dagegen. Die Re¬ 
formation im 17. Jahrhundert gab einen 
weiteren Anstoß im Zuge dieser Ent¬ 
wicklung mit dem Diebstahl der Kir¬ 
chengüter und Klöster, deren Einwoh¬ 
ner ins Proletariat geschleudert wurden. 
Die „glorious revolution“ brachte mit 
dem Oranier Wilhelm III. die grund¬ 
herrlichen und kapitalistischen Plus¬ 
macher zur Herrschaft. Jetzt ging es an 
die Staatsdomänen, die verschenkt, zu 
Spottpreisen verkauft und gleich privat 
annektiert wurden - frei von jedweder 
gesetzlicher Etikette, wie Marx sagt. Die 
neue Grundaristokratie war „die natür¬ 
liche Bundesgenossin der neuen Ban- 
kokratie, der eben aus dem Ei gekroch- 


nen hohen Finanz und der damals auf 
Schutzzölle sich stützenden großen Ma- 
nufakturisten“. Das überkommene Ge¬ 
meindeeigentum hatte noch unter der 
Decke der Feudalität fortleben können. 
„Der Fortschritt des 18. Jahrhunderts of¬ 
fenbart sich darin, dass das Gesetz selbst 
jetzt zum Vehikel des Raubs am Volks¬ 
land wird.“ 

Zum letzten großen Expropriati¬ 
onsprozess der Ackerbauer von Grund 
und Boden wurde das sogenannte Clea¬ 
ring of Estates, das Lichten der Güter. 
In Schottland vertrieb man die Bauern 
mit offener Gewalt. „Im 18. Jahrhundert 
wurde zugleich den vom Land verjagten 
Gälen die Auswanderung verboten, um 
sie gewaltsam nach Glasgow und andren 
Fabrikstädten zu treiben. Als Beispiel 
der im 19. Jahrhundert herrschenden 
Methode genügen hier die ,Lichtungen’ 


der Herzogin von Sutherland. 

Diese ökonomisch geschulte Person 
beschloss gleich bei ihrem Regierungs¬ 
antritt eine ökonomische Radikalkur 
vorzunehmen und die ganze Grafschaft, 
deren Einwohnerschaft durch frühere, 
ähnliche Prozesse bereits auf 15 000 zu¬ 
sammengeschmolzen war, in Schaftrift 
zu verwandeln. 

Von 1814 bis 1820 wurden diese 
15 000 Einwohner, ungefähr 3 000 Fa¬ 
milien, systematisch verjagt und ausge¬ 
rottet. Alle ihre Dörfer wurden zerstört 
und niedergebrannt, alle ihre Felder in 
Weide verwandelt.“ „Der Raub der Kir¬ 
chengüter, die fraudulente Veräußerung 
der Staatsdomänen, der Diebstahl des 
Gemeindeeigentums, die usurpatori- 
sche und mit rücksichtslosem Terroris¬ 
mus vollzogne Verwandlung von feu¬ 
dalem und Claneigentum in modernes 
Privateigentum, es waren ebenso viele 
idyllische Methoden der ursprünglichen 
Akkumulation. Sie eroberten das Feld 
für die kapitalistische Agrikultur, ein¬ 
verleibten den Grund und Boden dem 
Kapital und schufen der städtischen In¬ 
dustrie die nötige Zufuhr von vogelfrei¬ 
em Proletariat.“ 

Danach schildert Marx die Gesetz¬ 
gebung gegen die Expropriierten. „Die 
durch Auflösung der feudalen Gefolg¬ 
schaften und durch stoßweise, gewalt¬ 
same Expropriation von Grund und 
Boden Verjagten, dies vogelfreie Prole¬ 
tariat konnte unmöglich ebenso rasch 
von der aufkommenden Manufaktur 
absorbiert werden, als es auf die Welt 
gesetzt ward. Andrerseits konnten die 
plötzlich aus ihrer gewohnten Lebens¬ 
bahn Herausgeschleuderten sich nicht 
ebenso plötzlich in die Disziplin des 
neuen Zustandes finden. Sie verwan¬ 
delten sich massenhaft in Bettler, Räu¬ 
ber, Vagabunden, zum Teil aus Neigung, 
in den meisten Fällen durch den Zwang 
der Umstände. Ende des 15. und wäh¬ 
rend des ganzen 16. Jahrhunderts daher 
in ganz Westeuropa eine Blutgesetzge¬ 
bung wider Vagabundage. Die Väter 
der jetzigen Arbeiterklasse wurden zu¬ 
nächst gezüchtigt für die ihnen angetane 
Verwandlung in Vagabunden und Pau¬ 
pers. Die Gesetzgebung behandelte sie 
als freiwillige 4 Verbrecher und unter¬ 
stellte, dass es von ihrem guten Willen 
abhänge, in den nicht mehr existieren¬ 


den alten Verhältnissen fortzuarbeiten.“ 
Das Landvolk wurde „durch grotesk 
terroristische Gesetze in eine dem Sys¬ 
tem der Lohnarbeit notwendige Diszip¬ 
lin hineingepeitscht, - gebrandmarkt, - 
gefoltert“. 

Gegenwärtig wird für diesen Vor¬ 
gang das Wort Integration abgenutzt. 
(...) 

Im Jahre 1732 war Leopold von 
Firmian, Erzbischof von Salzburg, den 
Protestantismus leid, der sich im Pon¬ 
gau breit gemacht hatte. Nachdem die 
zwangsweisen Bekehr ungsversuche von 
Jesuiten vergeblich gewesen waren, ließ 
er 20 000 Protestanten abschieben. Ein 
Fünftel überlebte das nicht. Der Rest 
fand als Salzburger Exilanten in Preu¬ 
ßen auf Einladung von Friedrich Wil¬ 
helm I. (1688-1740) eine neue Heimat. 
Die Ausweisung war teuer, sie erwies 
sich für Salzburg als wirtschaftlich ka¬ 
tastrophal. In Ostpreußen hingegen, 
das die Pest von 1709 entvölkert hatte, 
verbesserte sich die Wirtschaftsbilanz 
durch diese „Repeuplierung“. 

Der König wies auch einer Gruppe 
von 350 flüchtigen Hussiten („Herrn¬ 
huter“, „Böhmische Brüder“) das Dorf 
Rixdorf außerhalb Berlins, heute in der 
Nähe des Karl-Marx-Platzes in Neu¬ 
kölln, als Wohnort zu. (...) Schon sein 
Großvater, der Kurfürst Friedrich Wil¬ 
helm von Brandenburg, selbst Calvinist, 
hatte 20 000 Hugenotten aufgenommen. 
In der Folge der Hugenottenkriege des 
16. Jahrhunderts wanderten 200 000 
französische Calvinisten, in der Regel 
tüchtige Bürger und Handwerker, in 
die protestantischen Staaten aus. Sie 
fanden in der Schweiz, den Niederlan¬ 
den, in England, Irland, Deutschland 
und Nordamerika eine neue Heimat 
und waren in der Regel wirtschaftlich 
erfolgreich. Sie entwickelten Textil- 
und Seidenmanufakturen, führten in 
Deutschland den Tabakanbau ein, fer¬ 
tigten Schmuck und handelten mit ihm. 
Alles Tätigkeiten, die der Handelsbilanz 
gut taten. Für beide Herrscher waren - 
bis auf das Detail der Herrschaftsform - 
die bürgerlichen Niederlande und ihr 
ökonomischer Erfolg eine wichtige Ori¬ 
entierung. Einen Hinweis gibt das Hol¬ 
ländische Viertel im Zentrum Potsdams, 
das der Enkel zwischen 1733 und 1742 
unter Leitung des holländischen Bau¬ 
meisters Johann Boumann erbauen ließ. 

Auswanderung 
nach Nordamerika 

Die Kurpfalz war infolge des Dreißig¬ 
jährigen Krieges entvölkert. Um 75 bis 
80 % war die Zahl der Einwohner zu¬ 
rückgegangen. Kurfürst Karl Ludwig 
(1617-1680) warb um Neusiedler aus 
Nachbargebieten, aber auch aus den 
spanischen Niederlanden, der Schweiz, 
Tirol und Frankreich. Häufig konfessio¬ 
nell verfolgt, folgten sie der Einladung. 
Indes blieb der wirtschaftliche Erfolg 
aus, erst recht im Zuge des Pfälzischen 
Erbfolgekrieges Ende des 17. Jahrhun¬ 
derts (1688-1697). Französische Trup¬ 
pen besetzten das Land. Viele Städte 
waren zerstört. Die Bevölkerung floh. 
Die Neusiedler zuerst. Schon 1660 lie¬ 
ßen sich Hugenotten, die zuvor in 
Mannheim Zuflucht gefunden hatten, in 
der englischen Kolonie am Hudson Ri¬ 
ver nieder. Ihre 1677 gegründete Sied¬ 
lung nannten sie New Paltz. 

(...) Nach der Erntekrise von 1708/09 
machten sich rund 13 000 Menschen aus 
der Kurpfalz auf den Weg nach England, 
um von dort in die nordamerikanischen 
Kolonien auszuwandern. Englische 
Großgrundbesitzer erhofften sich eine 
rasche Erschließung ihrer Ländereien. 
Tatsächlich wurde den Pfälzern im Mai 
1708 die Ansiedlung in der Kronkolonie 
New York gewährt. Sie gründeten hier 
die Siedlung Neuburg (Newburgh). Den 
Auswanderern, die 1709 hoffnungsfroh 
über Holland nach London gekommen 
waren, viele aus Rheinhessen, der Vor¬ 
derpfalz, vom Hunsrück, dem Wester¬ 
wald, wurde indes die Weiterfahrt ver¬ 
weigert. Sie hatten zunächst Platz in ei¬ 
nem Flüchtlingslager in der Nähe von 
London gefunden, aber dauerhaft wollte 
man die Flüchtlinge nicht versorgen. Die 


Katholiken unter ihnen wurden wieder 
zurückgeschickt, Protestanten nach Ir¬ 
land verbracht. In die Schiffe, die nach 
Amerika segelten, gelangten lediglich 3 
000 Personen. 800 von ihnen überlebten 
die Reise nicht. Die anderen erfuhren in 
New York, dass sie für die Kosten ihrer 
Überfahrt aufzukommen hatten. Sie 
wurden in die Pinienwälder geschickt, 
sollten dort zunächst Teer und Masten 
für den Schiffsbau herstellen. Protest un¬ 
terdrückten britische Truppen. 

Schätzungsweise 100 000 Deutsche 
wanderten bis zur Unabhängigkeit der 
Vereinigten Staaten in die britischen 
Kolonien Nordamerikas aus. Vor al¬ 
lem am Mittel- und Oberrhein konnten 
sich Werber im Auftrag von interessier¬ 
ten Regierungen, Großgrundbesitzern 
und Reedern tummeln. Wenn die Aus¬ 
wanderer nach vier bis sechs Wochen in 
Rotterdam anlangten, waren sie in der 
Regel schon mittellos. Zur Finanzierung 
der Weiterfahrt verdingten sie sich als 
„Redemptioner“. Sie verpflichteten sich 
gegenüber dem Kapitän zu jahrelanger 
Arbeit ohne Bezahlung nach der An¬ 
kunft in Amerika. (...) 

Es gelangten pfälzische Mennoni- 
ten auf Einladung des Quäkers William 
Penn nach Pennsylvania. Seine Kolonie 
wurde zum wichtigsten Ziel in Ameri¬ 
ka. Zwischen 1727 bis 1755 registrierten 
die Hafenbehörden von Philadelphia 
239 Schiffe mit deutschen Immigran¬ 
ten. Allein 1749 trafen 7 000 Passagiere 
aus Deutschland ein. 1751 gab Benjamin 
Franklin den Überfremdungsängsten 
der englischen Bevölkerung Pennsylva- 
nias Ausdruck. Er bezeichnete die Inte¬ 
grationsverweigerer als Palatine Boors, 
als Pfälzer Bauernlümmel. 1790 ergab 
die erste Volkszählung in den USA vier 
Millionen Einwohner. Der Anteil der 
Deutschstämmigen betrug 8,6 Prozent. 
(...) 

In Irland herrschte in den Jahren 

1845 bis 1852 Hungersnot, unter ande¬ 
rem durch die Kartoffelfäule, durch die 
eine Million Menschen, 12 Prozent der 
irischen Bevölkerung, starben. Zwei 
Millionen wanderten aus. Marx unter¬ 
sucht sehr detailliert die Entwicklung 
und ihre Folgen. Zersplitterte Produk¬ 
tionsmittel, die den Produzenten selbst 
als Beschäftigungs- und Subsistenzmit¬ 
tel dienen, ohne sich durch Einverlei¬ 
bung fremder Arbeit zu verwerten, sei¬ 
en ebenso wenig Kapital, als das von 
seinem eigenen Produzenten verzehrte 
Produkt Ware ist. Wenn mit der Volks¬ 
masse auch die Masse der in der Agri¬ 
kultur angewandten Produktionsmittel 
abnähme, so habe die Masse des in ihr 
angewandten Kapitals zugenommen, 
weil ein Teil früher zersplitterter Pro¬ 
duktionsmittel in Kapital verwandelt 
worden sei. „Das außerhalb der Agri¬ 
kultur, in Industrie und Handel angeleg¬ 
te Gesamtkapital Irlands akkumulier¬ 
te während der letzten zwei Dezennien 
langsam und unter beständiger großer 
Fluktuation. Umso rascher entwickelte 
sich dagegen die Konzentration seiner 
individuellen Bestandteile. Endlich, wie 
gering immerhin sein absolutes Wachs¬ 
tum, relativ, im Verhältnis zur zusam¬ 
mengeschmolzenen Volkszahl, war es 
angeschwollen. 44 Die Hungersnot habe 

1846 über eine Million Menschen er¬ 
schlagen, aber nur arme Teufel. Das 
habe dem Reichtum des Landes nicht 
den geringsten Abbruch getan. Die 
landwirtschaftliche Produktion war ge¬ 
mindert, auch die Menge an Vieh nahm 
ab. Dennoch stiegen mit dem Bevöl¬ 
kerungsschwund fortwährend Boden¬ 
renten und Pachtprofite, denn die Kon¬ 
zentration von Pachtland und die Um¬ 
wandlung von Ackerland in Viehweide 
verwandelte einen größeren Teil des 
Gesamtprodukts in Mehrprodukt. Folg¬ 
lich dezimierte der nachfolgende zwan¬ 
zigjährige und stets noch anschwellende 
Exodus nicht, wie etwa der Dreißigjäh¬ 
rige Krieg, mit den Menschen zugleich 
ihre Produktionsmittel. (...) 

Leseprobe, Text gekürzt und ohne Fuß¬ 
noten 

Der Beitrag erschien in den Marxisti¬ 
schen Blättern, Heft 5_2 016 



Deutsche Auswanderer auf dem Weg in die USA auf dem Schiff „Samuel Hop“ 
(geschönt, Zeichnung), 1850 
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Kultursplitter 


Missbrauch 

Seit vielen Jahren findet alljährlich im 
Herbst das Beethovenfest Bonn statt, 
die neue Leitung haben Nike Wagner 
(aus dem unerträglichen Clan aus Bay¬ 
reuth) und Dettloff Schwerdtfeger, der 
sich seine Meriten als Kulturmanager er- 
diente. Dem neuen Programmheft gaben 
die beiden ein Interview über „Chancen 
und Grenzen revolutionärer Vorgänge 
und revolutionärer Musik“. Hauptspon¬ 
soren der vierwöchigen Veranstaltung 
sind die Deutsche Post DHL und die 
Telekom Deutschland, auch Stiftungen 
wie die nach Jürgen Ponto oder Rudolf 
Augstein benannten und eine Reihe von 
Mittelstandsbetrieben aus der Region. 

Es ist sehr aufschlussreich, den Ge¬ 
dankengängen dieser beiden Macher zu 
folgen. Nike Wagner war selbstverständ¬ 
lich „1968“ dabei, lebte in WGs in Berlin 
und las Marx und Lenin und hat sich ein 
Reservoir an Phrasendrescherei erhal¬ 
ten, ihr jüngerer Kollege kam aus einer 
Bundeswehrfamilie und hat ab 1989/90 
„realisiert, was Freiheit bedeutet“. Das 
Wort Revolution wird von beiden stän¬ 
dig benutzt, ohne auch nur ein einziges 
Mal etwas Begriffliches zu sagen. Ger¬ 
ne zitieren sie den Satz „Die Revoluti¬ 
on frisst ihre eigenen Kinder“, um vor 
Veränderungen zu warnen, da Folgen 
nicht absehbar seien, Prozesse in Gang 
kommen und über die wir die Kontrol¬ 
le verlieren würden. Der Satz habe eine 
grauenhafte Wahrheit, auf Danton folgt 
Robespierre, auf Lenin kommt Stalin. 
Das Kippen von blutigen Freiheitsbe¬ 
wegungen in blutige Diktaturen scheint 
ein historisches Gesetz zu sein. 

Wenn Revolutionen nur noch in der 
Küchentechnologie oder in Automobi¬ 
len stattfinden und wenn höchstens über 
Transformation (auch und gerne in der 
Musik) geredet wird, beruhigen solche 
Sprüche die aufgeschreckte bürgerliche 
Festtagsgesellschaft. Die Eliten hören 
wohlwollend zu, sowas eignet sich gut 
für den Smalltalk in der Konzertpause. 

Die Schere im Kopf oder 
die Re(d)aktion im Nacken 

Nach der Sommerpause kehrt auch die 
einzige ernsthafte politische Satiresen¬ 
dung auf den Fernsehkanälen zurück, 
am letzten Dienstag lief im ZDF „Die 
Anstalt“. Es ist bemerkenswert, wie 
es Max Uthoff und Claus von Wag¬ 
ner schaffen, aktuelle gesellschaftliche 
Entwicklungen mit sehr viel Witz und 
gelegentlicher Schärfe, auch mit pä¬ 
dagogischem Zeigestab vorzuführen. 
Spannender ist es zu erleben, wie sie 
und auch ihre Gäste es schaffen, kurz 
bevor deutlich und klar gesagt werden 
kann, was Ursache und Urheber ist, die 
Kurve zu kriegen und mit einer schlaf¬ 
fen Pointe die Szene zu beenden. Man 
kann ihnen sicherlich abnehmen, dass 
sie wütend und/oder betroffen sind, 
aber warum sie immer (die Wette gilt) 
genau da abstoppen, wo Deutlichkeit 
und Klarheit angesagt sind, liegt be¬ 
stimmt nicht an ihrer intellektuellen 
Beschränktheit. Der von beiden verehr¬ 
te Kollege Georg Schramm flocht ger¬ 
ne in seine Suada das Zitat von Papst 
Gregor dem Großen (4. Jahrhundert) 
ein: „Die Vernunft kann sich mit größe¬ 
rer Wucht dem Bösen entgegenstellen, 
wenn der Zorn ihr dienstbar zur Hand 
geht“. Es ist der Sendung nur zu wün¬ 
schen, nicht mehr nur wütend, aufge¬ 
bracht oder entsetzt zu sein und dann 
nur müde mit einem Witz abzuwinken, 
sondern zornig, also aufklärerisch und 
vernünftig, zu handeln. 

Sprache und Grenzen 

Ehrengast der ab 19. Oktober stattfin¬ 
denden Buchmesse Frankfurt sind die 
Niederlande und Flandern unter dem 
Titel „Dies ist, was wir teilen“. Damit ist 
also der Sprachraum des Flandrischen 
gemeint, der in den Niederlanden wie 
in Teilen Belgiens gesprochen wird. Es 
ist verdienstvoll, dass nicht eine Nation 
und die nationale Literatur präsentiert 
wird, sondern die seit Jahrhunderten 
andauernde, staatliche Grenzen miss¬ 
achtende Kultur, die sich über eine 
gemeinsame Sprache ausdrückt.Wer 
kann und will sollte sich die Zeit vom 
19. bis 23. Oktober für die Buchmesse 
vormerken. 

Herbert Becker 


Zweifelhafte Reanimation 


Ben Hur“ - etwas schwach auf der Brust? 


Bekmambetows 3D-,, 

Es gibt wohl kaum ein Genre, in dem so 
ungeschminkt Imperialismus verhan¬ 
delt wird wie im Sandalenfilm. Rom, 
das ist der ewige Bezugspunkt aller Im¬ 
perialisten. Schon allein deshalb, weil 
es trotz seiner relativ geringen Größe 
ein Reich errichten konnte, das fast die 
ganze damals bekannte Welt umfasste. 
Aber vor allem deshalb, weil es, rechnet 
man bis zum Untergang Ostroms, über 
zwei Jahrtausende in seinem Bestand 
gesichert werden konnte. Das alte Rom 
am Tiber hat das neue am Potomac bis 
in die Formensprache geprägt. Holly¬ 
wood, wenn es sich ernst nahm, bastelte 
mit seinen Sandalenfilmen immer auch 
am - jeweiligen - imperialen Selbst¬ 
verständnis der „einzigen Weltmacht“. 
Und „Ben Hur“ darf wohl mit Recht als 
die Mutter aller Sandalenfilme gelten. 

Die Frage ist allerdings, was ist an 
diesem „Ben Hur“ noch ernst gemeint? 
Was die ehemalige Traumfabrik heute 
am besten kann, sind Alpträume. Bru¬ 
tale Kriegs- und Rachefeldzüge, Durch- 
haltefilme aller Art und gelegentlich, 
als Highlight, die Demontage seiner ei¬ 
genen einstigen Technicolor-Illusionen. 
25 Jahre nach dem Untergang der Gro¬ 
ßen Alternative ist der Kampf um die 
Weltherrschaft wieder voll entbrannt. 
Hunderttausende sind gestorben, weil 
sie das Pech hatten den Geostrategen 
im Weg zu sein. Was soll da ein „Ben 
Hur“, der in einer Erweckungs- und Pa¬ 
rallelgeschichte zum Christus-Mythos 
die brutale Unmenschlichkeit des römi¬ 
schen Imperialismus und die Aussichts¬ 
losigkeit seiner militanten Gegner aus 
einer christlich-pazifistischen Perspek¬ 
tive gleichermaßen anprangert? Und 
der noch dazu an die Endlichkeit selbst 
Roms gemahnt? „Es haben schon vor 
den Römern Fremde über Judäa ge¬ 
herrscht“, lässt Romanautor Lewis Wal- 
lace Judah Ben Hur wütend entgegnen, 
„Wo sind sie jetzt, Messala? Judäa hat 
sie alle überlebt.“ 

Und tatsächlich, fast wirkt es so, als 
hätte (der nicht allzu berühmte) Re¬ 
gisseur Timur Bekmambetow hier ein 
Abbruchunternehmen in Gang gesetzt. 
Nicht nur, dass einem die einengend- 
fokussierende Perspektive einer 3D- 
Vorführung aufgezwungen wird. Die 
Großartigkeit einer Cinemascope- 
Projekton wird dadurch zunichte ge¬ 
macht, dass sich immer irgendwer for¬ 
matfüllend in den Vordergrund drängt. 
Bei der Besetzung sieht es kaum besser 
aus. Jack Houston als Judah und Toby 
Kebbell als Messala können kaum ei¬ 
nen anderen Eindruck erzeugen, als 
hätte man zwei nette US-Boys in his¬ 
torische Trachten gesteckt und an selt¬ 
same Orte verfrachtet. 

Allerdings lässt sich der Verdacht, 
Bekmambetow habe Paramount Pic- 


tures einen subversiven Inhalt unter- 
gejubelt, nicht völlig unterdrücken. 
Seine römischen Truppen machen die 
Parallelen zum segensreichen Wirken 
der US-Boys and -Girls im Nahen Os¬ 
ten schon ziemlich deutlich. Schon aus 
Prinzip kann die römische Machtpo¬ 
litik keinen Widerspruch und schon 
gar keinen Widerstand dulden. In den 
Dialogen hat der Film durchaus seine 
starken Seiten. Konkreter Auslöser des 
Widerstands ist aber die Plünderung ei¬ 
nes jüdischen Friedhofs, von dem die 
Grabsteine für den neuen römischen 
Zirkus requiriert werden. Auf die heu¬ 


tige Lage bezogen, sind das deutliche 
pro-israelische Adressierungen. Und da 
ist es nicht die US-Army, welche die zi¬ 
onistische Landnahme bedroht. Aber 
so textanalytisch funktioniert die Be¬ 
wusstseinsindustrie nicht. Paramount 
darf zuverlässig davon ausgehen, dass 
gängige Sehgewohnheiten und das 
Blockbuster-geprägte Mainstreambe¬ 
wusstsein die zentralen Konflikte, wie 
die unzähliger anderer Streifen, eher 
als private Rachefeldzüge denn als ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse wahrneh¬ 
men werden. Wie schon William Wyler 
1959 setzt daher auch Bekmambetow 
vor allem auf das Spektakel und die 
monumentale Überwältigung. 

Mit der Entwicklung des US-Im- 
perialismus veränderte sich auch die 
Bearbeitung des Stoffs, wobei Ni- 
blos Stummfilm von 1925 dem Buch 
von Wallace ebenso wie dem histori¬ 
schen Umfeld noch am nächsten kam. 
Der ehemalige General der Unionis- 
ten Lew Wallace hatte die Schrecken 
des Bürgerkriegs gesehen und war als 
Governor von „New Mexico Territory“ 
gleichermaßen im sogenannten „Lin¬ 
coln County War“ als auch in den In¬ 
dianerkriegen engagiert. Hier hatte 
auch er sein Erweckungserlebnis und 


schrieb mit „Ben Hur: A Tale of the 
Christ“ (1880) den populärsten christ¬ 
lichen Bestseller aller Zeiten, der auch 
den ausdrücklichen Segen von Leo 
XIII. fand. 

Fred Niblo hatte die Möglichkeiten 
des Kolossalfilms längst erkannt. Er 
konnte sich noch christlich gefärbten, 
versöhnlichen Pazifismus leisten. Da¬ 
mit war 1959 natürlich Schluss. Der US- 
Imperialismus war durch den Zweiten 
Weltkrieg zur dominanten globalen 
Macht geworden, zum „Leuchtturm 
der Freiheit“. „Das Reich des Bösen“ 
hieß Sowjetunion und galt als histori¬ 


sche Herausforderung. Und zwar so¬ 
wohl geo- als auch gesellschaftspoli¬ 
tisch. Wylers „Ben Hur“ verzichtete 
denn auch auf allzuviel Demütigkeit 
und auf „A Tale of the Christ“ und 
widmete sich stattdessen dem Spekta¬ 
kel, der Rache und dem (Stellvertre- 
ter-)Duell. Im großen „Freiheitsdra¬ 
ma“, in dem Moskau längst den Platz 
des Unterdrückers besetzt hielt, war für 
Charlton Heston, den American Hero, 
für Verzeihen kein Platz. Um hier erst 
gar nicht in die Verlegenheit zu kom¬ 
men, durfte Messala 1959 schon in der 
Arena sterben. Damit war die Story zu 
Ende. Die Schlusssequenz unter dem 
Kreuz war „dekorative religiöse Lee¬ 
re“. Der „New Yorker“ veröffentlichte 
konsequenterweise die exakte Minu¬ 
tenangaben des Pferderennens, damit 
man sich nicht die ganzen 222 Minuten 
um die Ohren schlagen musste. 

2016, mit einer Hillary Clinton ante 
portas, ist Verzeihen und Versöhnung, 
falls es da einen Komparativ gibt, noch 
mehr obsolet als 1959. Andererseits ge¬ 
rät auch die Überwältigung durch das 
Spektakel an seine Grenzen. Im Zeit¬ 
alter einer technischen Omnipotenz, 
mit der sich ganze Galaxien ineinan- 
derstürzen lassen, ist ein antikes Wa¬ 


genrennen nicht unbedingt eine Her¬ 
ausforderung. Ähnliches gilt auch für 
die Galeerensequenz. Das Spektakel 
verlangt die ständige Steigerung. Die 
Konsequenz ist die Übertreibung. Beim 
Pferderennen fliegen die Wagen durch 
die Luft wie beim Formel-l-Rennen 
und die Galeeren rauschen durch die 
See als wären sie Schlachtschiffe der 
Bismarck-Klasse. Aber das alles bleibt 
unbefriedigend zweitklassig. Es wirkt 
so in etwa wie die Geburt des Dramas 
aus der Grafikkarte des Computers. In 
der dramaturgischen Inkonsequenz 
Bekmambetows widerspiegelt sich 
die offenkundige 
Zweifelhaftigkeit 
der christlichen 
Botschaft ange¬ 
sichts der imperi¬ 
alen Wirklichkeit. 
Selbstredend ten¬ 
dieren in den cine- 
matographischen 
Feuchtgebieten, 
nach dem postmo¬ 
dernen „Ende der 
großen Erzählun¬ 
gen“, die Anfor¬ 
derungen an Hu¬ 
manismus, aufklä¬ 
rerische Potenz, 
logische Stringenz 
und erzählerische 
Qualität häufig hart 
gegen Null, den¬ 
noch soll zumindest 
die Gaudi nicht zu kurz kommen. Je 
weniger Brot, umso blutiger und bana¬ 
ler die Spiele. 

Rom konnte seine imperiale Pro¬ 
paganda noch ungehemmt vortragen. 
Es war der Imperialismus einer Skla¬ 
venhaltergesellschaft. Die reiche Ober¬ 
schicht konnte ihren Sklaven ohnehin 
kaum ein imperiales Interesse einpeit¬ 
schen. Der kapitalistische Imperialis¬ 
mus hatte diese Freiheit nicht. Daher 
das ambivalent wehmütige Interesse an 
Rom. Um wirklich erfolgreich sein zu 
können, gilt es heute einen möglichst 
umfassenden Teil der Bevölkerung in 
das eigene Eroberungs- und Ausbeu¬ 
tungsprojekt einzubeziehen. Doch seit 
sich das in neoliberalen Zeiten materiell 
immer weniger darstellen lässt, kommt 
neben dem abgeschmackten Frauenbe- 
freiungs- und Menschenrechtsimperi¬ 
alismus, „ Schutz verantwortungs “ -Pro¬ 
jekten, Nationbuilding oder am besten 
Genozidverhinderung zunehmend der 
nackte militärische Zynismus zum Ein¬ 
satz: Wir oder sie. Im Global War on 
Terror ist Bekmambetows „Ben Hur“ 
am Ende doch reichlich schwach auf 
der Brust. Vielleicht ist es das, was ihn 
sowohl bei der Kritik als auch beim Pu¬ 
blikum durchfallen lässt. Klaus Wagener 



Tänzerin für den Frieden 

Miriam Pandor ist gestorben 


Drei Monate vor ihrem 92. Geburtstag 
ist unsere Berliner Genossin Miriam 
Pandor gestorben. Am 17. September 
wird sie im Ruheforst Brodau bei Lü¬ 
beck beigesetzt, der Stadt, in der sie zu¬ 
letzt aus gesundheitlichen Gründen in 
der Nähe ihrer Tochter lebte. 

Mit 14 Jahren selbst betroffen, er¬ 
lebte Miriam am 9./10. November 1938 
den barbarischen faschistischen Juden¬ 
pogrom, auch spontan organisierte Soli¬ 
darität im Kleinen. Auf der Flucht über 
London zur aufnehmenden Metropole 
New York begleiteten sie bohrende Fra¬ 
gen zu mehrheitlich duldenden „Mit¬ 
läufern“. Dem jüdischen Vater, dem 
Schriftsteller und Theaterkritiker Os¬ 
wald Pander, gelang die Emigration ab 
September 1939 nicht mehr. Er wurde 
deportiert und starb 1943 im KZ The¬ 
resienstadt. 

Die Suche nach Antworten dräng¬ 
te Miriam immer noch weiter, als sie 
16-jährig im „Daily Worker“ (KP der 
USA) auszugsweise über Georgi Di- 
mitroffs Anklage gegen das Naziregime 
in Deutschland las: Ein wutschnauben¬ 
der Göring in der überlegenen Ver¬ 


nehmung durch den später freigespro¬ 
chenen Kommunisten beim Leipziger 
Reichstagsbrandprozess, 4. November 
1933. 

Das wache kritische Engagement 
der gebürtigen Hamburgerin haftet, 
ihre lebenslange Parteinahme für die 
kommunistische Bewegung, gegen je¬ 
den Rassismus. Auf der Bühne des 
künstlerischen Tanzes, ihrem Metier, 
verkörperte sie es während der Welt¬ 
festspiele 1949 in Budapest mit zuletzt 
symbolisch emporgereckter Faust, ver¬ 
standen und bejubelt. McCarthys He¬ 
xenjagd den eigenen Entschluss entge¬ 
gensetzend, war sie in der US-Delegati- 
on der Kommunisten angereist. 

Zwangsläufig folgte das Ende ihrer 
Karriere in den weltberühmten Tanz¬ 
kompagnien einer Martha Graham 
oder einer Doris Humphrey. Dennoch 
ging die aufgestiegene Modern-Dance- 
Solistin daran, die eigene Identikation 
mit den Kämpfen der arbeitenden Men¬ 
schen und Minderheiten an Haltungen 
„ablesbar“ umzusetzen. In ihrem New- 
Yorker Studio vermittelte sie Realismus 
im Tanz. Als Pädagogin stärkte sie bald 


die Reihen der KP USA und wandte 
sich gemeinsam mit ihrem Partner, ei¬ 
nem afroamerikanischen Schriftstel¬ 
ler, gegen den weißen Rassismus. 1968 
wirkte Miriam für neun Monate bei jun¬ 
gen Tänzern im revolutionären Kuba. 
Auf einer anwachsenden Summe von 
Erfahrungen aufbauend, pflegte sie ihre 
New-Yorker Studenten an die Haltung 
eines großen klassischen Vorbilds her¬ 
anzuführen, an Isadora Duncan. Diese 
Revolutionärin des klassischen Balletts 
tanzte in den zwanziger Jahren vor Le- 
ningrader Arbeitern die Internationale, 
weil sie fühlte, „dass darin der Atem der 
künftigen Menschheit ist“. 

1976 siedelte Miriam mit ihrer Toch¬ 
ter Lisa in die DDR über. Hier arbei¬ 
tete sie als Choreografin, unterrichtete 
Tanz und Englisch und fand Kontakt zu 
chilenischen Künstlern im Exil. In den 
90er Jahren war sie auch als Autorin 
und als Schauspielerin tätig. 

Ein „Ende der Geschichte“ akzep¬ 
tierte sie nie. In den letzten Jahren sand¬ 
te sie der UZ öfter konstruktive Anre¬ 
gungen, Fragen und Anmerkungen. 

Hilmar Franz 
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Debatte 


unsere zeit m 


Krach in der imperialistischen Pyramide 


Die gegenwärtige Lage erinnert an Konstellationen vor dem ersten Weltkrieg • Von Hans Christoph Stoodt 


Die Kriegsgefahr wächst. Der Imperialismus wird sich selbst immer ähnlicher, 
und die Lage ähnelt in mancher Weise der vor dem ersten imperialistischen 
Weltkrieg. Viele werden dieser Einschätzung folgen. Wie das Verhältnis der 
imperialistischen Staaten zueinander im Detail einzuschätzen ist - das sind 
dagegen offene Fragen. Die Friedensbewegung und generell die antiimperi¬ 
alistischen Kräfte müssen ein klares Bild darüber gewinnen, um entscheiden 
zu können, wem Solidarität gebührt. Der Krieg oder die Kriege, die der Imperi¬ 
alismus im Nahen Osten mit unklaren und wechselnden Zielen und Partnern 
führt, machen eine klare Analyse besonders notwendig. Die UZ will mit diesem 
Beitrag von Hans Christoph Stoodt eine intensivere Diskussion darüber begin¬ 
nen. Das heißt ausdrücklich nicht, dass die Redaktion mit allen seinen Thesen 
einverstanden ist. Die Haltung der Friedensbewegung glatt als „Parteinahme 
für Russland“ zu qualifizieren, scheint uns besonders fragwürdig. 


D as Staatenbündnis EU, dessen 
Möglichkeitsbedingungen Lenin 
schon im August 1915 „reaktio¬ 
när oder unmöglich“ genannt hatte, ist 
in der Krise. Auch der Nahe und Mitt¬ 
lere Osten kommt nicht zur Ruhe. Das 
schlägt sich auch in Diskussionen der 
Friedensbewegung und der antifaschis¬ 
tischen Linken nieder. Uneinigkeiten 
in der Analyse des gegenwärtigen Im¬ 
perialismus sind offensichtlich. 

Auf der einen Seite wird zu Recht 
gewarnt, das Ziel der NATO-US-Ein- 
kreisung Russlands werde ein militä¬ 
rischer Überfall sein. Die Konsequenz 
besteht in der Parteinahme „für Russ¬ 
land“ und dessen Regierung. Russland¬ 
fahnen sind auf Friedensdemonstratio¬ 
nen nichts Ungewöhnliches. Es ergeben 
sich hier zudem politische Überschnei¬ 
dungen mit im Vergleich zum transat¬ 
lantischen Flügel bedeutend schwäche¬ 
ren Teilen der „eurasisch“ orientierten 
Monopolbourgeosie - und z.B. unter 
dem Label „Souveränismus“ machen 
da auch rechte Gruppierungen der 
Bourgeoisie bis hin zu Teilen der Ar¬ 
beiterklasse mit (Pegida und AfD). 

Im syrischen Bürgerkrieg und sei¬ 
nen Konsequenzen für die Kurdistan¬ 
frage sammelt sich eine andere Koa¬ 
lition, deren Aktivistinnen nicht zum 
Bündnis mit Russland, sondern mit 
den USA bereit sind. Während des 
Dritten Golfkriegs 2003, des vor allem 
durch den US-Imperialismus herbei¬ 
gebombten Staatszerfalls im Irak, hat¬ 
ten kurdische Gruppen im Norden des 
Landes eigene territoriale Fakten ge¬ 
schaffen. Andere kurdische Organisati¬ 
onen versuchen _ 

heute das glei¬ 
che im Norden 
Syriens. Schon 
2003 wandten 
sich kurdische, 

PKK-orientier- 

te Kräfte in der BRD von der Frie¬ 
densbewegung ab, die gegen den Golf¬ 
krieg mobilisierte. Sie befürworteten 
ausdrücklich den Angriff der USA auf 
Irak. Die Kantonisierung Iraks entlang 
ethnischer und religiöser Linien, von 
kurdischer Seite bereitwillig mitgetra¬ 
gen, ist heute Grundbedingung für die 
Verhinderung des Wiederaufbaus iraki¬ 
scher staatlicher Strukturen, an denen 
US-Imperialismus und die Führung der 
irakischen Kurdinnen gemeinsam kein 
Interesse haben. Dies gehört zur Stra¬ 
tegie der Schaffung eines von den USA 
dominierten „Greater Middle East“, 
eines Projekts, das auf einer Revision 
der im britisch-französischen Sykes- 
Picot-Abkommen nach dem 1. Welt¬ 
krieg kolonialistisch gezogenen Gren¬ 
zen beruht. Die USA, nicht die Völker 
selber, wollen heute die Grenzen dort 
neu ziehen. 

★ 

Klar, dass die politischen Kräfte, die 
2003 hinter der kurdischen Strategie im 
Norden Iraks standen, nicht identisch 
sind mit denen, die heute das Projekt 
in Rojava vorantreiben. Gerade wegen 
dieser Unterscheidung ist das Verhal¬ 
ten der heutigen kurdischen Führung 
dort dem damaligen, von anderen Kräf¬ 
ten getragenen so signiükant ähnlich. 
PKK und YPG sind ein militärisch-po¬ 
litisches Bündnis mit den USA und ih¬ 
ren Verbündeten eingegangen, das weit 
mehr ist als eine zeitweilige taktische 
Übereinstimmung gegen den IS. 

Von hiesigen Apologeten dieses 
Vorgehens wird das Vorgehen der PKK 
als alternativlos deklariert, als aus nur 


der Not geborener zeitweiliger „Pakt 
mit dem Teufel“ gegen den „Islamfa¬ 
schismus“. Das ist, wie die Parallele 
2003 zeigt, aber nicht der eigentliche 


dann ist ein Projekt mit diesen Zielen 
notwendig und realistisch. Es kommt 
sogar reichlich spät“, wobei sozialer In¬ 
halt dieser Strategie für Öcalan wohl 
längst nicht mehr der Weg zum Sozia- 
lismus/Kommunismus ist. Seine gesell¬ 
schaftliche Zukunftsvorstellung speist 
sich eher aus Reminiszenzen an eine 
„natürliche Gesellschaft“. 

Schon länger also besteht in der 
PKK die Idee, ein befreites kurdisches 
Gemeinwesen auch auf den Trümmern 
des vom US-Imperialismus zerstörten 
Syrien und im Rahmen eines Greater 
Middle East aufzubauen, analog zu kur¬ 
dischen Kräfte im Irak - und, wer weiß, 
in Zukunft vielleicht auch Irans? Dar¬ 
um beteiligen sich kurdische Kräfte auf 
ihre Weise an der Zerschlagung Syri¬ 


zwei Texten nachverfolgen, die wäh¬ 
rend des diesjährigen Pressefests der 
UZ im „Roten Zelt antifaschistischer 
und antikapitalistischer Gruppen“ zur 
Diskussion gestellt wurden. 

Beide Positionen gehen mehr oder 
weniger deutlich von progressiv formu¬ 
lierten Zielen aus: für Frieden, Inter¬ 
nationalismus, Antiimperialismus, für 
ein emanzipatorisches Projekt Roja¬ 
va - und beide sind im eigenen Land 
anfällig für Allianzen mit eigentlich 
abgelehnten, offen rechten Positionen, 
wie die offene Flanke zu Pegida/AfD 
einerseits, der Bereitschaft zur Unter¬ 
ordnung unter die Ziele der USA an¬ 
dererseits zeigt. (Ausdrücklich hinzuge¬ 
fügt werden muss in der aktuellen Dis¬ 
kussionslage, dass diese Einschätzung 
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Kritik am proimperialistischen 
Vorgehen der PKK-Führung wird 
als Verrat am Internationalismus 
gesehen 


Grund. Dass die PKK-Führung schon 
länger und auch ohne die aktuelle mi¬ 
litärische Zwangslage zu einem solchen 
Bündnis mit den USA bereit war, um 
eigene, nationale Ziele durchsetzen 
zu können, war nach Abdullah Öca- 
_ lan bereits Ge¬ 
genstand von 
Überlegungen 
längst bevor die 
heutige militä¬ 
rische Lage um 
Rojava existier¬ 
te. Auf der politischen Agenda der Füh¬ 
rung und des PKK-Vorsitzenden stand 
und steht das ausdrückliche, bewusste 
Einschwenken auf die US-Strategie ei¬ 
nes Greater Middle East. Dazu Öcalan 
bereits 2010: 

„Das Greater Middle East Project, 
(...), beruht auf jüngsten Analysen des 
Imperialismus seit 1990 und ist der 
Versuch, aktuelle Probleme zu lösen. 
Es geht davon aus, dass die von Frank¬ 
reich und England nach dem I. Welt¬ 
krieg errichtete Ordnung Fehler ent¬ 
hält und den heutigen Anforderungen 
nicht länger genügt. Es ündet sich sogar 
eine selbstkritische Haltung. So wird 
es mittlerweile als Fehler angesehen, 
nach dem II. Weltkrieg im Namen von 
Sicherheit und Stabilität den Despotis¬ 
mus gefördert zu haben. Die extreme 
Verarmung der Bevölkerung der Re¬ 
gion wird als schädlich und gefährlich 
für das System eingestuft. Daher sollen 
ökonomische Entwicklung, individuel¬ 
le Freiheiten, Demokratisierung und 
Sicherheit gleichzeitig vorangebracht 
werden. Mit diesem Modell will man 
die chronisch gewordenen Probleme 
und Konflikte (Israel-Palästina, Kur¬ 
den-Araber, Türkei, Iran) lösen, gleich¬ 
zeitig das gesellschaftliche Gefüge aus 
dem Klammergriff des Despotismus 
befreien und so neue Explosionen ver¬ 
hindern. Es handelt sich um eine Art 
an die Region angepassten neuen Mar¬ 
shallplan, wie er seinerzeit für Europa 
umgesetzt wurde. Wenn die Region für 
das System sehr wichtig ist - und das 
ist der Fall - und gleichzeitig so etwas 
wie eine Phase des Chaos durchmacht, 


ens und Iraks - nicht im „antinational“- 
staatskritischen, sondern objektiv im 
Sinn „produktiver Zerstörung“ im In¬ 
teresse des Imperialismus. 

Dabei können alle Karten neu ge¬ 
mischt werden. So ist z.B. eine künfti¬ 
ge Allianz kurdischer und israelischer 
Kräfte nicht völlig ausgeschlossen, wird 
von Israel für wünschenswert erklärt 
und in der BRD von der Kurdischen 
Gemeinde propagiert - zu Lasten Pa¬ 
lästinas. Von „Internationalismus“ ist 
das weit entfernt. Neue Konflikte tun 
sich in diesem Kontext schon auf, wenn 
andererseits Israels Militärgeheim¬ 
dienstchef im Juni 2016 offen erklärt, 
seine Regierung ziehe ein Syrien unter 
dem IS der Assad-Regierung vor. Ähn¬ 
liche Konflikte sieht man bereits zwi¬ 
schen Syrien, YPG, der Türkei und den 
USA bei den Kämpfen um Hasakah 
und in der Frage des Waffenstillstands 
um Jarabulus. Zugleich nähern sich Is¬ 
rael und die Tür- _ 

kei diplomatisch 
einander ebenso 
wieder an,wie 
andererseits 
die Türkei und 
Russland: stär- 

kere und schwächere imperialistische 
Kräfte ringen gegenwärtig um die künf¬ 
tige Dominanz im zu erbauenden Gre¬ 
ater Middle East von US-Patronage. 
Wie realistisch die Hoffnung der PKK 
ist, in dieser Lage ein eigenes, nicht- 
staatliches Gemeinwesen zu bauen, ist 
ebenso fraglich, wie klar ist, dass die 
syrische Bevölkerung zu alledem von 
niemandem befragt wird. 

Die antiimperialistische und inter¬ 
nationalistische Linke der BRD ver¬ 
schließt vor diesem Vorgang weithin 
die Augen. Sie denunziert Kritik am 
proimperialistischen Vorgehen der 
PKK-Führung als Verrat am Interna¬ 
tionalismus. Sie selbst wird dadurch 
mittelbar Anhängsel einer Strategie, 
die sich ins Schlepptau der führenden 
Macht des Imperialismus begibt - be¬ 
zeichnet dies als „internationale/anti¬ 
nationale“ Solidarität. Detailliert be¬ 
legt kann man diese Entwicklung in 


Die „imperialistische Pyramide“ 
ist die adäquate aktuelle 
Anwendung der Leninschen 
Imperialismusanlayse 


keineswegs von einer „Äquidistanz“ zu 
den einander bekämpfenden imperia¬ 
listischen Kräften ausgeht, sondern sie 
jeweils unterscheidet - aber zugleich 
als das charakterisiert, was sie sind: 
Imperialisten.) 

In beiden Fällen ist das nur möglich, 
weil letztlich beide nicht klassenanaly¬ 
tisch basiert argumentieren und darauf 
verzichten, die Rolle des deutschen Im¬ 
perialismus im jeweiligen Politikfeld zu 
thematisieren - oder gar zum Kampf 
gegen ihn aufzurufen. 

Wer, wie im gleichen Spektrum nicht 
ungewöhnlich, den IS als „islamfaschis¬ 
tisch“ bezeichnet oder solche „Analy¬ 
sen“ im eigenen Bündnisbereich akzep¬ 
tiert, verbreitet objektiv Kriegs- und 
„Anti-Terror“-Propaganda und liefert 
für dieses Übergehen auf proimperi- 
alistische Positionen eventuell gleich 
auch noch die dazu passende „antifa¬ 
schistische“ Legitimationsideologie: 

_ war nicht auch 

„gegen Hit¬ 
ler“ ein Bünd¬ 
nis der UdSSR 
mit dem Impe¬ 
rialismus erfor- 
derlich? Joseph 
Fischer und Rudolf Scharping winken 
aus dem Jahre 1999: damals wie heute 
geht es in Wahrheit doch um Regional¬ 
interessen des Imperialismus, nicht um 
„Antifaschismus“. Und wer in dieser 
„Analogie“ heute die Rolle der UdSSR 
übernehmen soll, also des Staats, der 
aufgrund seines Klassencharakters in 
der Lage war, militärisch die Hauptlast 
der Zerschlagung des Nazifaschismus 
zu leisten, bleibt ebenso im Dunklen 
wie die Frage, aufgrund welcher Ana¬ 
lyse der politischen Ökonomie des IS 
dessen Charakterisierung als „faschis¬ 
tisch“ beruhen soll - abgesehen davon, 
daß man sich mit dieser Begrifflichkeit 
auf ein zentrales „antideutsches“ Ideo¬ 
logie-Element mit hoher politischer 
Anschlussrationalität an die extreme 
Rechte einigt. 

Man muss kein Prophet sein, um 
Vorhersagen zu können, welcher Part¬ 
ner einer kurdisch-US-amerikani- 


schen Allianz militärisch und darum 
auch politisch der stärkere Teil ist, und 
wer letztlich wem im Konfliktfall um 
die von beiden Seiten akzeptierte US- 
Strategie des Greater Middle East die 
wichtigen Schritte diktieren wird. Die 
aktuellen Ereignisse zeigen, dass die 
USA sich schon jetzt in eine dominante 
Rolle zwischen Türkei, Russland, PKK 
und Israel manövrieren, mal mit, mal 
gegen die PKK. 

Zu Beginn des 1. Weltkriegs wurde 
in der deutschen Sozialdemokratie der 
Übergang auf die Seite des „eigenen“ 
Imperialismus gelegentlich mit „lin¬ 
ken“ Argumenten gegen den Zarismus 
begründet. Damit ergriff man Position 
für den „eigenen“ Imperialismus, den 
„zivilisierten“ im Unterschied zu den 
russischen „Barbaren“. 

Dem hielten Teile der Zimmerwal- 
der Linken um Lenin die Losung ent¬ 
gegen, es sei die Aufgabe jeder marxis¬ 
tischen Partei, das Proletariat des ei¬ 
genen Landes dazu zu befähigen, den 
imperialistischen Krieg in einen Bür¬ 
gerkrieg gegen die jeweils „eigenen“ 
Imperialisten zu verwandeln, anstatt 
sich der einen oder der anderen Sei¬ 
te des imperialistischen Kriegs anzu- 
schließen. 

Für die heutige Entwicklungs¬ 
epoche des Imperialismus hat die KP 
Griechenlands (KKE) die Theorie der 
imperialistischen Pyramide in die Dis¬ 
kussion gebracht, adäquate aktuelle 
Anwendung der Leninschen Imperia- 
lismusanlayse. Sie macht deutlich: Es 
gibt heute keinen wesentlichen poli¬ 
tischen Konflikt in der Welt, der nicht 
zugleich ein Konflikt zwischen imperi¬ 
alistischen Mächten ist. Aufgeteilt zwi¬ 
schen ihnen, entwickeln sich die globa¬ 
le Machtverhältnisse stürmisch weiter. 
Das resultiert notwendig in sich ständig 
verändernden imperialistischen Kon¬ 
flikten und Allianzen. Es kann aber 
nie Sinn des Kampfs der internatio¬ 
nalen Arbeiterklasse und ihrer revo¬ 
lutionären Parteien sein, sich in diesen 
Konflikten auf der einen oder anderen 
imperialistischen Seite zu verorten. 
Vielmehr darf sich, ähnlich wie bereits 
1914ff, eine marxistische, klassenorien¬ 
tierte, antiimperialistische und interna¬ 
tionalistische Linke mit dem revolutio¬ 
nären Ziel des Sozialismus/Kommunis- 
mus unter den heutigen Bedingungen 
nie und nirgends auf die Seite einer der 
um die globale Vormacht kämpfenden 
imperialistischen Mächte stellen oder 
sich als Bauern auf ihrem Spielbrett 
zur Verfügung stellen. Sie hat vielmehr 
überall dafür zu kämpfen, in Unabhän¬ 
gigkeit von der „eigenen“ wie von jeder 
Monopolbourgeoisie in ihrem Land um 
den Sturz des Kapitalismus zu kämp¬ 
fen - in internationalistischer Solidari¬ 
tät mit allen, die das in ihren jeweiligen 
Ländern ebenfalls tun. Diese Solidari¬ 
tät gilt heute zuerst dem kurdischen, 
syrischen und palästinensischen Volk 
und allen Völkern der Region, die vom 
Imperialismus der USA, der EU-Staa- 
ten, Russlands, der Türkei und Israels 
unterdrückt und zu bloßen Objekten 
widerstreitender imperialer Interessen 
und wechselnden, zeitweiligen Allian¬ 
zen gemacht werden. 

Je weiter sich heutige linke Kräf¬ 
te von der Aufgabe des Kampfs gegen 
den im jeweils eigenen Land stehenden 
Hauptfeind entfernen, um so mehr leis¬ 
ten sie einen Beitrag zur Verlängerung 
des Elends, unter dem sie leiden und 
das sie bekämpfen wollen. Wenn sie 
dafür antiimperialistische und interna¬ 
tionalistische Begrifflichkeiten und Slo¬ 
gans nutzen, leisten sie damit objektiv 
einen Beitrag dazu, diesen ihre Glaub¬ 
würdigkeit zu nehmen. 

Umgekehrt ist die Erarbeitung ei¬ 
ner eigenen antiimperialistischen „Au¬ 
ßenposition“ (Thomas Metscher) das 
Gebot der Stunde, einer Position, die in 
der Lage ist, die Haltung der Zimmer- 
walder Linken zum imperialistischen 
Krieg unter heutigen Bedingungen 
neu zu formulieren und an ihrer erfolg¬ 
reichen Umsetzung zu arbeiten. Jeder 
Schritt dahin ist die effektivste inter¬ 
nationalistische Hilfe, die denkbar ist. 
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Kunst für das Leben 

„tendenzen - Blätter für engagierte Kunst“ und die Künstlergruppe „tendenz“ • Von Hans Wallner 


In der Gegenwart gibt es zwar eine Reihe von bildenden Künst¬ 
lerinnen und Künstlern, die sich mit der gesellschaftlichen Situa¬ 
tion kritisch auseinandersetzen, jedoch kaum Gruppen, in denen 
sie sich austauschen oder gemeinsam ihre Arbeiten präsentieren. 
Schmerzhaft ist auch das Fehlen einer kritischen Kunstzeitschrift 
wie es die „tendenzen“ waren. Ich möchte hier die Entstehungs¬ 
geschichte und die Ziele der Künstlergruppe tendenz und der 
daraus hervorgegangenen Kunstzeitschrift beschreiben. 


1958 : Der Deutsche Bundestag be¬ 
schließt die atomare Aufrüstung der 
Bundeswehr. Dagegen engagieren sich 
in vielen Städten Bürger aus allen Be¬ 
völkerungsschichten, es werden - zu¬ 
nächst mit Unterstützung der SPD und 
der Gewerkschaften - Komitees gegen 
den Atomkrieg gegründet. Sie organisie¬ 
ren Protestkundgebungen, sammeln Un¬ 
terschriften, informieren und demonst¬ 
rieren. Wissenschaftler und Künstler 
unterstützen durch ihre Beiträge dieses 
Anliegen. 

In der „Augsburger Gruppe“ - ei¬ 
nem neuen Zusammenschluss von zu¬ 
nächst ca. 15 Persönlichkeiten des Kul¬ 
turlebens - entsteht die Idee zu einer 
Ausstellung gegen den Atomkrieg. Der 
Vorsitzende Walter Oemichen, Leiter 
des bekannten Marionettentheaters 


zeichnend für die obrigkeits¬ 
staatliche Kunstsituation in 
der Bundesrepublik, dass ei¬ 
ner solchen Ausstellung, trotz 
der Beteiligung namhafter 
und weltbekannter Künst¬ 
ler, die großen Museen und 
Ausstellungsräume fast aus¬ 
nahmslos verschlossen blie¬ 
ben. Und es war kennzeich¬ 
nend für die Teilnahme in al¬ 
len Bevölkerungskreisen, dass 
Freunde, Helfer und mutige 
Kulturbeamte den Blättern 
und Bildern Räume in Volks¬ 
hochschulen, Gewerkschaftshäusern, 
Jugendheimen und kleineren Museen 
öffneten.“ (Aus dem Schlussbericht der 
Ausstellung „ Künstler gegen Atomkrieg“ 
von 1963, zit. nach „tendenzen“ Nr. 92, 




Carlo Schellemann,„Dionysos überwindet die Seeräuber“ 1959, Bleistift/Graphit 


Fritz Griebel, o.T., 1959, Druck und Scherenschnitt 


eine ernst zu nehmende Alternative zu 
den Kunstzeitschriften, die sich eher 
der Darstellung des offiziellen Kunst¬ 
betriebs verpflichtet sahen. Sie sollte 
den Künstlern als Organ dienen, deren 
gesellschaftlich engagier¬ 
te Kunst von den großen 
Kunstzeitschriften über¬ 
gangen wurde. In der ers¬ 
ten Nummer vom Februar 
1960 wurde u.a. das Pro¬ 
gramm der Gruppe „ten¬ 
denz“ veröffentlicht. Es 
diente als Leitbild für eine 
künstlerische Arbeit, wie 
sie in Ansätzen bereits in 
der Ausstellung „Künstler 
gegen Atomkrieg“ sicht¬ 
baren Ausdruck angenom¬ 
men hatte: 

„1. Die Gruppe tendenz ist 
bestrebt, die wesentlichen 
künstlerischen Aussagen 
über die Tendenzen un¬ 
serer Zeit zu versammeln. 
Unter „Tendenz“ verste¬ 
hen wir die künstlerische 
Aussage um eines The¬ 
mas willen. Die Themen 
sind die Zustände dieser 
Welt. Unsere Aussagen 
sind Aussagen über diese 


Seite der Kunst. Ihr fühlen wir uns ver¬ 
pflichtet. 

6. Die Gruppe tendenz unterscheidet 
sich also von „Tendenzkunst“ im übli¬ 
chen Sinn durch ihre Freiheit. Sie illus¬ 
triert keine vorgefassten Meinungen, 
sondern untersucht sie. Sie macht keine 
bildliche Werbung für eine bestimmte 
Weltanschauung. Jedes ihrer Mitglieder 
trifft seine Feststellungen zur Zeit. 

7. Die Gruppe tendenz ist keine Sekte 
mit bestimmten stilistischen Abzeichen. 
Es verbindet uns die Auffassung, dass 
der Inhalt das Rückgrat der künstleri¬ 
schen Form bildet. Es verbindet uns das 
Engagement an den Zuständen dieser 
Zeit. Wir leben in ihr, nicht um sie zu 
verleugnen. Wir leben in ihr, um sie zu 
bewältigen. 

Das ist unsere tendenz !“ 

Gegenständliche und realistische Kunst 
wurden in Zeiten des Kalten Krieges 
vom offiziellen Kunstbetrieb fernge¬ 
halten. Aussagen von Künstlerinnen 
und Künstlern zur gesellschaftlichen 
Wirklichkeit waren unerwünscht und 
wurden diffamiert. Das ging so weit, 
dass Realismus mit Nazikunst gleich¬ 
gesetzt wurde. In der alten Bundesre¬ 
publik herrschte die Diktatur des Ab¬ 
strakten! Die alte Bundesrepublik war 


Die damalige Gruppe „tendenz“ 
und „Tendenzen“ haben dem auf dem 
Gebiet der Bildenden Kunst etwas ent¬ 
gegensetzt. Das hatte zwar keine Brei¬ 
tenwirkung, doch Interessierte hatten 
immerhin die Möglichkeit, engagierte 
Kunst kennenzulernen und sich damit 
auseinanderzusetzen. 

Und heute? 

Die heutigen „Zustände dieser Welt“ 
verlangen von Künstlerinnen und 
Künstlern nach wie vor Positionen im 
Sinne des Programms der Gruppe „ten¬ 
denz“ von 1960. Die Herausforderun¬ 
gen sind sogar vielgestaltiger gewor¬ 
den, denn unsere Lebensgrundlagen 
und ein gedeihliches Zusammenleben 
sind in Gänze bedroht. Natürlich kann 
es nicht allein Aufgabe von Künstlerin¬ 
nen und Künstlern sein, darauf zu re¬ 
agieren. Nach Jahren, in denen ich den 
Eindruck hatte, Kunst zieht sich weitge¬ 
hend auf persönliche Befindlichkeiten 
und Unverbindliches zurück, scheint 
mir das Engagement von Künstlerin¬ 
nen und Künstler zuzunehmen, sich 
der Lebenswirklichkeit und den gesell¬ 
schaftlichen Herausforderungen stel¬ 
len. Allerdings: Die Betroffenheit und 
der gute Wille allein genügen nicht, um 
mit überzeugenden Kunstwerken Men¬ 
schen anzusprechen. Darüber hinaus ist 
zu bedenken, dass „Schreckensbilder“ 
den Betrachter eher abschrecken kön¬ 
nen als ihn zum Handeln zu bewegen. 
Eine positive Weitsicht, Visionen bild¬ 
nerisch zu vermitteln, ohne dabei platt 
und plakativ zu werden, erscheint mir 
eine besondere Herausforderung für 
Künstlerinnen und Künstler zu sein. 
Darüber sich weiter Gedanken zu ma¬ 
chen und auszutauschen ist lohnend 
und zukunftsweisend. 

Dem Sinne der Tendenzen-Bewe- 
gung fühlt sich der Verein Kunst für 
Frieden e.V. verpflichtet. Er pflegt das 
Erbe mit einer Kunstsammlung, deren 
Kern aus Arbeiten der ehemaligen 
Wanderausstellung „Künstler gegen 
Atomkrieg“ besteht und die um Ar¬ 
beiten der nachfolgenden Jahrzehnte 
bis zur Gegenwart erweitert wurde. 
Mit der Kunstsammlung und zeitge¬ 
nössischen, aktuellen Kunstwerken 
organisiert der Verein Ausstellungen. 
In der Webpräsentation www.friedens- 



Hermann Landefeld,„Bruderkrieg“, Holz- oder Linolschnitt, o.D. 


„Augsburger Puppenkiste“, begeistert 
sich für die Initiative von Carlo Schel¬ 
lemann, freischaffender Maler, Initiator 
und Motor dieser Idee. Im Frühjahr 1958 
fordert Schellemann seine Kollegen aus 
dem In- und Ausland auf, sich an einer 
Ausstellung gegen die „atomare Auf¬ 
rüstung“ zu beteiligen. Viele bekannte 
Maler der gegenständlichen und realis¬ 
tischen Kunst stellen Arbeiten zur Ver¬ 
fügung, unter ihnen Otto Pankok, Karl 
Hubbuch, Lea Grundig, A.P Weber, Al¬ 
bert Birkle, Frans Masereel. 

Reaktionen auf die 
Wanderausstellung „Künstler 
gegen Atomkrieg“ 

Obgleich rasch viele Exponate Zusam¬ 
menkommen, kann die geplante Aus¬ 
stellung erst im Herbst 1958 in Mün¬ 
chen gezeigt werden. Die Verschärfung 
der politischen Auseinandersetzungen 
um die Atombewaffnung und das Ab¬ 
rücken der SPD von der Unterstützung 
der außerparlamentarischen Opposition 
und ihrer Protestmaßnahmen verzögern 
die Realisierung des Projektes „Wander¬ 
ausstellung gegen den Atomkrieg“. Nun¬ 
mehr wird die Ausstellung ausschließlich 
von einem privaten Kreis aus Künstlern, 
Schriftstellern und Kritikern organisiert 
und endlich kann sie am 22. Oktober 
1958 von Prof. Dr. Dr. Sailer, dem Prä¬ 
sidenten des Deutschen Kulturtages, in 
den Räumen der Universitätsreitschule 
München eröffnet werden. Dann geht 
die Ausstellung fast fünf Jahre bis 1963 
auf Reisen. Sie wird in über 40 Orten 
gezeigt. Mehr als 50 Künstlerinnen und 
Künstler beteiligten sich an den Ausstel¬ 
lungen mit bis zu 250 Arbeiten. 

Die Ausstellungen forderten Aufmerk¬ 
samkeit, entzündeten viele Diskussionen 
und riefen sicherlich auch Widerspruch 
zu den Arbeiten hervor. „Es blieb kenn¬ 


Dez. 1973, ursprünglich veröffentlicht in 
„tendenzen“Nr. 21. Juni 1963) 

Auf der Seite der Künstler führte 
die Ausstellung „Künstler gegen Atom¬ 
krieg“ zur Gründung der Gruppe „ten¬ 
denz“ und zur Kunstzeitschrift „ten¬ 
denzen - Blätter für engagierte Kunst“. 
Gegenständlich und gar realistisch ar¬ 
beitende Künstler hatten es schwer in 
einer Zeit, in der fast ausschließlich die 
abstrakte Kunstrichtung gefördert wur¬ 
de (hierzu siehe: Jürgen Weber, Entmün¬ 
digung der Künstler, Köln, 1987). Die 
fortschrittlich engagierten Künstler be¬ 
fanden sich in isolierten Arbeitssituatio¬ 
nen. Sie wurden weitgehend vom „offizi¬ 
ellen“ Kunstbetrieb ferngehalten. 

Da lag es nahe, sich in Gruppen zu¬ 
sammenzuschließen und - wie die Grup¬ 
pe „tendenz“ - mit einem Organ, eben 
den „tendenzen“, an die Öffentlichkeit 
zu treten. Anfang 1960 gründete sich 
die Gruppe „tendenz“ in München. Fast 
alle Gründungsmitglieder waren Teil¬ 
nehmer der Ausstellung „Künstler ge¬ 
gen Atomkrieg“. Weitere Künstler aus 
diesem Umfeld schlossen sich bald der 
Gruppe an. Das lag an dem Gruppen¬ 
selbstverständnis, formuliert in den sie¬ 
ben Punkten des Programms. Auch wenn 
dieses Programm in einigen Punkten 
recht allgemein blieb (so zum Begriff 
des Realismus), war es doch dasjenige, 
welches in seiner Programm- und Ziel¬ 
formulierung am weitesten ging, „ten¬ 
denz“ war nicht die einzige Gruppe, die 
dem Diktat abstrakter Kunst und deren 
Protagonisten etwas entgegensetzten, so 
gründeten sich: „Gruppe 56/Schleswig 
Holstein“, die „Junge Realisten“, Düs¬ 
seldorf, „Gruppe Münster 60“, „Neuer 
Realismus“, München. 

Die Zeitschrift „tendenzen - Blät¬ 
ter für engagierte Kunst“ war für viele 
Jahre (sie erschien immerhin bis 1990) 


Zustände. 

2. Die Gruppe tendenz bildet sich aus 
dem Widerspruch gegen den bloßen 
Ästhetizismus innerhalb der moder¬ 
nen Kunst, hinter dem sich Ratlosigkeit 
und - schlimmer noch - Feigheit verber¬ 
gen: der Verzicht, eine künstlerische Po¬ 
sition zur Wirklichkeit im allgemeinen 
und zur gesellschaftlichen Gegenwart im 
besonderen zu beziehen. 

3. Die Wirklichkeit, in der wir leben, in¬ 
teressiert uns. Die Gegenwart, in der wir 
schaffen, ist für uns künstlerisch hoch 
aktuell. Die Gesellschaft, der wir an¬ 
gehören, sehen wir mit Neugierde. Ihre 
Sorgen sind uns darstellungswürdig, ihre 
Hoffnungen regen uns an. Für uns gibt es 
keinen Dualismus zwischen Kunst und 
Leben. Wir fühlen uns dieser Zeit in ei¬ 
nem Sinne verbunden, der uns zu ver¬ 
bindlichen Aussagen über ihre Erschei¬ 
nungen verpflichtet. 

4 . Wir bemühen uns um die Gestaltung 
der realen positiven und negativen Pers¬ 
pektiven der Wirklichkeit. Wir bekennen 
uns zur Anschauung Hegels: „Tendenz 
ist der entwickelbare Kern, der in einer 
Sache steckt.“ Daraus ergibt sich unser 
künstlerisches Verhältnis zur Realität. 
Unsere Gestaltung muss der Wirklich¬ 
keit genügend nahe sein, um die unter¬ 
suchte Erscheinung konkret erkennen 
zu lassen. Sie darf ihr aber nicht so nahe 
sein, dass die Wiedergabe der Erschei¬ 
nung die Auseinandersetzung mit ihrem 
Wesen verdrängt. Wir kopieren nicht, wir 
deuten; wir nehmen nicht hin, sondern 
wir betonen und verwerfen. 

5. Den Inhalt unserer Aussagen entneh¬ 
men wir der Wirklichkeit. Wir sind kei¬ 
ne Konformisten, wir beziehen Stellung. 
Wir urteilen selbst und fügen uns keinen 
herkömmlichen Meinungen. Wir enthül¬ 
len damit geschickt verborgene Tenden¬ 
zen unserer Zeit. Das ist die moralische 


der Frontstaat. Die Negation von Kunst, 
die sich kritisch mit der Realität aus¬ 
einandersetzte, diente ebenso wie die 
Unterdrückung kritischer Meinungen 
und Organisationen dem Credo des 
Wirtschaftswachstums und der Verfes¬ 
tigung alter Machtverhältnisse sowie 
dem Wiederaufbau einer Militärmacht. 
Alles, was sich kritisch äußerte, sei es 
künstlerisch, sei es publizistisch, wurde 
als „Feindpropaganda“, als Unterwan¬ 
derung durch sozialistische Mächte ge¬ 
brandmarkt und verfolgt. 


atelier.de bietet der Verein eine Über¬ 
sicht über seine Kunstsammlung. Eine 
„Galerie Engagierte Kunst der Ge¬ 
genwart“ gibt zeitgenössischen Künst¬ 
lerinnen und Künstlern die Gelegen¬ 
heit, auf ihre Arbeiten aufmerksam zu 
machen. 

Unser Autor ist Vorsitzender des Ver¬ 
eins „Kunst für Frieden“ 

Weitere Informationen und Kontakt: 
www.friedensatelier.de 
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„ Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 
Diese sind unentbehrlich.“ (Bertolt Brecht) 

Wir trauern um unseren Genossen 

Jupp Knop 

15.4. 1923-26.8.2016 

Wie viele andere seiner Generation wurde Jupp durch 
die Faschisten um seine Jugend betrogen und musste 
Soldat werden. Er zog aus seinen schrecklichen Kriegs¬ 
erlebnissen Konsequenzen: Wurde Mitglied der FDJ und 
der KPD. 

ln den 1950er Jahren kämpfte er gegen die Wiederbe¬ 
waffnung der BRD und wurde Mitglied der ldK (Intern, 
der Kriegsgegner). Ab 1960 nahm er aktiv an den Oster¬ 
märschen teil. Beschäftigt bei den Stahlwerken Bochum 
als Schlosser war er Mitglied der KPD-Betriebsgruppe 
und ab 1956 der illegalen KPD-Betriebsgruppe. 

Als aktiver Gewerkschafter war er Vertrauensmann der 
IG Metall. 1968 gehörte er zu den Konstituierungs-Mit¬ 
gliedern der DKP in Bochum. 1990 war er Mitbegründer 
der Antifa-Bewegung in Bochum-Wattenscheid. 

Jupp war und blieb bis ins hohe Alter ein diskussions¬ 
freudiger und immer ansprechbarer Genosse. 

Wir werden ihn sehr vermissen. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie. 

DKP Kreis Bochum 



Außerordentliche Bezirkskonferenz der 
DKP Hessen zur Aufstellung und Wahl der 
Landesliste für die Bundestagswahl 2017 

Samstag, 15. Oktober 2016 

11.00 bis 14.00 Uhr, im Bürgerhaus Gießen-Wieseck, 
Philosophenstraße 26,35396 Gießen. 

Die Konferenz wird als Bezirksmitgliederversammlung durchgeführt. 
Vorschlag zur Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung der Konferenz 

3. Politisches Referat 

4. Diskussion 

5. Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten 

6. Wahl der Landesliste 

7. verschiedenes 

8. Schlusswort 

Wir bitten darum, das Mitgliedsbuch mitzubringen und ab 10.30 
Uhr zur Anmeldung da zu sein, damit wir die Konferenz pünktlich 
beginnen können. Es wird ein Konferenzbeitrag von 5,- € erhoben. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirkssekretariat Hessen 


Marx-Engels-Stiftung Wuppertal 
Tagung am Sonntag, 18. Sept. 2016 

in Stuttgart Waldheim Clara Zetkin, Gorch-Fock-Straße 26 

„BRICS im globalen Kräfteverhältnis" 

Relativ zu den alten kapitalistischen Staaten haben die Entwick- 
lungs- und Schwellenländer in der Weltwirtschaft an Gewicht ge¬ 
wonnen. Die vier größten, Brasilien, Russland, Indien und China, 
werden zusammen mit Südafrika als 1I BRICS ,I -Staaten bezeich¬ 
net. Das Kürzel ist die Erfindung eines Bankers (der Investment¬ 
bank Goldman Sachs), der die Kundschaft auf die guten Anlage¬ 
möglichkeiten in diesen Ländern aufmerksam machen wollte. 
Real ist aus der ökonomischen Stärke der fünf Länder unmittel¬ 
bar nach der großen Finanzkrise eine lockere Zusammenarbeit 
geworden, ln unterschiedlichem Maß werden die fünf (und nicht 
nur sie) vom US-lmperialismus bedroht und in unterschiedlicher 
Form an der weiteren Entwicklung gehindert. Auf der Konferenz 
wird den fünf Ländern jeweils ein Referat gewidmet. Die Tagung 
soll insgesamt dazu beitragen, die Ursachen für diese neue Ent¬ 
wicklung des Imperialismus nachzuzeichnen und ihre Interpreta¬ 
tion zu versuchen. 

Tagungsprogramm: 

9.30 Uhr: Lucas Zeise „imperialistische Widersprüche im 

Weltmaßstab - von der US-Hegemonie zur 
Multipolarität?" 

10.00 Uhr: Prof. Eike Kopf „Seidenstraße als friedliches 

Entwicklungsprogramm"? Schritte in eine neue 
Weltordnung?" 

11.00 Uhr: Günter Pohl stellt die Position der Kommunis¬ 
tischen Partei Indiens-Marxistisch (CPI-M) vor. 

12.00 Uhr: Mittagspause 

13.30 Uhr: Reinhard Lauterbach „Russland - Zielscheibe 

Nummer 1 im Kampf um globale Hegemonie" 

14.30 Uhr: Peter Steiniger „Brasilien - Rückgliederung 

unter US-Herrschaft?" 

15.30 Uhr: Georges Hallermayer „Südafrika - nach 

verhinderter Revolution neu aufgestellte Fronten" 

Für eine Anmeldung über marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder Tel. 0211-6802828 (H. Kopp) wären wir dankbar. 


r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Toskana, nah am Meer 

www.lja^ifu-biDhGif.df j £1*73 

Ökohof im Olivenhain, 
weite* Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; J| 

Kinderparadies. 


Einladung zur Wahlversammlung 
zur Aufstellung einer bayerischen Landesliste 
der DKP für die Bundestagswahlen 2017 

23. Oktober 2016, Einlass 10 Uhr 

Nachbarschaftshaus Gostenhof, 
Adam-Klein-Straße 6, 90429 Nürnberg 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

• Wahl der Versammlungsleitung 

• Beschlussfassung über Tagesordnung, 
Geschäftsordnung, Wahlordnung und Zeitplan 

• Wahl der Wahlkommission 

3. Referat und Aussprache 

4. Wahl der Kandidatinnen und Kandidaten 
zur Bundestagswahl 

5. Schlusswort 

Die Wahlversammlung findet als Mitgliederversammlung 
statt. Bitte die Mitgliedsbücher nicht vergessen. 

Bezirkssekretariate der DKP Nord- und Südbayern 


Jugendpolitischer Ratschlag 
von DKP und SDAI 

8./9. Oktober 2016, ND-Gebäude, Franz- 
Mehring-Platz 1,10243 Berlin, Seminarraum 2 

Der jugendpolitische Ratschlag beginnt im Anschluss an 
die zentrale Friedensdemonstration in Berlin und hat die 
gemeinsame Arbeit von DKP und SDAJ im Bereich Antimi¬ 
litarismus und Friedenspolitik zum Schwerpunkt. Ein Ziel 
des Ratschlags ist die Zusammenarbeit von SDAJ und DKP 
insbesondere regional zu verbessern. Eingeladen sind ins¬ 
besondere Leitungsmitglieder aus Gruppen, Kreisen und 
Bezirken und des Parteivorstandes, Genossinnen mit dem 
Arbeitsschwerpunkt Antimilitarismus oder Jugendpolitik, 
sowie alle Interessierten. 

Samstag, 8.10.2016,17.00 bis 19.00 Uhr 

• Referat & Diskussion „Unsere Aufgaben in der 
Friedensbewegung" 

Sonntag, 9.10.2016, 9 bis 13.30 Uhr 

Workshops 

• Arbeit mit dem Sofortprogramm der DKP & Outings 
von Kriegstreibern 

• Agitation & Propaganda vor dem Hintergrund 
der „Flüchtlingskrise" 

• Antimilitarismus im Betrieb - Gewerkschaft & 
Friedensbewegung 

• Gründung von SDAJ-Gruppen - Gemeinsam 
weiße Flecken schließen 

• Zum Verhältnis von Friedensbündnissen und 
offenen Antikriegstreffen 

Im Anschluss finden Regionaltreffen statt. 

DKP Jugendkommission 
Um Anmeldung wird gebeten: 
paulrodermund@aol.com 


Auf nach Berlin am 8. Oktober 2016 
zur Friedensdemonstration 


Die Waffen nieder!!! 
Kooperation statt NATO-Konfrontation, 
Abrüstung statt Sozialabbau! 

Wir wollen eine gemeinsame Anreise aus dem 
Ruhrgebiet organisieren. 

Busfahrt ab Essen gegen ca. 4.00 Uhr 
Preis für die Hin- und Rückfahrt: 

35-Euro / ermäßigt 25,- Euro 

Bitte dringend bis zum 15. September anmelden unter: 

pumkoester@t-online.de und / oder 
vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 




Pvcbard/ Pfcvff 
60 Jahres 

leben/ - arbeiten/ - kämpfen/ 


Lieber Richard, 

zu Deinem Ehrentag gratulieren wir Dir recht herzlich 
und wünschen Dir und uns, dass Dein Herz noch lange 
für die linke Sache schlägt. 

Deine Birgit und Dein Robert 


Am 13.September wird unsere Genossin 

Anneliese Mutschler 

90 Jahre alt. 

Anneliese war jahrelang Mitglied des Kreisvorstands der 
DKP Stuttgart. Sie war außerdem immer aktiv bei den 
Naturfreunden. 

Anneliese ist seit 1946 Mitglied der kommunistischen 
Bewegung. 

Liebe Anneliese, wir danken Dir und gratulieren Dir ganz 
herzlich zum Geburtstag! 

DKP Wohngebietsgruppe Stuttgart-Nord 
und DKP Kreisvorstand Stuttgart 


Helmut Carduck 

wird am 15. September 

85 Jahre alt. 

Helmut war jahrelang Mitglied des Sprecherrats der DKP 
Baden-Württemberg. Noch heute ist er Vorsitzender der 
Kreisorganisation Neckar-Fils. 

Seit über 70 Jahren ist Helmut Mitglied der kommunisti¬ 
schen Bewegung. 

Dazu gratulieren ihm recht herzlich alle 
Genossinnen und Genossen der Kreisorganisation 
Neckar-Fils, der Bezirksvorstand der DKP 
Baden-Württemberg und die Familie. 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 17./18. September 2016 

„Politische Philosophie und philosophische Politik. 
Einführung in »Kommunisten heute« von 
Hans-Heinz Holz" 

Referent: Andreas Hüllinghorst 

Seit 1990 hält in der DKP eine Diskussion über das Wesen 
einer kommunistischen Partei an. Die Genossinnen und Ge¬ 
nossen dachten nach dem Untergang der sozialistischen 
Staaten in Osteuropa über den leninistischen Charakter un¬ 
serer Organisation neu nach, ln diesen Debatten tauchten 
auch unmarxistische Vorschläge auf, die auf eine Auflösung 
der Partei als bloß beliebiger Teil einer demokratischen und 
linken Bewegung hinausliefen. 

Die DKP hat sich im November 2015 auf ihrem 21. Partei¬ 
tag mehrheitlich dafür ausgesprochen, eine marxistisch- 
leninistische Partei zu sein. Dementsprechend wichtig ist 
es für alle Genossinnen und Genossen, sich über diese Art 
von Organisation Gewissheit zu verschaffen. Einer der ent¬ 
schiedenen Verfechter der kommunistischen Partei leninis¬ 
tischen Typs war der Genosse und Philosoph Hans Heinz 
Holz. Mit seinem 1995 erschienenen Buch »Kommunisten 
heute. Die Partei und ihre Weltanschauung« trägt Holz zu ei¬ 
ner geschichtsphilosophisch begründeten Klärung der Fra¬ 
ge bei, was eine leninistische Partei sei. Darum sollen einige 
Passagen aus dem Buch an dem Wochenende besprochen 
werden. 

Sa. 1. bis Di. 4. Oktober 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4-tägige Grundlagenschulung (nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• Die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen 

• und wie wir es in organisierte Politik umsetzen 

• unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Dienstag gegen 14 Uhr. 
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unsere zeit 


Nicht egal und unerträglich 

Georg Fülberth zur Rente mit 69: 
vielen wird es egal sein“, 

UZ v. 2.9., S. 2 

Der Autor, ehemaliger Hochschulpro¬ 
fessor in Marburg und als Rentner si¬ 
cher nicht schlecht gestellt, schließt of¬ 
fensichtlich von seiner komfortablen 
Situation auf die Masse der Rentner in 
diesem Lande. Zitat: „Für nicht wenige 
ist die Lage erträglich.“ Bitte dazuset¬ 
zen: Für Millionen ist sie unerträglich. 
Aus eigener Erfahrung weiß ich, dass 
es kaum einem Erwerbstätigen egal ist, 
wann er in Rente gehen kann. Darum 
lautet auch eine Forderungen der DKP: 
Rente mit 60 für alle. Für ein niedrige¬ 
res Einstiegsalter plädiert auch Peter 
Mertens, Vorsitzender der belgischen 
Bruderpartei „Partei der Arbeit“, in 
seinem empfehlenswerten Buch „Wie 
können sie es wagen?“ 

Argumente pro Rente mit 69 auf¬ 
zuzählen ohne sie zu widerlegen, geht 
in einer kommunistischen Zeitung gar 
nicht. Und dann noch zum Schluss zu 
kommen, Gegendruck sei kaum zu 
erwarten, ist bloßer Defätismus. Vor¬ 
schlag: Die UZ sollte sich viel mehr mit 
Altersarmut, Pflegenotstand und Ren- 
tenklau beschäftigen, die Systemursa¬ 
chen aufzeigen und die Position der 
DKP darlegen. 

Harald Bauer ; München 

Demografisches Problem? 

Georg Fülberth zur Rente mit 69: 
Vielen wird es egal sein“, 

UZ v. 2.9., S. 2 

Lieber Georg, natürlich hast du im Er¬ 
gebnis recht damit, wenn du die Stim¬ 
mung im Land zur Rentenfrage als 


gleichgültig einschätzt. Ich habe auch 
kein Patentrezept, wie die um sich 
greifende Lethargie in eine kollektive 
Aufbruchstimmung gewendet werden 
kann. Aber einen Punkt will ich anspre¬ 
chen, der mich schier verrückt und krib¬ 
belig macht: wieso sprichst auch du von 
einem „demografischen Problem“? Ge¬ 
meint ist ja, dass die Menschen heute 
älter werden: Aber ist es ein Problem, 
dass die Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
bewegung seit über 100 Jahren für hö¬ 
here Einkommen kämpft, die eine bes¬ 
sere Ernährung gewährleistet haben? 
Oder für bessere Arbeitsbedingungen 
als Abwehr von vorzeitigem körperli¬ 
chem Verschleiß kämpft? Oder für Ar¬ 
beitszeitverkürzung, die die Zeit für 
Erholung ausdehnt und Arbeit für alle 
gewährleistet? Oder für mehr und qua¬ 
lifiziertere Bildung, die auch Kindern 
aus der Arbeiterklasse ein Studium er¬ 
möglichte, das auch dazu beitrug, die 
medizinische Versorgung der Arbei¬ 
terklasse zu verbessern? Oder die Be¬ 
grenzung der Lebensarbeitszeit auf ein 
erträgliches Maß begrenzt hat mit dem 
Ziel, sie entsprechend dem gesellschaft¬ 
lichen - von uns erarbeiteten! - Reich¬ 
tum weiter zu senken? Übrigens ebenso 
wie die Arbeitszeit! 

Das waren die Ziele - die Liste ist 
grob unvollständig -, aber dafür haben 
Generationen vor uns geknüppelt und 
den Buckel krumm gemacht. Es ist ihr 
Geschenk an uns, dass wir älter werden 
dürfen als sie. Das Problem ist - um in 
der Reihenfolge zu bleiben - dass un¬ 
sere Einkommen individuell und gesell¬ 
schaftlich gekürzt werden (Arbeitslo- 
sigkeit/Prekariat etc), dass sich die Be¬ 
dingungen in den Betrieben bis an die 


Gegen Rechts, für Frieden 

Erfolgreiches Wasserturmfest der DKP Elmshorn 


Das diesjährige Fest war geprägt durch 
den Kampf gegen die AfD. Die DKP 
Elmshorn will ihren Beitrag leisten, um 
zu verhindern, dass diese rassistische 
Partei in den Landtag Schleswig-Hol¬ 
steins und in den Bundestag einzieht. 
In der Diskussionsrunde zum Thema 
„AfD verhindern! Aufstehen gegen 
Rassismus!“ wurden von der Überle¬ 
benden des KZ Auschwitz Esther Beja- 
rano und von Marianne Wilke, Verfolg¬ 
te des Naziregimes, leidenschaftliche 
Appelle zur Verhinderung des Einzugs 
der AfD in die Parlamente formuliert. 

Die beiden Frauen sind für ihr an¬ 
tifaschistisches Engagement mit dem 
Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet 
worden und als Zeitzeuginnen gefragte 
Referentinnen auf vielen Veranstaltun¬ 
gen, vor allem in Schulen. Beide treten 
als Rednerinnen auf vielen Kundgebun¬ 
gen und Demonstrationen auf. Vor dem 
Hintergrund ihrer leidvollen Lebenser¬ 
fahrung warnen sie vor der aktuellen 
politischen Rechtsentwicklung. 

Dr. Jürgen Brüggemann (Landes¬ 
vorsitzender Schleswig-Holstein der 
VVN-BdA) und Heinz Stehr (Vorsit¬ 
zender der DKP Elmshorn) vermittel¬ 
ten Argumente zum hoffentlich wach¬ 
senden Widerstand. Der DGB-Kreis- 


vorsitzende Peter Brandt forderte in 
der Diskussion zum Boykott von Ver¬ 
anstaltungen auf, wenn AfD-Kandida- 
ten eingeladen wurden. Entsprechend 
hat sich der DGB festgelegt. 

Esther Bejarano und Marianne Wil¬ 
ke wurden in einer gesonderten Ver¬ 
anstaltung für ihr lebenslanges antifa¬ 
schistisches Wirken geehrt. Es wurden 
ihnen Bilder überreicht, die Heide Wolf 
von der DKP Elmshorn zu diesem An¬ 
lass gemalt hatte. Anna Haentjens, Kul¬ 
turpreisträgerin des Kreises Pinneberg, 
trug Gedichte und Lieder bei. Dirk 
Wilke sang antifaschistische Lieder zur 
Gitarre. Den Abschluss bildete das ge¬ 
meinsam gesungene Lied „Die Moor¬ 
soldaten“, ein emotionaler Höhepunkt 
des Wasserturmfestes. 

Speisen und Getränke waren wie 
immer beim Wasserturmfest reichlich 
nachgefragt. Die griechischen Speisen, 
der kubanische Mojito und das deut¬ 
sche Fassbier waren offensichtlich eine 
gute Mischung. 

Das Fest begann um 15.00 Uhr mit 
dem Kinderfest, u.a. mit der Erzählung 
spannender Märchen durch Catharina 
Lentes. Es wurden 600 Lose verkauft, 
und auch Flohmarkt und Bücheranti¬ 
quariat waren gefragt. 


Grenzen des Erträglichen verschärfen, 
dass die Gesetze, die die Arbeitszeit 
begrenzen de facto außer Kraft gesetzt 
und die Menschen rund um die Uhr fürs 
Kapital erreichbar geworden sind, von 
den Millionen Überstunden gar nicht 
zu sprechen, dass Bildung nicht nur teu¬ 
er geworden, sondern für Arbeiterkin¬ 
der auch schwerer zu erlangen ist, dass 
medizinische Versorgung zur Ware ver¬ 
kommen ist und dass die Lebensarbeits¬ 
zeit, wenn es so weitergeht, deckungs¬ 
gleich mit der Lebenszeit sein wird. (...) 

Heide Janicki , per E-Mail 

Ein anderer Platz 

„Einer von uns: Robert Jung“, 

UZ vom 2.9„ S. 16 

Zunächst begrüße ich es, dass in der 
UZ ein Nachruf für Robert erscheint. 
Er ist am 20. Juli dieses Jahres verstor¬ 
ben. Dafür auch auf dieses Wege noch¬ 
mals ein Dank an Heidi, die das Leben 
und Wirken von Robert richtig und her¬ 
vorragend dargestellt hat. Sie hat auch 
nicht unerwähnt gelassen, welche Re¬ 
pressalien und Erniedrigungen Irene 
und die Kinder erleben mussten. Die¬ 
sem Nachruf hätte ein anderer Platz 
eingeräumt werden müssen. Der An¬ 
lass war doch gegeben: 60 Jahre KPD 
Verbot, und mit Robert ist einer der 
letzten direkt Betroffenen des KPD- 
Verbots gestorben. (...) 

Gudrun Ehlert , Berlin 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 9. SEPT 


Schweinfurt: „Geben wir uns 5! - Frieden, 
Arbeit, Bildung, Wohnen, Solidarität.“ Grup¬ 
penabend der DKP. DFG-VK Büro, Gabels¬ 
bergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 10. SEPT 


Karlsruhe: „Weg mit dem KPD-Verbot!“ 
Zentrale Veranstaltungen der DKP. Kundge¬ 
bung & Demonstration, Ludwigsplatz, 15.00 
Uhr, im Anschluss Veranstaltung im Lokal 
„Walhalla“, Augartenstraße 27._ 

Hamburg: Infotisch der DKP-Wandsbek, 
Einkaufzentrum Steilshoop, um 11.00 Uhr. 
Wir verteilen unser Sofortprogramm und 
Flyer für die Stopp TTIP/CETA Demo 


Dl H 13. SEPT 


Chemnitz: „Die Freiheit ist unser Gefährte 
..." Das Verhältnis der Kommunistischen 
Partei Spaniens zu den internationalen Frei¬ 
willigen. Mit Dr. Werner Abel, Historiker. Mu¬ 
sikalische Umrahmung: Quijote. Eine Veran¬ 
staltung der „jNo pasarän!“ - Vortragsreihe 
zum Spanischen Bürgerkrieg (1936-1939). 
Rothaus e.V., Lohstraße 2. Beginn: 18.30 Uhr 


DO ★ 15. SEPT 


Dortmund: „Wirschaffen das“ war die Aus¬ 
sage der Kanzlerin, als im vergangenen Jahr 
fast eine Million Menschen auf der Flucht 
in die Bundesrepublik gekommen sind. Dis¬ 
kussionsveranstaltung von DGB Dortmund- 
Hellweg, Kurd-Akad - Netzwerk kurdischer 
Akademikerlnnen e.V., VHS Dortmund und 
Auslandsgesellschaft NRW. Moderation: Jut¬ 
ta Reiter, Geschäftsführerin der DGB Regi¬ 
on Dortmund-Hellweg. Auslandsgesellschaft 
NRW, Steinstraße 48,19.00 Uhr. 


SA ★ 17. SEPT 


Hamburg: Kai Degenhardt: Lieder gegen 
den rechten Aufmarsch - von damals und 
von dieser Zeit. Polittbüro, Steindamm 45, 
20.00 Uhr. Eintritt: 15,-/erm. 10,- Euro 


tagswahl 2017 im „Floraheim“ mit Gustl 
Ballin. Beginn um 19 Uhr. 


DO ★ 22. SEPT 


Suhl: „Chinas-Formel des 21. Jahrhunderts 
Wohl des Volkes = Arbeit + Brot + Entwick¬ 
lung +Frieden!“ Bildungs- und Informati¬ 
onsveranstaltung mit Prof. Dr. Eike Robert 
Kopf, Buchautor und ausländischer Exper¬ 
te bei der chinesischen Regierung. 17.00 
Uhr -19.00 Uhr, Gaststätte „Suhler Weiber¬ 
wirtschaft“ , Bahnhofstraße 1. Gemeinsam 
Veranstaltung der DKP Gruppe Suhl und Rot- 
Fuchs Regionalgruppe Suhl und Umgebung 


SA ★ 23. SEPT 


München: Gesundheit statt Profite! - 
Kolleginnen des Uniklinikums Charite in 
Berlin schreiben Tarifgeschichte - Der er¬ 
folgreiche Kampf für bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen in Krankenhäusern. Mit den Kolle¬ 
ginnen aus der Charite. Eine Veranstaltung 
des Betriebsaktivs München. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstr. 80, Beginn 19 Uhr 


SO ★ 24. SEPT 


Stuttgart: Hommage an Georg Kreisler mit 
Monika und Lemmi Lehmann; Beginn 18 
Uhr; Eintritt frei; Waldheim Gaisburg, Obe¬ 
re Neue Haldel, Stuttgart-Ost, www.wald- 
heim-gaisburg.de 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 

Die Kunst ist tot 

John Heartfield, „Architekt des 
Sozialismus“, und Arbeiterfoto¬ 
grafie 



Marianne Wilke und Esther Bejarano, 
in der Mitte Heinz Stehr 


Politische Informationen und Ge¬ 
spräche gab es an Ständen der Parteien 
DKP und „Die Linke“ sowie der VVN- 
BdA und des antifaschistischen Motor¬ 
radclubs „Kuhle Wampe“. Es wurde ge¬ 
worben für die Teilnahme an den De¬ 
monstrationen am 3.9. in Berlin gegen 
AfD und Rechtsentwicklung, am 17.9. in 
Hamburg gegen TTIP und CETA und 
am 8.10. in Berlin gegen Kriegspolitik 
und für Frieden. 

Das Fest war erneut ein Fest der So¬ 
lidarität, des gemeinsamen Feierns und 
der politischen Diskussion. Heinz Stehr 


FR ★ 16.SEPT 


Chemnitz: AfD und Neue Rechte. Mit Markus 
Bernhard, Autor, Kenner der rechten Szene, 
Journalist für „Unsere Zeit“ und „junge Welt“. 
Rothaus e.V., Lohstraße 2. Beginn: 18.00 Uhr 


SA ★ 17. SEPT 


Leverkusen: Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule „Politische Philosophie 
und philosophische Politik“. Einführung in 
„Kommunisten heute“ von Hans-Heinz Holz. 
Referent: Andreas Hüllinghorst. Weitere In¬ 
formationen und Anmeldung unter www. 
karl-liebknecht-schule.org 


SO ★IS.SEPT 


Nürnberg: „Das Verbot der KPD“, Tagung 
der Marx-Engels-Stiftung und der DKP 
zu politischen, juristischen und persönli¬ 
chen Aspekten des KPD-Verbots. Nachbar¬ 
schaftshaus Gostenhof, Adam-Klein-Straße 
6,10.30 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Dl ★ 20. SEPT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 21. SEPT 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land zur Bundes- 


Antikunst. Antikrieg. Dada. 1916 ist Grün¬ 
dungsjahr der Künstlergruppe Dada, die 
„Antikunst“ als Waffe gegen den Ersten 
Weltkrieg einsetzen will. John Heartfield 
ist „Monteurdada“. Am 1. Januar 1919 
nimmt er aus den Händen von Rosa Lu¬ 
xemburg sein KPD-Parteibuch entgegen. 
Ab 1930 gestaltet Heartfield mit Foto¬ 
montagen gegen Krieg und NS-Terrordie 
Titelseiten der Arbeiter-Illustrierten-Zei- 
tung. Ab 1926 ist „Fotografie als Waffe“ 
Leitspruch der Vereinigung der Arbeiter¬ 
photographen Deutschlands. Fotomonta¬ 
gen der heutigen Arbeiterfotografie ent¬ 
stehen seit den 1970er Jahren. 

Eröffnung: Mi., 14.9., 19 Uhr 
Dauer: Do., 15 bis Di., 27. September 
Öffnungszeiten: Mi/Do 19-21 Uhr 
Sa 11 -14 Uhr und nach Vereinbarung 
Sonderöffnungszeiten/ 
Kernwochenende: 

23.9., 19-22 Uhr 
24./25.9., 11-19 Uhr 
Filme: 

17.9., 18.00 Uhr 

John Heartfield, Fotomonteur (60 Min) 
Film von Helmut Herbst 1977 
17.9., 19.15 Uhr 

Deutschland Dada (63 Min) Film von 
Helmut Herbst 1969 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


\ 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- EJ Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Superhumans 

Die Olympischen Spiele der Kriegsversehrten 



Vielleicht wäre er lieber Leichtathlet 
geworden, der Tim Focken. Aber wahr¬ 
scheinlich war er für die diese Woche ge¬ 
starteten Paralympischen Spiele in Rio 
einfach zu langsam mit seinen gesunden 
Beinen, außerdem ist er schon 32. 

Immerhin sind bei ihm Muskeln 
und Nerven im Oberarm tot. Ein Ta¬ 
liban habe ihm eine Kugel verpasst, 
in Afghanistan, berichtete die „Zeit“. 
Nein, eigentlich war es noch gemei¬ 
ner, es war ein Heckenschütze, ein bö¬ 
ser Hinterhalt. Wie Tim Focken aus 
dem heimatlichen Oldenburg im über 
5 000 km entfernten Kundus in einen 
Hinterhalt geriet ist offenbar schwer 
zu erklären. Aber berichtet wird, er sei 
gerne Soldat gewesen. 

Focken wurde porträtiert als neue 
Hoffnung der Gruppe „einsatzgeschä¬ 
digter Soldaten mit leistungssportlichen 
Ambitionen“. Ein Prestigeprojekt des 
bundesdeutschen Wehrertüchtigung. Das 
ist deshalb wichtig, weil sich die Kriegs¬ 
versehrten ja doch nicht ganz verstecken 


lassen. Also sind Typen fürs Rampenlicht 
gefragt. Typen wie Focken haben doch 
gar keinen Bock auf die langwierige 
Reha der Minderleister und gehen lie¬ 
ber gleich zum Extremsport über. 

Die britische und die US-Ar- 
mee produzieren solche Geschichten 
schon länger. Die BBC nennt ihre Pa¬ 
raolympioniken „Superhumans“. Die 
einen sind supersympathisch darge¬ 
stellt, niedlich geradezu; die anderen 
entsprechen den Kriterien „höher, 
schneller, weiter“. Bekannt wurde Os¬ 
car Pistorius, der ohne Beine - aber 
mit Prothesen - schneller war als „nor¬ 
male“ Läufer. 

So schnell wie Pistorius wird Dave 
Henson vielleicht nicht unterwegs 
sein. Auch er hat zwei Beine verloren 
... in Afghanistan. Und vier Kamera¬ 
den, für die er jetzt Gold in Rio holen 
will. Er sieht es als große Chance, will 
von Depressionen nichts hören und 
ihm wird Humor ä la Monty Python 
angedichtet. Und so wird er im „Te¬ 


legraph“ mit den Worten zitiert: „Es 
ist nur eine Fleisch wunde“, während er 
auf seine Beinstümpfe lächelnd run¬ 
tersieht. 

Aus Sicht der Anwerber fürs Militär 
ist es ein echter Segen, solche Sympa¬ 
thieträger vorweisen zu können. Denn 
das Thema der Verstümmelung ist bei 
den halbwegs Intelligenten präsent, 
wenn sie gefragt werden, ob sie sich eine 
Karriere bei der Bundeswehr oder der 
British Army vorstellen können. Focken 
und Henson hat es dabei bös erwischt. 
Sie als wahre Kämpfer darzustellen, die 
als Kriegsversehrte ein neues Leben be¬ 
ginnen, nur Chancen sehen und Leis¬ 
tung bringen, wird Militärpfarrer Gauck 
besonders gefallen. Wahrscheinlich wird 
Behindertensport deshalb beim „Bür¬ 
gerfest des Bundespräsidenten“ an die¬ 
sem Wochenende so abgefeiert. 

Tim Fockens Arm schmerzt schon 
lange nicht mehr, aber der Kopf, der tut 
einem schon sehr weh, wenn man darü¬ 
ber nachdenkt. Friedhelm Vermeiden 


Der Finne, der eine Pille nahm 
und allen anderen davonlief 

Paavo Nurmi schluckte leistungssteigernde Medikamente 


Selbst der jüngeren Laufgeneration 
dürfte Paavo Nurmi ein Begriff sein. 
Er war der Läufer eines Jahrhunderts, 
gewann neun olympische Goldme¬ 
daillen bei drei Olympischen Spielen 
(1920-1928), lief 24 Weltrekorde und 
wollte um jeden Preis bei den Spie¬ 
len 1932 den Marathonlauf gewinnen, 
was daran scheiterte, dass eine deut¬ 
sche Denunziation ihn als Profi be¬ 
zichtigte und er nicht in Los Angeles 
starten durfte. 


Nein, es jährte sich dieser Tage nicht 
sein erster oder letzter Weltrekord, 
sondern sein Bekenntnis zum Doping. 
1931 hatte er in aller Öffentlichkeit für 
das Medikament Rejuven geworben. 
Heute ein strikt verbotenes Anaboli- 
kum. Hier der überlieferte Text seiner 
Werbeanzeige: „Ich war verblüfft, wie 
Rejuven den Körper stärkt, und kann 
es Athleten mit einer langen, anstren¬ 
genden Wettkampfsaison wärmstens 
empfehlen.“ 

Wer ihn disqua¬ 
lifizierte? Das war 
vor den Olympi¬ 
schen Spielen in Los 
Angeles. Angeblich 
hatte er kurz zuvor 
den Amateurstatus 
verletzt. Es war ein 
deutscher Leicht¬ 
athletikveranstal¬ 
ter, der ihn anzeig¬ 
te, weil er angeblich 
für seine Anreise zu 
einem Sportfest, zu 
dem man ihn ein¬ 
geladen hatte, zu 
viel Reisekosten 
kassiert hatte. Bis 
zuletzt hatte er auf 
eine Aufhebung 
des Urteils gehofft, 
wurde aber auf die 
Tribüne verdammt. 

Nein, er war 
nicht wegen Do¬ 
pings gesperrt wor¬ 
den, weil damals 
noch gar nicht ver¬ 
boten war, solche 
Mittel zu nehmen 
und alle Welt - viel¬ 
leicht eben auch 
Paavo Nurmi, der 


das nicht mal geleugnet hatte - stapel¬ 
weise Pillen schluckte. 

Wenn ich heute daran erinnere, dass 
auch der legendäre Nurmi schon leis¬ 
tungsfördernde Mittel geschluckt hat¬ 
te, dann keinesfalls, um seine Medaillen 
von seinen Nachfahren zu verlangen, 
sondern nur um die historische Prob¬ 
lematik des Dopings in Erinnerung zu 
rufen. Es war hier schon mal die Rede 
davon, dass selbst die antiken Griechen 
Mittelchen kannten, die sie schneller 
werden ließen oder im Ringkampf er¬ 
folgreicher. 

Die ersten Dopingkontrollen der 
modernen Spiele fanden 1960 statt. 
Seitdem sind fast sechs Jahrzehnte ver¬ 
gangen und der Erfolg blieb mäßig. 
Sollte jemand fragen, warum das so ist, 
könnte man ihm antworten: Weil hinter 
der Pharmaindustrie ein paar mehr Mil¬ 
liarden stecken als hinter der Industrie, 
die die Kontrollgeräte produziert. Wer 
das bezweifeln sollte, müsste mal zur 
Kenntnis nehmen, wie viel leistungs¬ 
steigernde Mittel in allen Branchen ge¬ 
kauft und wie viel solcher Geräte benö¬ 
tigt werden. In den Büros kontrolliert 
nämlich niemand, ob jemand leistungs¬ 
fördernde Pillen nimmt. Würde man 
Apotheker nach ihrem Umsatz fragen, 
würde das große Staunen einsetzen. 

Das erinnert an den berühmten 
Wettlauf zwischen Hase und Igel. Zum 
echten Problem wird dieser Wettlauf 
erst, wenn er in die Politik wechselt. 
Ich nenne absichtlich die Namen kei¬ 
ner Völker, denn sonst müsste ich er¬ 
wähnen, dass seit Jahr und Tag in der 
Bundesrepublik eine wissenschaftliche 
Untersuchung in verschlossen Schrän¬ 
ken liegt und nicht ans Licht kommt. 
Lassen wir das. Und auch den trotz des 
Rejuven guten Nurmi ... 

Klaus Huhn 



Nurmi-die Legende beim Bewegungstraining 


Jüdische Musiken 

„Melodie & Rhythmus“ 5/2016 ist erschienen 


Heute reichen die Vorstellungen von 
jüdischer Musikkultur meist nicht 
über Klezmer, jiddische Lieder und 
die liturgischen Gesänge der Kanto¬ 
ren hinaus. Dabei ist die „jü¬ 
dische Dimension“, wie der 
israelische Kunsttheoretiker 
Moshe Zuckermann die Prä¬ 
senz des Jüdischen in der Di¬ 
aspora und im zionistischen 
Staat bezeichnet, sehr groß 
und vielfältig. Zugleich ist 
sie aber auch schwer auszu¬ 
machen. Das gilt vor allem 
für die Lebenswelten, in de¬ 
nen Juden assimiliert sind, 
ausgrenzt werden oder kol¬ 
lektiv von Verfolgung be¬ 
troffen waren. M&R spürt 
vergangenen jüdischen Populärkul¬ 
turen, wie den jiddischen Liedern 
der Partisanen im Zweiten Weltkrieg, 
ebenso nach wie jüdischen Einflüssen 
in der aktuellen Popmusik. Der US- 
amerikanische Autor Steven L. Beeber 
erklärt die jüdischen Ursprünge des 
Punk. Keith Kahn-Harris beleuchtet 
die Liaison zwischen Judentum und 
Metal. Wir widmen uns der Verarbei¬ 
tung der Shoah in der Kunstmusik und 
experimentellen Musik, z.B. von John 
Zorn und Meira Asher. Und M&R be¬ 
fragte jüdische Tonkünstler nach ihren 
Lebens- und Schaffensperspektiven: 


Weiter in der Diaspora leben oder in 
den Judenstaat auswandern, dort blei¬ 
ben oder gehen? Welche Zukunft hat 
Israel? 


Weitere Themen im Heft: 

★ „Deutsches Miserere“? Vor 50 Jah¬ 
ren fand die Uraufführung von Paul 
Dessaus Klagegesang über das „blut¬ 
besudelte“ Deutschland statt 

★ Die Ju Percussion Group löst in Tai¬ 
wan massenhafte Begeisterung aus 

★ Das Komponisten-Duo Mondo 
Sangue über verkanntes Musikschaf¬ 
fen - den Kannibalen-Film-Soundtrack 

★ Sven Helbigs neues Chorwerk „I Eat 
the Sun and Drink the Rain“ 

★ Suzanne Vega, New Model Army, 
Nor ah Jones, Hattier, The Ruts DC, 
Rome 




Der rote Kanal 


Last Night of the Proms 2016 

Ohne den üblichen elitären Rahmen 
gibt es sie, die Begeisterung für klas¬ 
sische Musik. Dieses Jahr randaliert 
der Startenor Juan Diego Flörez mit 
dem BBC Symphony Orchestra. Ein 
ungutes Gefühl kommt nur auf, wenn 
die Massen beim ersten Ton der alten 
Imperialistenhymne „Rule Britannia“ 
ausflippen. 

Sa, 10 . 9 ., 23.35 Uhr, NDR 

Polizeiruf no: Wölfe 

Die Polizeiruf-Reihe ragt aus dem 
TV-Krimi-Einerlei heraus. Das liegt 
auch an Darstellern, die ihr Hand¬ 
werk beeindruckend beherrschen. 
Hier ist Matthias Brandt, der als Pro¬ 
tagonist Hanns von Meuffels glänzt, 
als erster zu nennen. 

So, 11 . 9 ., 20.15 Uhr, Das Erste 


Prime Suspect - Heißer Verdacht 

Die Londoner Polizei ist eine Müh¬ 
le aus Intrigen, Sexismus, Rassismus 
und Alkohol. Hier ermittelt Detective 
Chief Inspector Tennison (dargestellt 
von der großen Mimin Helen Mirren), 
sie leistet hier Widerstand und passt 
sich da an. Tolle Serie im falschen 
Sender - der betriebsratsfreie Red- 
Bull-Sender knallt gnadenlos Werbe¬ 
klötze in die komplexesten Szenen. 
Mo, 12 . 9 ., 20.15 Uhr, Servus TV 

A Serious Man 

Eigentlich ist es ja ausgelutscht, die 
Sinnkrisen besserer Leute immer neu 
zu bebildern. Doch der Film der Co- 
en-Brüder um die Leiden des Physi¬ 
kers Larry Gopnick überrascht mit 
ungewohntem Personal und absur¬ 
den Weisheiten. 

Mi, 14 . 9 ., 22.15 Uhr, Eins Plus 




















